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Über ein Jubiläum hat der
Bürgermeisterin jüngsterZeit
viel nachgedacht: Seit 20 Jah-
ren gibt es nun Handys. Und
seitdem haben sich unsere
Kommunikationsgewohnhei-
ten im Alltag so grundlegend
verändert wie selten zuvor.
Als Beispiel nennt der Rat-
hauschef die durchschnittlich
700 SMS, die jeder Bürger
jährlich verschickt. Seite 15
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Kommunalpolitisches Forum in Tutzing:

Was die Ordnung
gefährdet

Gewalt nach Alkoholkonsum, Gewalt bei Sportver-
anstaltungen, Gewalt durch Rechtsradikale: Die Aka-
demie für politische Bildung Tutzing und der Bayeri-
sche Städtetag beschäftigen sich auf ihrem kommu-
nalpolitischen Forum zwei Tage lang mit dem Thema
„Freiheit und Sicherheit in Städten und Gemeinden“.
Die Leitung oblag Akademie-Direktorin Prof. Dr. Ur-
sula Münch, Josef Deimer (Altoberbürgermeister von
Landshut und Ehrenvorsitzender des Bayerischen
Städtetags) sowie dem ehemaligen Akademie-Direk-
tor Professor Dr. Heinrich Oberreuter. 

Die im internationalen wie na-
tionalen Vergleich gute Sicher-
heitslage in Bayern – immerhin
werden zwei Drittel aller Strafta-
ten aufgeklärt - zeigt, dass das
Zusammenspiel zwischen staat-
licher Polizei und kommunalen
Behörden bislang funktioniert.
Gleichwohl sind die Herausfor-
derungen, die Anlass zur Sorge
und zur öffentlichen Diskussion
geben, nicht zu übersehen.

Sichere Rechtsgrundlage

Wie Josef Deimer einführend
darstellte, fordert der Bayerische
Städtetag die Schaffung einer si-
cheren Rechtsgrundlage für das
Verbot von Alkoholkonsum im
öffentlichen Raum und die Wie-
dereinführung einer generellen,
landesweiten Sperrzeit von 2 bis 6
Uhr. Wie sich in der Praxis zeige,
seien Einzelfallentscheidungen
mit erheblichem Verwaltungsauf-
wand und rechtlichen Hürden bei
der Begründung verbunden. Der
Städtetag weise immer wieder
darauf hin, dass ein Verkaufsver-
bot von Alkohol außerhalb der
Ladenschlusszeiten, insbesondere
an den Tankstellen, und ein klares
Verbot der „Flatrate-Partys“ hilf-
reich sein könnten.

Im realen Stadtleben gehe es
um Desintegrationsvorgänge, die
in Gewalt mündend die Freiheit
der Bürger gefährden, so Deimer.
Dabei gehe es nicht allein um das
flächendeckende Phänomen ei-
nes ungezügelten Alkoholkon-
sums oder um die Sicherheitslage
in den Sportarenen oder auch um
entartete Gastronomieszenen, die

leider allzu oft auch von den
Kommunen selbst begünstigt
würden. Vielmehr gehe es um
Auflösungsprozesse, deren Aus-
wirkungen sich heute in verschie-
dener Weise zeigten, ob getrennt,
kombiniert oder auch kumulativ. 

Ungezügelter Egoismus

Die Tatsache, dass sich durch-
aus viele Bürger im Namen der
persönlichen Freiheit das Recht
heraus nehmen, ihren eigenen
Egoismus ungezügelt auszule-
ben, bereitet nicht nur den Städten
und Gemeinden im wahrsten Sin-
ne des Wortes schlaflose Nächte,
sondern auch dem Bayerischen
Landespolizeipräsidenten Walde-
mar Kindler. In seinem Statement
verwies er auf beunruhigende
Tendenzen. Dazu zählten zu-
nächst Alkoholmissbrauch und
die nächtliche Gastronomieszene.

Diskutierten auf dem Kommunalpolitischen Forum in Tutzing
über Gewalt im öffentlichen Raum (v. l.): Waldemar Kindler,
Bayerischer Landespolizeipräsident, Helmut Chase, Stadtrat
Ingolstadt, Dr. Hans Schleicher, Amtschef Bayerisches Wirt-
schaftsministerium und Memmingens Oberbürgermeister
Dr. Ivo Holzinger. 

Hier sei nachgewiesen, dass
nachts, wenn der Alkoholspiegel
steigt, mehr randaliert wird als
zwischen 6 und 24 Uhr. Auch
nähmen die Angriffe auf Polizei-
beamte zu. Meist seien es Betrun-
kene, die auf Ordnungshüter los-
gehen, in jedem zehnten Fall oh-
ne vorhergehenden Polizeiein-
satz. Laut Kriminalstatistik 2011
waren nahezu 41 Prozent aller
Gewalttäter bei ihrer Tat alkoholi-
siert. Unter den Jugendlichen lag
der Grad der Alkoholisierung bei
29,2 Prozent, unter den heran-
wachsenden Gewalttätern sogar
bei 53,1 Prozent.

Zudem stellten Fußballspiele
und andere Sportveranstaltungen
ein Sicherheitsproblem dar,
selbst in unteren Ligen, „wo sich
gegnerische Fangruppen schon
einmal verabreden, um sich eins
auf die Mütze zu geben“. Darü-
ber hinaus habe man sich mit
dem Problem der Drogenkrimi-
nalität auseinanderzusetzen. Im

Jahr 2011 habe die bayerische
Polizei knapp 12 Kilogramm der
Designerdroge Crystal sicherge-
stellt. „Das war doppelt so viel
wie noch 2010“, erklärte Kindler.

Prävention

Hans Schleicher vom bayeri-
schen Wirtschaftsministerium
warnte seinerseits vor Überregu-
lierung und setzt auf Prävention,
die Selbstverantwortung der Bür-
ger und die Umsicht von Lokal-
und Tankstellenbetreibern. Dass
dies den Kommunen nicht weit
genug geht, machte zunächst Hel-
mut Chase (Referent für Sicher-
heit in Ingolstadt) deutlich: Das
Problem sei, „dass Alkohol rund
um die Uhr verfügbar ist“, wes-
halb nur ein absolutes Verkaufs-
verbot für Alkohol an Tankstellen
Abhilfe schaffen könne. Mem-
mingens Oberbürgermeister Ivo
Holzinger plädierte für ein Alko-

(Fortsetzung auf Seite 4)

150 Jahre bayerische Landratsämter:

Meilenstein auf dem Weg
zum modernen Rechtsstaat
Mit einem Festakt im Odeon des Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern haben Kommunalminister
Joachim Herrmann und der Präsident des Bayeri-
schen Landkreistags, Landrat Dr. Jakob Kreidl, vor
zahlreicher Prominenz an das 150-jährige Bestehen
der bayerischen Landratsämter erinnert. 

Am 1. Juli 1862 wurden an
Stelle der alten Landgerichte, die
bis dahin sowohl für die Recht-
sprechung als auch für die Ver-
waltung zuständig waren, die Be-
zirksämter als reine Verwaltungs-
behörden geschaffen; diese waren
die Vorläufer der heutigen Land-
ratsämter. Zum gleichen Zeit-
punkt entstanden als unterste Ge-
richtsinstanz die späteren Amts-
gerichte (damals unter dem Na-
men Landgerichte) und das
bayerische Notariat. Die Tren-
nung von Justiz und Verwaltung
auch auf der unteren Ebene war
im damaligen Königreich Bayern
ein großer Schritt hin zum moder-
nen Rechtsstaat. 

Erfolgsgeschichte

Innenminister Joachim Herr-
mann unterstrich die Leistungs-
fähigkeit der bayerischen Land-
ratsämter: „150 Jahre bayerische
Landratsämter – das ist eine Er-
folgsgeschichte, auf die wir alle

stolz sein dürfen. Unsere Land-
ratsämter haben sich in jeder Hin-
sicht bewährt. Spezialisiertes
Fachwissen und effektive Aufga-
benerfüllung sind heute ihre
Markenzeichen. Wir müssen und
wollen die Landratsämter weiter

stärken – mit den notwendigen
Finanzmitteln und personellen
Ressourcen.“

Die Doppelnatur des Landrats-

amtes als Kreisbehörde und zu-
gleich untere staatliche Verwal-
tungsbehörde habe klare Vorteile.
Kommunale Selbstverwaltung
und Staatsverwaltung ergänzten
sich so optimal. Im Landratsamt
gewinne die kommunale Seite
den Blick für die gesamtstaatliche
Verantwortung, erklärte der Mini-
ster und ergänzte: „Und die staat-
liche Seite gewinnt das nötige
Verständnis für die kommunale
Selbstverwaltung und die Belan-
ge der Bürger vor Ort.“

Moderne Verwaltungsmittel

Der 150. Geburtstag der Land-
ratsämter trifft Herrmann zufolge
nicht nur mit dem 160-jährigen
Bestehen der Landkreise zusam-
men, sondern auch mit dem 40.
Jahrestag der Landkreisgebietsre-
form. Diese habe einen tiefgrei-
fenden Wandel gebracht und die
Wirtschaftlichkeit und Effizienz
der Verwaltung erheblich gestei-
gert. „Die Gebietsreform hat den
Weg dafür geebnet, dass unsere
Landkreise auf spezialisiertes
Fachpersonal und moderne Ver-
waltungsmittel zurückgreifen
können. Sie sind heute für ihre
zahlreichen Kernaufgaben bes-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Risiken 
des Fiskalpakts

Tagung von Präsidium und Hauptausschuss in Kassel

Der Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung sowie die
Folgen des europäischen Fiskalpakts standen im Mit-
telpunkt der jüngsten Tagung von Präsidium und
Hauptausschuss des Deutschen Städtetages in Kassel.
Dabei appellierte der Verband an Bund und Länder,
die Kommunen vor künftigen neuen Belastungen
durch den europäischen Fiskalpakt zu schützen.
Außerdem will der kommunale Spitzenverband errei-
chen, dass die Kommunen in dem Gremium Sitz und
Stimme erhalten, das in Deutschland über die Einhal-
tung der Regeln des Fiskalpakts wacht.

Wie der stellvertretende Präsi-
dent des Deutschen Städtetages,
Regensburgs Oberbürgermeister
Hans Schaidinger darlegte, „un-
terstützen die Städte den Fiskal-
pakt, weil Entschuldung und
Haushaltsdisziplin in den Euro-
Staaten absolut notwendig sind“.
Das Risiko, dass in Deutschland
einzelne Länder ihre Defizite in
die Kommunalhaushalte ausla-
gern, werde sich durch den Pakt
jedoch erhöhen. Die Länder wer-
den unter stärkeren Konsolidie-
rungsdruck geraten. Dies dürfe
aber nicht dazu führen, dass sie
Lasten oder weitere Aufgaben auf
die Kommunen verschieben. Die
Länder müssten ihre finanzielle
Verantwortung für ihre Kommu-
nen anerkennen und wahrneh-
men. Zudem dürfe die kommuna-
le Haushaltsautonomie nicht ein-
geschränkt werden.

Kritische Haushaltslage

Mit Blick auf die Verhandlun-
gen von Bund und Ländern zum
Fiskalpakt ergänzte Schaidinger,
die Haushaltslage vieler Städte
sei äußerst kritisch: „Deutliche
Zeichen dafür sind die Belastung
der Kommunen mit Sozialausga-
ben – in diesem Jahr wird eine
Rekordhöhe von etwa 45 Milli-
arden Euro erwartet – und die in
den vergangenen Jahren auf
mehr als 44 Milliarden Euro ex-
plodierten kommunalen Kassen-
kredite.“ Deshalb sei zu be-
grüßen, dass die Länder derzeit
versuchen, den Bund zu einer
maßgeblichen Beteiligung an der
Finanzierung der Eingliede-
rungshilfe für Behinderte zu be-
wegen. Deren Kosten belaufen
sich für Länder und Kommunen
auf jährlich 12,5 Milliarden Eu-
ro. Länder und Kommunen müs-
sten an einer Entlastung bei der

Eingliederungshilfe ihrem Anteil
entsprechend beteiligt werden.

Modifizierter Stabilitätsrat

Das Präsidium des Deutschen
Städtetages hält die Absicht für
richtig, im Zuge des Fiskalpakts
eine unabhängige nationale In-
stitution einzurichten, die die
Einhaltung der Regeln überwa-
chen soll. Ein von Bund und
Ländern ins Gespräch gebrachter
modifizierter Stabilitätsrat sei
dazu ein geeignetes Gremium.
Laut Schaidinger müssen die
Kommunen aber dann im Stabi-
litätsrat unbedingt an den Bera-
tungen beteiligt werden. „Nur
unregelmäßig als Gäste in einem
Arbeitskreis dabei zu sein, wie

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Jakob Kreidl. 
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Bürgermeister Hans Jäger
94554 Moos

am 20.7.

Bürgermeister Josef Schmidkonz
95695 Mähring

am 22.7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin 
Marita Kaiser

89257 Illertissen
am 12.7.

Bürgermeister Bernhard Schulze
82294 Oberschweinbach

am 23.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin

Simone Vogt-Keller
89287 Bellenberg

am 17.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Schnotz

91572 Bechhofen
am 19.7.

Bürgermeister Benedikt Bisping
91207 Lauf a. d. Pegnitz

am 24.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Müller

94252 Bayerisch Eisenstein
am 21.7.

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Heinrich Kiermeier

85413 Hörgertshausen
am 12.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Richard Schmidt

91090 Effeltrich
am 13.7.

Bürgermeister Konrad Weingart
97717 Sulzthal

am 13.7.

Bürgermeister Josef Kilgenstein
63825 Westerngrund

am 13.7.

Bürgermeister
Wolfgang Reichenwallner
84518 Garching a. d. Alz

am 24.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernhard Krempl

94333 Geiselhöring
am 11.7.

Bürgermeister Wolfgang Borst
97461 Hofheim i. Ufr.

am 16.7.

Bürgermeisterin Luise Goldfuß
95515 Plankenfels

am 17.7.

Landrat Hubert Hafner
89312 Günzburg

am 18.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Arbeitsgruppe Kommune 2.0 der CSU-Zukunftskommission:

Kommunalpolitik
der Zukunft

Mit Thesen zur Kommunalpolitik der Zukunft wartet ein neues
Papier der CSU-Zukunftskommission auf. Darin wird von den
Verfassern Oberbürgermeister Mathias Thürauf und den KPV-
Mitgliedern Landrat Matthias Dießl, Bürgermeister Christoph
Göbel, Stadt- und Kreisrätin Cornelia Trinkl sowie dem KPV-
Landesvorsitzenden Landrat Stefan Rößle darauf hingewiesen,
dass der europäische Einigungsprozess und die vielfache Stär-
kung der europäischen Ebene zu Lasten vor allem der National-
staaten „zu einem signifikanten Bedeutungsaufwuchs der Re-
gionen“ führen und so auch eine „deutlich wichtigere Rolle kom-
munalen Selbstverwaltung“ bedingen.

Kommunen und Gebietskör-
perschaften müssten im Bekennt-
nis zum Subsidiaritätsprinzip ge-
stärkt werden. Ihre Aufgaben
nähmen zu und sollten möglichst
frei gestaltet und bedarfsgerecht
erfüllt werden können. Gemein-
den, Städte, Landkreise und Be-
zirke stifteten den Menschen
Identität und böten ihnen Heimat.
Der Ausschuss der Regionen
müsse im Sinne von mehr Gestal-
tungsmöglichkeiten für die Kom-
munen weiterentwickelt werden.

Kommunale Allianzen

Als Zukunftsthemen vor Ort
werden der demografische Wan-
del, Familienfreundlichkeit, En-

ergieversorgung, bürgerschaftli-
ches Engagement, Gesundheits-
wesen, Nachhaltigkeit und Bil-
dungsregionen genannt. Was or-
ganisatorische Fragen anbelangt,
so geht es nach Ansicht der Zu-
kunftskommission zunächst dar-
um, die Effizienz in der kommu-
nalen Selbstverwaltung durch
verstärkte und erleichterte inter-
kommunale Zusammenarbeit,
durch Anreizsysteme (z. B. Er-
folgsprämien) für freiwillige Ge-
meindefusionen (innerhalb von
Gebietskörperschaften oder auch
dieser selbst) sowie durch kom-
munale Allianzen zu bestimmten
Aufgabenfeldern zu steigern.

Darüber hinaus sollten Ver-
waltungsstrukturen gestrafft und
kommunale Bezirke und Be-
zirksregierungen einhergehend
mit einer Stärkung der Bezirkse-
bene zusammengelegt werden.
Der Bezirkstagspräsident sollte
dabei ebenso direkt vom Volk
gewählt werden wie der Landrat
bei der Doppelbehörde Landrat-
samt. Dies stehe nicht im Wider-
spruch zu einer parallelen Straf-
fung der staatlichen Organisati-
onsebenen (Zweistufigkeit der
Verwaltung), wenn Aufgaben
klar den einzelnen Ebenen zuge-
wiesen werden. Es erscheine
sinnvoll, wenn staatliche Aufga-
ben nur noch an das Landratsamt
und das zuständige Ministerium
bzw. bei überregional bedeutsa-
men Themen nur noch bei den
Bezirksregierungen und den Mi-
nisterien angesiedelt werden. 

Diversifizierte Betrachtung

Bei Stadt-Umland und Stadt-
Land-Beziehungen wiederum
wäre laut Kommission eine di-
versifiziertere Betrachtung von
Stadt, Verdichtungsräumen und
ländlichem Raum sowie die Stär-

kung regionaler interkommunaler
Zusammenarbeit (z. B. interkom-
munale Gewerbegebiete und
Steuerrecht und Einzelhandels-
versorgung) wünschenswert.

Stichwort Bürgerbeteiligung
und Web 2.0: Beim Punkt E-Vo-
ting und Meinungsbildung zu
kommunalen Themen wird dar-
auf verwiesen, „dass Kommunen
nach eigenem Ermessen online-
basiert Abfragen zu kommunalen
Themen durchführen können“.
Dabei sollten eine Mindestbeteili-
gung (Quorum) und eine Identifi-
kation des Bürgers erfolgen. Die
Kenntnisnahme der dazu notwen-
digen Informationen müsse be-
stätigt werden. Dadurch sei eine
frühzeitige Einbindung und Be-
teiligung der Bürger möglich.

Weitere Anregungen sind die
Informationsweitergabe durch
aktive Nutzung von Online-
Möglichkeiten und den her-
kömmlichen Medien (z. B. kom-
munale Zeitungen) sowie die
Möglichkeit, durch Bürgerbetei-
ligungsmodelle bei Investitionen
oder/und auch in der Daseins-
vorsorge, z. B. Energieversor-
gung, die Bürger in Verantwor-
tung und wirtschaftliche Beteili-
gung zu bringen.  

Dienstleistungsphilosophie

Unter der Überschrift „Kom-
mune im Dienste ihrer Bürger“
wird eine Stärkung der Unterneh-
menskultur und Dienstleistungs-
philosophie ebenso empfohlen
wie die betriebswirtschaftliche
Steuerung der Kommune und die
Konzentration auf Daseinsvor-
sorge in eigener Hand.

Beim Punkt Finanzierung wird

angemerkt, die Neuordnung des
kommunalen Finanzausgleichs
transparent, gerecht und solida-
risch zu gestalten, das Förderwe-
sen zu entbürokratisieren und ein
schlankeres Fördersystem auf
den Weg zu bringen. Hier heißt
es: „Weg von stark diversifizie-
render Einzelfallförderung hin
zur pauschalen Aufgabenförde-
rung, dadurch Stärkung der 
kommunalen Eigenverantwor-
tung bei Gewährleistung der Er-
füllung zugewiesener Pflichtauf-
gaben“. Auch sollte das Augen-
merk auf die Stärkung der Fi-
nanzhoheit der Städte, Gemein-
den, Landkreise und Bezirke
„durch Stärkung der Steuerho-
heit“ gelegt werden. Insbesonde-
re bei den ständig steigenden So-
zialausgaben müssten die Kom-
munen künftig deutlich entlastet
werden.

Projektbezogene Beteiligung

Um qualifizierte Mandatsträ-
ger zu gewinnen, sei schließlich
auf die „Hinführung eines mög-
lichst breiten Bevölkerungsspek-
trums durch projektbezogene
Beteiligung“ zu achten. Auch
müsse die Attraktivität kommu-
naler Ämter z. B. durch Arbeit-
geberanreize gesteigert werden.
Wichtig sei es, den Anteil so-
wohl der Frauen als auch der
jüngeren Mandatsträger zu er-
höhen. Möglicherweise könnte
auch mit einer Selbstverpflich-
tung zu einem fairen, offenen
und vertrauensvollen Umgang
der Mandatsträger untereinander
für eine erhöhte Bereitschaft zur
Übernahme kommunaler Man-
date geworben werden. DK

Bildungspolitik
bleibt umstritten

Das dreistufige Schulsystem in Bayern bleibt politisch umstritten.
Staatsregierung und Koalition setzen weiter auf Grund-, Haupt-
und Mittelschule als chancenreiches Sprungbrett zur Hochschule
und beruflichen Qualifikation. Dieser Weg, auf dem der Freistaat
im Ländervergleich einen Spitzenplatz einnehme, schaffe und si-
chere den Menschen in Stadt und Land, flächendeckend bedarfs-
gerechte Chancen, betonte Kultusminister Ludwig Spaenle in ei-
ner Regierungserklärung im Landtag. Die Opposition sieht das
dreigliedrige Schulsystem als den falschen Weg und fordert die
Gesamtschule vor dem Gymnasium. Auf jeden Fall müsse die Ge-
meinschaftsschule mit Ganztagsbetreuung besser ausgebaut wer-
den. Einig war man sich, dass der Bildungsweg von Staat und
Kommunen gemeinsam ohne Bürokratie zu gehen sei.

Bayern sei „das Bildungsland“,
stellte Spaenle fest. Die Schule
werde vom einzelnen Kind be-
stimmt. Für jeden Abschluss gebe
es einen Anschluss, also eine or-
ganisierte Durchlässigkeit. Dazu
gehöre der Ausbau der Ganztags-
angebote, der alsbald zu 90% er-
reicht sei. Des weiteren die Ange-
bote für junge Menschen mit Mi-
grationshintergrund sowie Kinder
und Jugendliche mit besonderem
Förderbedarf. Das entsprechende
Angebot an Lehrern und Ausbil-
dungskräften sei bereitzustellen.
Im Nachtragshaushalt 2012 stün-
den 1082 neue Stellen, davon 460
zur Bekämpfung von Unterrichts-
ausfall.

Bildungspolitik sei auch ein
Stück Regional- und Strukturpoli-
tik. Kleine, rechtlich selbständige
Grundschulen mit einer Mindest-
größe von insgesamt 26 Schülern
in jahrgangskombinierten Klassen
seien die Richtlinie: Die Mittel-
schule besitze mit 941 Standorten

das engmaschigste Netz der wei-
terführenden Schularten. Mit der
neuen Strategie sei es gelungen,
die Standortschließungen massiv
zu verringern; von über 40 im Jahr
2008 auf heuer „um die zehn“.

Bildungspolitik sei im Dialog zu
gestalten. In Zusammenarbeit mit
Gemeinde- und Städtetag habe es
bereits zwei landesweite Ge-
sprächsrunden mit allen Bürger-
meistern von Mittelschulstandor-
ten gegeben. Der regelmäßige
Dialog mit den Kommunen und
ihren Spitzenverbänden, mit El-
tern- und Lehrerverbänden sowie
mit den Kirchen werde fortgesetzt.
Die Ganztagsangebote würden in
gemeinsamer Verantwortung wei-
ter konsequent ausgebaut.

Diese Bildungspolitik gehe an
den tatsächlichen Herausforderun-
gen vorbei, konterte Martin Güll
(SPD). Das Konzept sei in der Tat
einmalig in Deutschland, jedoch
im negativen Sinn. Notwendig sei,
mehr Vielfalt an Schulen zuzulas-
sen und sie neuen organisatori-
schen und pädagogischen Formen
zu öffnen. Dazu gehöre die Ge-
meinschaftsschule, die individuel-
les Lernen und Förderung mit
mehr Gerechtigkeit verbinde. Der
Mittelschule erteilte Güll eine kla-
re Absage. Bei Ganztagsschulen
sei die behauptete 90-prozentige
Abdeckung ein Etikettenschwin-
del, weil jede Betreuung vom Mit-
tagessen bis zum Hort an den
Grundschulen bis zu den offenen
Ganztagsgruppen mitgezählt wer-
de. Auch der Ausgleich zwischen
großen und kleinen Schulen funk-
tioniere nicht. Die richtige Alter-
naive wäre auch in der Betreuung
die Gemeinschaftsschule statt der
Mittelschule.

Pragmatische Lösungen

Für die Freien Wähler schlug
Günther Felbinger in die gleiche
Kerbe. Notwendig sei eine Wei-
terentwicklung des dreistufigen
Schulsystems im Zeichen der de-
mografischen Entwicklung und
der Kosten, die höher seien als
vom Ministerium veranschlagt.
Es gehe um pragmatische, gut
durchdachte Lösungen. Die von
Speenle angekündigte Zusam-
menarbeit mit Kommunen, Eltern
und Pädagogen wurde auch von
Felbinger gefordert. Thomas
Gehring (Grüne) empfahl, die in-
terfraktionelle Arbeitsgruppe für
Bildungsfragen müsse wieder
Fahrt aufnehmen. Um die Schule
vor Ort nicht nur zu erhalten, son-
dern zu fördern bedürfe es der
Zusammenarbeit von Bund, Län-
dern und Kommunen. Dabei dür-
fe es nicht nach dem Prinzip ge-
hen, dass der Staat die Personal-
kosten decke und die Kommunen
auf den Sachkosten sitzen blie-
ben. „Schluss mit der Bürokratie“
war gemeinsame Oppositionsfor-
derung.

Georg Eisenreich (CSU) und
Renate Will (FDP) stellten sich
voll hinter Spaenles „Bayerischen
Weg“, auch wenn es noch Verbes-
serungsbedarf zum Beispiel bei
den Ganztagsschulen gebe. Der
Bund, der vor einigen Jahren aus
der Mitverantwortung entlassen
wurde, sollte wieder eingeschaltet
werden. Es gehe vor allem um ei-
ne erfolgreiche Eigenverantwor-
tung beim Erhalt der kleinen
Grundschule auf dem Lande und
um flexible Schulformen. rm

Digitalfunk wird immer teurer
Staatsregierung soll härter verhandeln

Der Kostenanstieg für die Einführung des BOS Digitalfunks bei
Polizei und Rettungsdiensten scheint nicht zu bremsen. Innen-
staatssekretär Gerhard Eck (CSU) teilte dem Haushaltsaus-
schuss in einem neuen Zwischenbericht mit, die Vorausberech-
nungen für die etwa 945 benötigten Standorte im ganzen Land
seien binnen zwei Jahren um gut 150 Millionen auf 1,07 Mrd.
Euro gestiegen. Das Ministerium bleibt bemüht, die mit den
kommunalen Spitzenverbänden und Krankenkassen getroffene
Vereinbarung einzuhalten. Der Freistaat wird demnach 90%
der Investitionskosten tragen.

Entscheidende Preistreiber
sind laut Eck Mehrkosten bei In-
betriebnahme des Funknetzes,
Instandhaltung der Sendemasten
und beim Personalaufwand. Je
nach Einzelposten schwanke die
Erhöhung zwischen 17 und 242
Prozent. Beim Start des Projekts
vor rund zehn Jahren hatte man
rund 600 Millionen Euro veran-
schlagt. Von den 945 Stationen
waren bis Mai dieses Jahres 281
fertig, bei 422 hat der Bau be-
gonnen. Besondere Schwierig-

keiten gibt es laut Ministerium in
alpinen Bereichen. Einsparmög-
lichkeiten sieht Eck derzeit nur
in Höhe von 60 Millionen. Bis
Ende 2014 soll der Digitalfunk
voll zur Verfügung stehen.

Ärger über Kostenexplosion

Alle Fraktionen verhehlten
ihren Ärger über die Kostenex-
plosion nicht. Während sich
Ausschussvorsitzender Georg
Winter (CSU) zurückhielt, for-

derte sein Fraktionskollege Peter
Winter, der Landtag brauche
endlich „verlässliche Zahlen, die
nicht dauernd den Rahmen
sprengen“. Für die SPD forder-
ten Volkmar Halbleib und Helga
Schmitt-Bussinger endlich Klar-
heit. Die Staatsregierung habe
sich zu stark in die Abhängigkeit
von Fachfirmen begeben und zu
wenig auf eigene Kompetenzen
gesetzt. Markus Reichhart (FW)
sah einen entscheidenden Faktor
für die Kostensteigerungen in
der Festsetzung der Betriebszei-
ten. Wegen ständiger Neuerun-
gen würden sie falsch berechnet.
Claudia Stamm (Grüne) schloss
sich der Kritik an mangeln-
dem staatlichem Verhandlungs-
geschick an. Wenn es so weiter
gehe wie bisher, werde der Digi-
talfunk in Bayern wohl 1,5 Mil-
liarden Euro kosten. rm

Fachkonferenz der Bundes-SGK in Göttingen:

Entwicklungschancen 
ländlicher Räume

Ländliche Räume sind vielfältig. Neben Orten und Landstrichen
mit schwierigen Rahmenbedingungen gibt es starke Räume, die
sich aus eigener Kraft entwickeln. Beide müssen den unter-
schiedlichen Herausforderungen des demographischen Wandels
begegnen. Dabei dürfen sich Kommunalpolitik und Landesent-
wicklung nicht in Schrumpfung und Rückbau erschöpfen. Sie
müssen gleichwertige Lebensverhältnisse gewährleisten und
neue Wachstumsperspektiven erschließen. Die von der Bundes-
SGK veranstaltete Fachkonferenz „Entwicklungschancen
Ländlicher Räume“ in Göttingen stellte derartige Handlungs-
ansätze in den Mittelpunkt.

Stephan Weil, Oberbürgermei-
ster der Landeshauptstadt Han-
nover und Vorsitzender der Bun-
des-SGK, betonte eingangs die
Notwendigkeit, die Potenziale
und die Vielfalt ländlicher Räu-
me stärker in den Vordergrund
zu stellen und keine Diskussion
über Defizite zu führen. Ländli-
che Räume seien vielfältig. Ne-
ben Orten und Landstrichen mit
schwierigen Rahmenbedingun-
gen gebe es starke Räume, die
sich aus eigener Kraft entwickel-
ten. Beide müssten den unter-
schiedlichen Herausforderungen

des demographischen Wandels
begegnen. Dabei dürften sich
Kommunalpolitik und Landes-
entwicklung nicht in Schrump-
fung und Rückbau erschöpfen.
Vielmehr müssten sie gleichwer-
tige Lebensverhältnisse gewähr-
leisten und neue Wachstumsper-
spektiven erschließen. Ziel sei
die Suche nach neuen Entwick-
lungschancen.

Bernhard Reuter, Landrat des
Landkreises Göttingen und Vize-
präsident des Deutschen Land-
kreistages stellte klar: „Die De-
mografische Entwicklung mit

den beiden Wirkungen Bevölke-
rungsrückgang und Überalte-
rung ist keine Modeerscheinung,
kein Trend, dem früher oder spä-
ter eine Gegenbewegung folgt.
Ganz im Gegenteil: Bevölke-
rungsrückgang und Überalte-
rung verstärken sich gegenseitig.
Selbst wenn es heute gelänge,
die Fertilität von 1,4 Kindern pro
Frau auf auskömmliche 2,1 zu
steigern, würde es 70 Jahre dau-
ern, bis sich die Bevölkerungs-
entwicklung stabilisiert.“

Die Bürger werden Reuter zu-
folge Antworten verlangen, „wie
es vor Ort mit kommunalen Ein-
richtungen weitergeht“. Umso
wichtiger sei es, den ländlichen
Räumen in den Schrumpfungs-
regionen wieder eine Perspekti-
ve zu geben. Wie dies funktio-
nieren kann, legte Reuter in
sechs Thesen dar:

1. Konzentration der Förderung
auf Wachstumszentren ist volks-

(Fortsetzung auf Seite 4)

BayKiBiG-Novelle: 

Starkes Signal
„Die Novelle des Bayeri-

schen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetzes ist ein starkes
familienpolitisches Signal: Die
Gruppen in der Kinderbetreu-
ung werden kleiner und die El-
tern zugleich bei der Beitrags-
zahlung entlastet. Insgesamt
nehmen wir jährlich etwa 185
Millionen Euro zusätzlich in
die Hand, um die Kinderbetreu-
ung weiter nach vorne zu brin-
gen“, erklärte Joachim Unter-
länder, familienpolitischer Spre-
cher der CSU-Landtagsfraktion.

Nicht zuletzt werde den Kom-
munen der Rücken dadurch ge-
stärkt, dass die bisherige De-
ckelung der Investitionskosten
bei Kindertageseinrichtungen
auf zwei Drittel gestrichen und
damit bis zu 30 Millionen Euro
zusätzliche Mittel für diesen
Bereich zur Verfügung gestellt
werden. 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

kein Zweifel: Die Energie-
wende wird tiefgreifende ener-
giepolitische Veränderungen
mit sich bringen. Bereits zum
Jahr 2022 soll im Freistaat der
Ausstieg aus der Atomenergie
komplett abgeschlossen sein.
Der durch Kernenergie er-
zeugte Anteil an Strom ging
deutschlandweit bereits von
22,4 % in 2010 auf 17,7 % im
Jahr 2011 zurück. Alternativen
in der Stromerzeugung werden
daher immer wichtiger. In Bayern sollen nach
den Planungen der Staatsregierung insbesondere
Wind- und Wasserkraft sowie neue Gaskraftwer-
ke die entstandenen Lücken schließen.

Dabei kann nicht die Nutzung regenerativer

Energien das Ziel an sich sein. Es geht darum,
mit Hilfe eines ökologisch verträglichen, nach-
haltigen und preislich wettbewerbsfähigen Ener-
giemixes CO2 zu sparen, einen Beitrag zur Kli-
maschonung zu leisten und ein Beispiel für an-
dere Länder zu geben, dass eine Energiewende
möglich ist.

In Rosenheim haben wir uns mit einem Ener-
giekonzept unserer Stadtwerke auf die künftigen
Herausforderungen vorbereitet. Nach diesem
Konzept soll Rosenheim bis 2025 eine neutrale
CO2-Bilanz aufweisen. 

Stadt und Stadtwerke setzen
auf eine Vierfach-Strategie aus
intensiviertem Einsatz der Fern-
wärme, Ausbau der Kraft-Wär-
me-Kopplung, Wärmedämmung
im Gebäudebestand sowie den
Einsatz von regenerativen Ener-
gien wie Holzvergasung in
großtechnischer Anwendung
und den sinnvollen Einsatz von
Biomasse, Photovoltaik und
Solarthermie.

Die Wärme für das Rosen-
heimer Fernwärmenetz wird
in Kraft-Wärme-Kopplung un-
ter Einsatz von Gas, Biogas,

Holz und Müll erzeugt. Bei einem zertifizierten
Primärenergiefaktor von 0,0 brauchen wir für
die Beheizung der mit Fernwärme versorgten
Häuser keinen zusätzlichen Einsatz von Pri-
märenergie. Gegenüber 1990 konnten wir da-
her durch den seither erfolgten Fernwärme-
Ausbau den CO2-Ausstoß im Hinblick auf den
gesamten Rosenheimer Energiebedarf bereits
um ein Drittel senken. Ziel bis 2025 ist es, 55 %
des gesamten Wärmebedarfs der Stadt durch
Fernwärme zu decken. Mit der neuesten Genera-
tion an Gasmotoren erreichen wir einen Gesamt-
Wirkungsgrad von knapp 90 %. Zum Vergleich:
Moderne Kraftwerke kommen auf rund 50 %.

In Zeiten zunehmender Netzschwankungen
und absehbarer Versorgungsengpässe in kalten
Wintermonaten wird die gesicherte Netzstabi-
lität zu einem wichtigen wirtschaftlichen Stand-
ortfaktor. Ziel der städtischen Energiepolitik ist
es, auch die Stromlastspitzen in Rosenheim mit
eigener Erzeugung sicherstellen zu können.

Die Energiewende braucht kommunale An-
passungsstrategien. Rosenheim ist vorbereitet.

Ihre Gabriele Bauer 

KolumneGZ Gabriele Bauer

Energiewende:
Eine Aufgabe 

für die Kommunen

Das Gruppenbild zeigt alle Preisträger, die auftretenden Künstler, Moderator Thomas Ohrner
ganz links), Kultusstaatssekretär Bernd Sibler (3. v. l.), E.ON Bayern-Vorstandsvorsitzenden
Thomas Barth (8.v.r) und die Kinder des Kinderchors Kolbermoor. 

E.ON Bayern Kinderbibliothekspreis in Kolbermoor:

Herausragendes Engagement
bei der Leseförderung

In der Alten Spinnerei in Kolbermoor verlieh das Energieunter-
nehmen E.ON Bayern zum sechsten Mal den Kinderbibliotheks-
preis an Bibliotheken und Büchereien in kommunaler oder kirch-
licher Trägerschaft. Zehn Einrichtungen im Freistaat wurden für
ihre besonderen Leistungen im Bereich der Leseförderung von
Kultusstaatssekretär Bernd Sibler und dem Vorsitzenden des Vor-
stands der E.ON Bayern AG, Thomas Barth, mit dieserAuszeich-
nung gewürdigt. Die zehn Preisträger erhielten jeweils 5.000 Euro
für die Neubeschaffung von Büchern und kindgerechten Medien. 

Die Gewinner des Kinderbi-
bliothekspreises sind die Gemein-
debüchereien Essenbach (zusam-
men mit der Öffentlichen Büche-
rei Ahrain), Litzendorf, Neubi-
berg, Schierling und Zorneding,
die Stadtbüchereien Bayreuth,
Dillingen, Lichtenfels und Pfaf-
fenhofen a. d. Ilm sowie die
Marktbibliothek Mantel.

Unverzichtbarer Beitrag

„Sie alle leisten mit Ihrem En-
gagement einen unverzichtbaren
Beitrag für unsere Gesellschaft“,
gratulierte der Vorstandsvorsit-
zende der E.ON Bayern AG, Tho-
mas Barth, den Gewinnern der
Kinderbibliothekspreise. „Das
Lesen im Kindes- und Jugendal-
ter ist die Wurzel für Sprachent-
wicklung und damit ein wichtiger
Baustein für die Zukunft junger
Menschen“, betonte Barth. Des-
halb habe sich das Unternehmen
vor vielen Jahren entschieden, Bi-
bliotheken und Büchereien zu
fördern und sie bei deren Anstren-
gungen im Bereich der Leseför-
derung zu unterstützen. Barth
dankte in diesem Zusammenhang
auch den zahlreichen ehrenamtli-
chen Helfern, die durch ihr Enga-

gement vielerorts die Arbeit der
Bibliotheken und Büchereien un-
terstützen.

Der bayerische Kultusstaatsse-
kretär Bernd Sibler unterstrich die
Bedeutung der Lesekompetenz
als eine der grundlegenden Kul-
turtechniken: „Die Fähigkeit zu
Lesen und darüber komplexe
Sachverhalte zu erschließen ist
wesentlich für kulturellen Zu-
gang, für die Integration in die
Studien- und Berufswelt und für
ein vertieftes Verständnis unserer
Gegenwart. Umso bedeutender ist
es, dass sich die Gesellschaft in ih-
rer gesamten Breite immer wieder
bewusst macht, wie wichtig es ist,
Leseanreize über den schulischen
Rahmen hinaus zu schaffen und
unsere Kinder und Jugendlichen
möglichst früh und nachhaltig für
das Lesen zu begeistern.“

Integration neuer Medien

Die Bedeutung der Bibliothe-
ken und Büchereien in Bayern,
mit ihrem breit gefächerten Ange-
bot an Büchern, Zeitschriften
oder Hörspielen, könne hierbei
nicht hoch genug geschätzt wer-
den. Gerade die Integration neuer
Medien gelinge zudem an vielen

Standorten geradezu mustergül-
tig. „Auch hier sind unsere Bi-
bliotheken am Puls der Zeit und
führen unsere Kinder an die ge-
samte Bandbreite heutiger Lese-
quellen heran“, lobte Sibler. Der
Staatssekretär begrüßte in diesem
Zusammenhang ausdrücklich das
Engagement der E.ON Bayern
AG als einen gelungenen Beitrag
zur Leseförderung in Bayern.
„Die E.ON Bayern AG zeigt mit
dem Kinderbibliothekspreis, dass
sie bereit ist, sich bei der Lösung
von Gemeinschaftsaufgaben zu
engagieren. Sie setzt dabei an ei-
ner wichtigen Stelle an. Ich bin
mir sicher: Unternehmen können
nur von den Erfolgen intensiver
Leseförderung profitieren!“

Zusätzliche Unterstützung
von 50 Büchereien in 
den bayerischen Regionen

Unter dem Motto des Kinder-
bibliothekspreises „Bibliotheken
fördern Lesen – wir fördern Bi-
bliotheken“ unterstützt die E.ON
Bayern AG auch in diesem Jahr
50 weitere Büchereien und Bi-
bliotheken mit den sogenannten
Lesezeichen, die mit jeweils
1.000 Euro dotiert sind. Auch
dieser Betrag ist zweckgebunden
und dient der verbesserten Aus-
stattung der Bibliotheken. 

Die Auswahl aller Gewinner
erfolgt in enger Zusammenarbeit
mit dem Sankt Michaelsbund und
der Bayerischen Staatsbiblio-
thek/Landesfachstelle für das öf-
fentliche Bibliothekswesen. 

Präsidiumssitzung des Deutschen Landkreistages:

Entlastungen 
und Korrekturen

Auswirkungen des europäischen Fiskalpaktes auf die Kommunen,
die Finanzsituation der kommunalen Krankenhäuser und der de-
mografische Wandel bestimmten die jüngste Präsidiumssitzung
des Deutschen Landkreistages im sächsischen Vogtlandkreis.

Wie Präsident Landrat Hans
Jörg Duppré bemerkte, bestün-
den erhebliche Risiken, dass die
Länder Lasten auf die Kommu-
nen abwälzen. Er begrüßte des-
halb die Diskussionsbereitschaft
des Bundes, über kommunale
Entlastungen zu reden. „Da-
durch sinkt der Druck auf die
Länderhaushalte deutlich und er-
leichtert es ihnen, den Kommu-
nen ihre verfassungsrechtlich zu-
gesagte angemessene Finanzaus-
stattung zukommen zu lassen.
Zudem würden sich in den Län-
dern, in denen im Wesentlichen
die Landkreise die Hauptlasten
dieser Sozialleistung tragen,
auch direkte kommunale Entla-
stungen ergeben, die dringend
gebraucht werden.“ Duppré zu-
folge „besteht die Chance, einen
nicht zu unterschätzenden Bei-
trag zur Abmilderung der kom-
munalen Finanznot zu leisten.
Daher unterstützen wir diesen

Ansatz voll und ganz, wünschen
uns aber, als Hauptbetroffene
einbezogen zu werden.“

Grundlegende Struktur

Darüber hinaus bedürfe es
aber vor allem grundlegender
struktureller Korrekturen, um
Einnahmen und Ausgaben bes-
ser aufeinander abzustimmen.
„Seit langem wachsen die – vor
allem durch den Bund im sozia-
len Bereich veranlassten – Aus-
gaben der Landkreise, während
ihre Einnahmen nahezu unver-
ändert bleiben. Darin besteht das
Grundproblem, das angegangen
werden muss!“ Der DLT-Präsi-
dent fordert deshalb eine Mitwir-
kung des Deutschen Landkreis-
tages im Stabilitätsrat, der auf-
grund des Fiskalpaktes auch
über dessen innerstaatliche Um-
setzung und die entsprechen-
den Verschuldungsregeln wache.

Anderenfalls sei zu befürchten,
„dass Bund und Länder Ge-
schäfte zu unseren Lasten ma-
chen“. Mit einem Sitz im Beirat
des Stabilitätsrates wolle man
sich freilich keinesfalls abspei-
sen lassen, weil dort letztlich
nichts entschieden wird.

Aufnahme der Kommunen

Damit zusammen hänge
außerdem die Forderung der
Landkreise, im Zuge der Umset-
zung des Fiskalpakts nicht Ge-
fahr zu laufen, dass die Länder
ihre – dann umso weniger er-
laubte – Verschuldung auf die
Kommunen zu verlagern. „Die
Kommunen müssen unbedingt
in die entstehenden verfassungs-
rechtlichen Verschuldungsrege-
lungen der Länder mit aufge-
nommen werden, so dass nicht
das jeweilige Land seine Ver-
schuldung an die Kommunen,
zum Beispiel durch Verlagerung
von Aufgaben, ‚wegdrücken‘
kann.“

Bezogen auf die Finanzsituati-

on der kommunalen Krankenhäu-
ser kritisierte Duppré die für 2011
vorgenommene Kürzung der Fi-
nanzmittel, die einem tatsächlich
nicht entstandenen Defizit in der
gesetzlichen Krankenversiche-
rung entgegenwirken sollte.
„Stattdessen haben die gesetzli-
chen Krankenkassen im vergan-
genen Jahr einen Überschuss in
Milliardenhöhe erzielt. Darin se-
hen wir einen krassen Wider-
spruch!“ Die knapp 400 Kran-
kenhäuser in Trägerschaft der
Landkreise, die zumeist die
Grundversorgung ihrer Bevölke-
rung mit stationären medizini-
schen Diensten sicherstellten, sei-
en dringend auf eine verbesserte
Finanzausstattung angewiesen.

Krankenhausfinanzierung

Die von den Koalitionsfraktio-
nen beabsichtigten Verbesserun-
gen der Krankenhausfinanzie-
rung reichten nicht aus, teilweise
führten sie zu einer erheblichen
Verschärfung der wirtschaftlichen
Perspektiven über das Jahr 2012
hinaus, meinte der Präsident. Ins-
besondere seien die vom Deut-
schen Bundestag beschlossenen
Maßnahmen in Höhe von insge-
samt 280 Mio. Euro nicht ausrei-
chend, die Folgen der Tarifab-
schlüsse zu kompensieren: „Die
Belastungen der Krankenhäuser
liegen um das Dreifache höher, so
dass durch diese zusätzlichen Ko-
sten aufgrund der Tarifsteigerung
für viele Häuser eine existenziel-
le Bedrohung besteht. Wir for-
dern daher den vollen Ausgleich
der Tarifsteigerung!“

Zügige Umsetzung

Weiterhin sei erforderlich, den
krankenhausspezifischen Orien-
tierungswert zügig umzusetzen
und ihn anstelle der derzeitigen
Grundlohnbindung zum Maß-
stab für die Zuteilung von Fi-
nanzmitteln zu machen. Duppré:
„Wir wenden uns aber entschie-
den dagegen, dass nunmehr die
bisherige Grundlohnrate als
Obergrenze für die Verhandlun-
gen nur unwesentlich nach oben
erweitert werden soll. Dadurch
besteht die begründete Gefahr,
dass es letztlich zu überhaupt
keiner finanziellen Verbesserung
für die Krankenhäuser kommt.“

Schließlich sei die Fortschrei-
bung von Mehrleistungsabschlä-
gen problematisch, auch wenn sie
nunmehr vorläufig bis 2014 zeit-
lich begrenzt ist. „Hierdurch wird
das Risiko für das steigende
Krankheitsrisiko der Bevölkerung
auf die Krankenhäuser verlagert.“
Bei der ambulanten medizini-
schen Versorgung sei es mit dem
Vertragsarztrechtsänderungsge-
setz gelungen, dass die Kranken-
kassen dieses Morbiditätsrisiko
trügen. Nun wolle man bei der
stationären Versorgung den entge-
gengesetzten Schritt gehen, wofür
kein sachlicher Grund bestehe.

Dauerhafter Dialog

Mit Blick auf seine Demogra-
fiestrategie forderte Hans Jörg
Duppré den Bund auf, mit Land-
kreisen und Gemeinden in einen
dauerhaften Dialog einzutreten
und dafür zu sorgen, dass Anpas-
sungsprozesse vor Ort wirksam
unterstützt werden. „Wichtig ist,
dass konkrete Ergebnisse und
deren politische Umsetzung ins-
besondere in den zentralen The-
menfeldern der wirtschaftlichen
Entwicklung, der interkommu-
nalen Zusammenarbeit, des
Breitbandausbaus, der medizini-
schen Versorgung und der Ver-
kehrsinfrastruktur in der Fläche
erreicht werden.“

Rahmenbedingungen

Generell hingen die Erfolgs-
aussichten kommunalen Agie-
rens erheblich von den durch
Landes- und Bundespolitik ge-
setzten Rahmenbedingungen ab.
Als Negativbeispiel nannte der
Präsident das Urteil des Bundes-
finanzhofes aus dem vergange-
nen Jahr, das die Umsatzsteuer-
pflicht für die öffentliche Hand
erheblich ausgeweitet habe und
dazu führe, dass die gesamte in-
terkommunale Zusammenarbeit
unter dem Verdacht der Steuer-
pflichtigkeit steht. „Keiner be-
zweifelt, dass die Zusammenar-
beit von Kommunen einer der
wesentlichen Bestandteile eines
erfolgreichen Umgangs mit de-
mografischen Prozessen ist, was
ja auch von vielen Modellpro-
jekten und Förderprogrammen
des Bundes aufgegriffen, teil-
weise sogar zwingend als Vor-

aussetzung vorgeschrieben wird.
Dazu gehört dann aber auch, in-
terkommunale Kooperationen an
anderer Stelle nicht zu behin-
dern. Deshalb muss der Bund
unbedingt zügig eine gesetzliche
Klarstellung treffen, weil sonst
mit der drohenden Umsatzsteu-
erpflichtigkeit ein erhebliches
Hemmnis für die kommunen-
übergreifende Problemlösung
besteht und diese droht, in einer
Sackgasse zu landen“, so Dup-
pré.

Sonderinvestitionsprogramm

Ein zentrales Problem bei der
Bewältigung des demografischen
Wandels sei weiterhin, dass die
erforderlichen Anpassungen fast
ohne Ausnahme zusätzliche fi-
nanzielle Aufwendungen erfor-
derten, womit die Kommunen ge-
rade in den strukturschwachen
Gebieten überfordert seien. „Ne-
ben den bestehenden Förderin-
strumenten muss daher ein zeit-
lich und räumlich begrenztes
‚Sonderinvestitionsprogramm
Ländlicher Raum‘ zur Unterstüt-
zung von Gebieten mit besonde-
ren demografischen Herausforde-
rungen aufgelegt werden, um ge-
zielt entsprechende Entwick-
lungs- und Anpassungsprozesse
in besonders gravierend betroffe-
nen Gebieten zusätzlich zu beför-
dern“, schlug Duppré vor.

„Politik aus einem Guss“

Schließlich sprach der DLT-
Präsident vor dem Hintergrund
der Umsetzung und weiteren
Konkretisierung der Demogra-
fiestrategie des Bundes mit der
beabsichtigten neu einzurichten-
den Bund-Länder-Koordinie-
rung in Wirtschafts- und Infra-
strukturfragen einen weiteren
wichtigen Punkt an. „Dies unter-
stützen wir mit allem Nach-
druck! Wir müssen schleunigst
alle an einem Strang ziehen, so
dass wir auch in Anbetracht der
vielfältigen Instrumente und
Maßnahmen zu einem ebenen-
übergreifenden Politikansatz aus
einem Guss gelangen, der dem
ländlichen Raum hilft und Ent-
wicklungsprozesse wirksam un-
terstützt. Die dementsprechende
Moderation sollte das Bundes-
kanzleramt wahrnehmen.“ DK
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(Fortsetzung von Seite 2)
wirtschaftlicher Unsinn – ein Ver-
teilungskonflikt zwischen Stadt
und Land geht fehl.

2. Ländliche Problemregionen
zu stabilisieren ist die Aufgabe
von Bund, Ländern und Kom-
munen – der Staat darf die Kom-
munen nicht alleine lassen (Soli-
darität).

3. Die ländlichen Räume be-
nötigen keine verordnete Hilfe,
sondern Hilfe zur Selbsthilfe.

4. Strukturelle Anpassungen
als Reaktion auf den Demografi-
schen Wandel dürfen nicht län-
ger ein Tabuthema sein.

5.Auch die Chancen erkennen:
Ländliche Räume können von
Zukunftstrends (Energiewende,
neue Mobilitätsformen, veränder-
tes Kommunikationsverhalten, ei-
ne dienstleistungsorientierte Wirt-
schaftsstruktur, neues Freizeitver-
halten, bürgerschaftliches Enga-
gement) profitieren.

6. Ein grundlegender Paradig-
menwechsel zugunsten ländli-
cher Räume ist erforderlich.

Aktiv in der Debatte

Während Matthias Groote,
MdEP, Vorsitzender des Aus-
schusses für Umweltfragen im Eu-
ropäischen Parlament, darauf hin-
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holverbot auf öffentlichen Plät-
zen und regte an, die Sperrzeiten
wieder zu verlängern (im Mo-
ment gilt nur die Putzstunde von
5 bis 6 Uhr morgens) und sie für
bestimmte Betriebe ausnahms-
weise zu lockern.

Alkoholkonsum drosseln

„Jeder Baustein, der den Alko-
holkonsum drosselt, ist ein voll-
er Erfolg“, meinte auch der
Starnberger Polizeichef Norbert
Reller. Mit deutlichen Worten er-
klärte er, dass auch die reiche
Region um Tutzing und Starn-
berg ein Problem mit Alkohol
und Drogen hat: In lauen Som-
mernächten plage sich die Zivil-
streife mit hunderten besoffenen
Jugendlichen am Starnberger
See herum, an der Uferpromena-
de müsse man mit aller Härte ge-
gen die Drogenszene angehen. 

Gezieltes Vorgehen

Gegen nächtliche Ruhestörer
vorzugehen ist ein schwieriges
Unterfangen, wusste auch der
Augsburger Ordnungsreferent
Volker Ullrich zu berichten. Er
sprach sich daher für ein gezieltes
Vorgehen gegen Störer und über-
mäßigen Alkoholkonsum aus.
Schließlich habe seine Stadt mit
General-Erlassen schlechte Er-
fahrungen gemacht: mit dem Dö-
nerverbot von 2008, das es nicht
erlaubte, nach 1 Uhr nachts Spei-
sen und Getränke auf die Straße
zu verkaufen. Die Folge: Nachts
um 1.01 Uhr trafen sich Tausende
junge Erwachsene zum Protest-
Picknick auf dem Rathausplatz
und Türsteher mussten Gäste da-
von abhalten, mit der Bierflasche
Lokale zu verlassen. 

Probleme bei Gastronomen

Die Gastronomen wiederum
konnten es nur falsch machen:
Gäste mit Pommes oder Döner
auf die Straße gehen zu lassen
entsprach einer Ordnungswidrig-
keit, sie davon abzuhalten war
Nötigung. Verwirrung, Entfrem-
dung und Protest sorgten schließ-
lich dafür, dass die Stadt Augs-
burg das Dönerverbot nach zwei
Jahren aufhob. 

Sicherheitsproblem Fußball

Über Fußballspiele als Sicher-
heitsproblem – und das nicht nur
in den oberen Ligen – referierte
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tens gerüstet. Dabei ist eine mög-
lichst umfassende Zuständigkeit
auf der unteren Verwaltungsebene
für Bürger und Wirtschaft die
transparenteste und beste Lö-
sung“, betonte Herrmann. Den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
in den Landratsämtern dankte er
für ihre Arbeit. Sie seien hoch-
kompetent, motiviert und äußerst
verlässlich.

In seinem Festvortrag ordnete
der Historiker und frühere Gene-
raldirektor der Staatlichen Archi-
ve Bayerns, Professor Dr. Her-
mann Rumschöttel, die Errich-
tung der Landratsämter in die ge-
schichtliche Entwicklung Bay-
erns im 19. und 20. Jahrhundert
ein und machte deutlich, dass die
tief greifende Reform von 1862
die Grundlage für eine besondere
Verwaltungskultur wurde, die bis
heute für Staat und Gesellschaft
in Bayern von erheblicher Bedeu-
tung ist.

Bürgernähe

Die Entstehung der bayeri-
schen Landratsämter ist nach
dem Staatsumbau der Montge-
las-Zeit um 1800 die wichtigste
Verwaltungsreform des 19. Jahr-
hunderts. „Auch wenn vor 150
Jahren noch nicht die echte
Selbstverwaltung wie wir sie
heute kennen bestanden hat, so
ist das Jahr 1862 ein Meilenstein
in der Geschichte der modernen
Staatlichkeit Bayerns; umso
mehr als damals schon erkannt
wurde, dass Landratsämter als
bürgernahe Unterbehörden in ei-
nem Flächenland wie Bayern
unerlässlich sind“, hob auch der
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, Dr. Jakob Kreidl her-
vor. 

Neue Chancen

In einem kurzen Abriss stellte
Kreidl im Anschluss die zu lösen-
den aktuellen und künftigen Auf-
gaben in den Mittelpunkt seiner
Ausführungen. Er sprach von ei-
nem  generell neuen Ansatz: Im
Fokus müsse die Einzelfallbe-
trachtung und, wo sinnvoll, die
Nachsteuerung stehen und nicht
mehr das Streben nach dem
„großen Wurf“. Themen wie
Landesentwicklung, wo beim
sog. Anbindegebot mehr kommu-
nale Entscheidungsfreiheit erwar-
tet werde und die Energiewende
mit der erhofften  Stärkung des
kommunalen Wirtschaftsrechts
böten neue Chancen. „Die Land-
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das heute der Fall ist, reicht nicht
aus.“ Der Fiskalpakt umfasse –
anders als die deutsche Schul-
denbremse – auch die Defizite
der Sozialversicherungen und
der Kommunen. Deshalb müs-
sten die Kommunen mitreden
können, wenn es um mögliche
Konsequenzen aus zu hohen De-
fiziten gehe.

Große Zweifel

Große Zweifel hegt der Deut-
sche Städtetag an der rechtzeiti-
gen Umsetzung des Rechtsan-
spruchs auf Kinderbetreuung.
Trotz großer Ausbauanstrengun-
gen sind nach den Ausführungen
von Verbandspräsident Christian
Ude viele Städte noch weit davon
entfernt, den Rechtsanspruch auf
Kinderbetreuung für unter Drei-
jährige erfüllen zu können, der
am 1. August 2013 in Kraft tritt.
Der Deutsche Städtetag fordert
vor diesem Hintergrund vor allem
die Länder, aber auch den Bund
auf, die noch fehlenden Finanz-
mittel bereitzustellen. Der Bund
sei hier nun ebenfalls gefordert,
weil nach Angaben der Länder
30.000 Plätze mehr notwendig
sind als lange Zeit angenommen.
Bund und Länder stehen aus
Sicht der Städte außerdem mit in
der Pflicht, mögliche Klagewel-
len und Schadenersatzansprüche
zum 1. August 2013 zu vermei-
den.

Wie der Münchner Oberbür-
germeister bemerkte, „haben wir
große Zweifel, dass der Rechts-
anspruch im Sommer 2013
durchgängig zu erfüllen ist. Es
müssen jetzt endlich alle Länder
ihre Kommunen mit den nötigen
Finanzmitteln für den Ausbau
der Kinderbetreuung ausstatten.
Die Länder sind dafür verant-

der Leitende Polizeidirektor in
Mittelfranken, Herbert Härteis.
Selbst bei den 20.000 Amateur-
spielen, die jedes Wochenende in
Bayern stattfinden, habe die Po-
lizei alle Hände voll zu tun, um
für Ordnung zu sorgen. Härteis
kritisierte die Medien, die die
kleinsten Vorfälle dramatisierten
sowie die Vereine und Verbände,
die eine harte Linie meist nur
ankündigten.

Präventivmaßnahmen

Als Präventivmaßnahmen nan-
nte der Polizeidirektor Sta-
dionverbote (bundesweit und ört-
lich), Gefährderansprachen durch
„szenekundige Beamte“, Ortsver-
bote bzw. Betretungsverbote,
Meldeauflagen sowie passrechtli-
che Beschränkungen („Ausreise-
verbote“). „Fußball ist die schön-
ste Nebensache der Welt. Diesen
Slogan zu erhalten, ist Aufgabe
von uns allen!“, so Härteis.

Rechtsextremismus

Der Erste Bürgermeister von
Wunsiedel, Karl-Willi Beck,
sprach schließlich über den
Kampf gegen den Rechtsextre-
mismus. Der sog. Hitler-Stellver-

räte sind bereit, Synergien nüt-
zende Entscheidungen mit zu tra-
gen und Aufgaben zu überneh-
men“, machte Kreidl deutlich. 

Im Interesse der Bürgerinnen
und Bürger und zugunsten einer
modernen leistungsfähigen Ver-
waltung plädierte der Landkreis-
tagspräsident für die Kommunali-
sierung des staatlichen Personals
(bis gehobenen Dienst) an Land-
ratsämtern. Die Argumente seien
ausgetauscht, die politische Ent-
scheidung überfällig. Die Ver-
handlungen zur Finanzierung
dauern laut Kreidl an.

Regionalförderung

Ein weiteres Anliegen: Städte-
tag und Landkreistag wurde 2007
versprochen, im Tausch mit der
ambulanten Eingliederungshilfe
die Zuständigkeit für die stationä-
re Hilfe zur Pflege von den Bezir-
ken zu bekommen. Der Minister-
ratsbeschluss vom 19. Juni 2007
sei jedoch bis heute nicht umge-
setzt worden, kritisierte Kreidl.

Gestellt würden jetzt die Wei-
chen für die europäische Regio-
nalförderung und gemeinsame
Agrarpolitik ab dem Jahr 2014
fuhr der Verbandschef fort. Dabei
müsse die Regionalförderung der
EU auch nach 2013 allen Regio-
nen Europas zu Gute kommen.
Kreidl: Unser besonderes Anlie-
gen besteht darin, dass die Son-
dersituation der bayerischen
Grenzlandkreise weiterhin durch
erhöhte Fördersätze Berücksichti-
gung finden muss. Das Förderge-
fälle innerhalb der EU muss redu-
ziert werden,  insbesondere auch
zu den östlich angrenzenden Bun-
desländern und zu Tschechien. 

Finanzierung 
des Digitalfunks

Als „problematischen Dauer-
brenner“ bezeichnete Kreidl
schließlich die Einführung und
Finanzierung des Digitalfunks
für die BOS. Er wertete es als er-
freulich, dass Finanzierungszu-
sagen der Staatsregierung vom
November 2009 weiterhin gelten
sollen. Jedoch stelle sich die Fra-
ge, weshalb man erst jetzt zwi-
schen Kosten der Netzbetreiber
und Kosten der Nutzer unter-
scheidet. Kommunale Aufga-
benträger seien unstreitig massiv
betroffen, seien darüber aber nie
aufgeklärt worden. Man hoffe
nun auf Klärung in einem Ge-
spräch mit Staatssekretär Ger-
hard Eck im Rahmen der näch-
sten Präsidiumssitzung. DK

Meilenstein auf...

wies, dass die EU in der Förderpe-
riode 2014 bis 2020 beabsichtige,
das Instrument der integrierten
ländlichen Entwicklungskonzepte
zu stärken, unterstrich Matthias
Machnig, Minister für Wirtschaft,
Arbeit und Technologie des Frei-
staates Thüringen, die wichtige
Rolle der Kommunen bei der En-
ergiewende. Er forderte sie dazu
auf, sich aktiver in die Debatte ein-
zubringen. Der Geschäftsführer
der Bundes-SGK, Alexander
Götz, plädierte für eine aktive Po-
litik zugunsten ländlicher Räume,
die zuallererst darin bestehen müs-
se, diesen Regionen eine stärkere
Stimme und Lobby zu geben. 

Potenziale

In sechs Fachforen hielten Ex-
perten aus der kommunalen Pra-
xis Kurzvorträge mit Beispielen
und Lösungsansätzen zur Beant-
wortung wichtiger Fragen der
Zukunft des ländlichen Raums.
Neben innovativen Lösungen für
Mobilität und Verkehr, Bildungs-
einrichtungen und die Gesund-
heitsversorgung ging es dabei um
neue Potenziale, die sich mit der
Energiewende, einer nachhalti-
gen Dorfentwicklung und einer
dezentralen Wirtschaftsförderung
verbinden. DK

Entwicklungschancen...

wortlich, die vom Bund bereit
gestellten vier Milliarden Euro
vollständig an ihre Kommunen
weiterzugeben und die restlichen
Mittel selbst zu tragen.“ 

Darüber hinaus muss Ude zu-
folge der Bund nun seine Sum-
me sowohl bei den Investitions-
kosten als auch den Betriebsko-
sten anteilig erhöhen. Denn der
Bedarf an Plätzen sei nach Anga-
ben der Länder gegenüber den
Annahmen aus dem Jahr 2007
von 750.000 auf 780.000 Plätze
gestiegen. Neben Finanzmitteln
fehlten in den Städten und Bal-
lungsgebieten außerdem geeig-
nete Grundstücke und vor allem
Erzieherinnen und Erzieher.

Rechtsanspruch

Die Situation sei in vielen Städ-
ten deshalb so schwierig, weil der
Rechtsanspruch mit einer bun-
desweit angenommenen Versor-
gung von 39 Prozent der unter
Dreijährigen nicht erfüllt werden
könne. Der Präsident: „In zahlrei-
chen größeren und großen Städ-
ten werden voraussichtlich etwa
50, zum Teil sogar 60 Prozent der
Eltern für ihre Kinder unter drei
Jahren Plätze beanspruchen. Da
hilft uns kein Durchschnittswert.
Denn die Städte werden den
Rechtsanspruch im Einzelfall zu
befriedigen haben.“

Die Städte müssten nach ge-
genwärtigem Stand mit Klagen
und Schadenersatzforderungen
rechnen, fuhr Ude fort: „Wenn
wir nicht genügend Plätze bereit-
stellen können, drohen Klagen.
Bund und Länder stehen hier mit
in der Pflicht, mögliche Klage-
wellen und Schadenersatzan-
sprüche zu verhindern, weil diese
Zahlungen den Ausbau der Kin-
derbetreuung nicht befördern,
sondern behindern werden.“ DK

Risiken des...

treter Rudolf Heß wurde im März
1988 in Wunsiedel auf dem kirch-
lichen Friedhof begraben - und die
Stadt zu einem Wallfahrtsort für
Neonazis. Nachdem das juristi-
sche Vorgehen gegen die „Rudolf-
Heß-Gedenkmärsche“ zunächst
nichts brachte, stellte man ab 2002
unter Beteiligung aller politischen
und gesellschaftlichen Kräfte „die
Würde der Stadt“ wieder her. 

Erfolg in Wunsiedel

Statt das Problem unter den
Tisch zu kehren, setzte man sich
offensiv mit den Rechtsextremi-
sten auseinander. Den Anfang
machten Jugendliche und führte
zum „Wunsiedler Bündnis gegen
Rechtsextremismus für Demokra-
tie und Menschenrechte“. Großes
bürgerliches und politisches En-
gagement bis hin zur kurzfristigen
Straßenblockade, Informations-
veranstaltungen und die Verände-
rung der gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen führten zum Erfolg:
Seit 2005 ist der Heß-Gedenk-
marsch in Wunsiedel verboten.
Weit über Oberfranken hinaus
wurde der erfolgreiche Kampf ge-
gen die Neonazis bekannt als der
Wunsiedler Weg – Wunsiedel ist
bunt nicht braun! DK

Was die Ordnung gefährdet...CSU-Landtagsfraktion:

Erhalt des Ehrenamts
der Feldgeschworenen
Keine Zulassung öffentlich bestellterVermessungsingenieure

„Die CSU-Landtagsfraktion wird das Jahrhunderte alte Eh-
renamt der Feldgeschworenen in Bayern erhalten“, betonte In-
grid Heckner, Vorsitzende des Ausschusses für Fragen des öf-
fentlichen Dienstes im Bayerischen Landtag. „Wir wollen kei-
ne öffentlich bestellten Vermessungsingenieure zulassen“, sag-
te Heckner.

„Der Bayerische Weg im Ver-
messungswesen hat sich be-
währt. Denn die bayerische Ver-
messungsverwaltung führt nur
hoheitliche Aufgaben aus und
konkurriert nicht mit dem freien
Beruf. Die Zulassung von öffent-
lich bestellten Vermessungsinge-
nieuren würde nur wenige Ver-
messungsingenieure begünsti-
gen, nicht jedoch den ganzen
Berufsstand“, so Heckner. 

Gebührenstruktur

Die CSU-Politikerin erläuterte,
dass die Gebühren für Kataster-
vermessungen im bundesweiten
Vergleich in Bayern regelmäßig
am günstigsten sind. Hinter-
grund: Die Gebühren orientieren
sich derzeit am Bodenrichtwert
(niedriger Quadratmeterpreis =
niedrige Gebühr und umgekehrt).
In der Bayerischen Vermessungs-
verwaltung gleichen sich niedri-
ge Einnahmen im ländlichen
Raum mit den höheren Einnah-
men in den Ballungsräumen aus.
Bei Einführung von öffentlich
bestellten Vermessungsingenieu-
ren müssten generell und zusätz-
lich im ländlichen Raum die Ge-
bühren deutlich erhöht werden,
um für diese Vermessungsinge-
nieure attraktive Gebührenstruk-
turen zu schaffen.

„Hierdurch würden Bürger,
Wirtschaft und Kommunen
durch Kostensteigerungen bela-
stet“, so Heckner. „Ansonsten
würden öffentlich bestellte Ver-

messungsingenieure nur in
hochpreisigen Regionen tätig
werden, Aufträge in niedrigprei-
sigen Regionen verblieben bei
der Bayerischen Vermessungs-
verwaltung.“

Schnittstellenfreiheit

Der Gesamtprozess der Kata-
stervermessung bei der Bayeri-
schen Vermessungsverwaltung 
sei durchgängig schnittstellen-
frei (gleiches IT-System für Ver-
messung im Außendienst und
Führung des Liegenschaftskata-
sters); mit der Einführung von öf-
fentlich bestellten Vermessungsin-
genieure würde eine Schnittstelle
zwischen diesen Ingenieuren und
dem Vermessungsamt entstehen;
der Gesamtprozess würde auf-
wändiger und damit unwirtschaft-
licher. „Entgegen der Bestrebun-
gen zum Bürokratieabbau müs-
sten zahlreiche neue Vorschriften
erlassen und Steuerungsinstru-
mente geschaffen werden. Die
Grundversorgung des Freistaates
Bayern mit hoheitlichen Vermes-
sungsdienstleistungen von homo-
gener Qualität in der Fläche könn-
te langfristig nicht aufrechterhal-
ten werden. Das Jahrhunderte alte
Ehrenamt der Feldgeschworenen
würde mit der Einführung von öf-
fentlich bestellten Vermessungsin-
genieuren in die Bedeutungslosig-
keit absinken, wie in Hessen und
Rheinland-Pfalz geschehen. Dies
wollen wir nicht“, betonte die
CSU-Politikerin. 

Erfolgsmodell 
Freiwilligendienst

des Bundes 
Ein Jahr nach Einführung

des Bundesfreiwilligendienstes
ziehen die kommunalen Spit-
zenverbände eine positive Bi-
lanz und fordern den Bund auf,
den Bundesfreiwilligendienst
weiter auszubauen. Der neue
Dienst sei inzwischen so erfolg-
reich, dass die vorhandenen
Stellen bei weitem nicht mehr
ausreichten „Das Jahreskontin-
gent von 35.000 Plätzen sei be-
reits vor Monaten ausgeschöpft
und quasi herrsche ein Einstel-
lungsstopp bis zum Jahresen-
de“, erklärten der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen
Städtetages, Dr. Stephan Arti-
cus, der Hauptgeschäftsführer
des Deutschen Landkreistages,
Prof. Dr. Hans-Günter Henne-
ke, sowie der Hauptgeschäfts-
führer des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes, Dr. Gerd
Landsberg. Mit einem weiteren
Ausbau werde auch ein wichti-
ges Signal zur Stärkung der
„Kultur der Freiwilligkeit“ in
Deutschland gesetzt.

„Die abgeschlossenen Ver-
einbarungen und die große
Zahl der neu anerkannten Ein-
satzstellen belegen eindrucks-
voll, dass der Dienst auf
großen Zuspruch stößt und
vor Ort in den Städten, Land-
kreisen und Gemeinden ange-
kommen ist und angenommen
wird“, so Articus, Henneke
und Landsberg. Obwohl der
Übergang vom Zivildienst in
den Bundesfreiwilligendienst
alle Beteiligten vor immense
Herausforderungen gestellt
habe, sei die Umsetzung der
Reform allen Skeptikern zum
Trotz innerhalb eines Jahres
gelungen. Die Übertragung
der Durchführung des Bun-
desfreiwilligengesetzes auf
das Bundesamt für Familie
und zivilgesellschaftlichen
Aufgaben (BAFzA) habe sich
bewährt.

Bereits jetzt seien 25 Pro-
zent der Plätze für das Jahr
2013 vergeben und der An-
sturm dauere an. „Das belegt,
dass sich das erhebliche Enga-
gement der Städte, Landkreise
und Gemeinden, beispielswei-
se mit Werbemaßnahmen und
der Einrichtung von neuen
Stellen, gelohnt hat. Diese
große Nachfrage sollte man
nicht ausbremsen.“ 
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Wann ist ein Geldinstitut 
gut für Deutschland? 

Wenn es versteht, dass
unser größtes Kapital die
Umwelt ist.

Sparkassen fördern eine nachhaltige Entwicklung. 
Mit einem breiten Beratungs- und Finanzierungsangebot 
übernehmen sie gemeinsam mit ihren Kunden Verant-
wortung für eine ökologisch, wirtschaftlich und gesell-
schaftlich tragfähige Lebensweise. Das ist gut für die 
U mwelt und für die Lebenschancen zukünftiger Genera-
tionen. ww w.gut-fuer-deutschland.de



Sparkassen. Gut für Deutschland.

Bayerischer Sparkassentag in Amberg:

Stark in der Region.
Nah am Menschen

Beim Bayerischen Sparkassentag in Amberg hat der Präsident
des Bayerischen Sparkassentages Theo Zellner die richtigen
Weichenstellungen für die Zukunft des Euro angemahnt. Vor
mehr als 600 Gästen wandte er sich klar gegen aktuelle Über-
legungen einer Bankenunion oder eines gemeinsamen europäi-
schen Einlagensicherungssystems zum jetzigen Zeitpunkt. 

Wie Zellner hervorhob, „ist es
für mich nicht hinnehmbar, dass
künftig die Gelder unserer Spa-
rer zur Rettung ausländischer
Großbanken herangezogen wer-
den sollen“. Ebenso wenig sei es
akzeptabel, das Schutzniveau
der deutschen Sparkassenkun-
den über eine europäische Stan-
dardisierung zu mindern. „Mit
solchen Maßnahmen würden ge-
nau diejenigen getroffen, die in
der seit 2008 andauernden Fi-
nanzkrise stets als Stabilitätsan-
ker gewirkt haben.“

Verantwortung für
Bayerns Zukunft

Mit dem Kauf der LBS
Bayerische Landesbausparkas-
se und der Kapitalerhöhung
bei der BayernLB übernehmen
die bayerischen Sparkassen
Zellner zufolge Verantwortung
für Bayerns Zukunft und
schaffen zugleich die Vor-
aussetzungen dafür, die wirt-
schaftliche und gesellschaftli-
che Entwicklung in allen Tei-
len Bayerns in gewohnt um-
fangreicher Form zu beglei-
ten. Damit sei auch das dro-
hende EU-Beihilfeverfahren
aus Sicht der Sparkassen vom
Tisch.

Verlässlicher Partner

Nach den Worten des Präsi-
denten ist es oberstes Ziel der
bayerischen Sparkassen, die Ent-
wicklung von Wirtschaft und
Gesellschaft in allen Regionen
des Freistaats kreditwirtschaft-
lich zu begleiten und dement-
sprechend zu fördern. Dabei
komme den Sparkassen mit
ihren hohen Kundeneinlagen bei
der Kreditfinanzierung ihre Un-
abhängigkeit von den internatio-
nalen Finanzmärkten zugute.
Gerade dies mache sie in Krisen-
zeiten zu absolut verlässlichen
Partnern der Bürger, der Kom-
munen und der mittelständi-

schen Wirtschaft. 

Initiative „Aufbruch Bayern“

Wichtige Aufgaben sieht Zell-
ner künftig in der kreditwirt-
schaftlichen Flankierung der En-
ergiewende und der Initiative
„Aufbruch Bayern“. Dabei gehe
es unter anderem um höhere In-
vestitionen in die Infrastruktur, in
die Modernisierung des Bil-
dungssystems, in Straßen, Schie-
nen und schnelles Internet. Da
dies alles häufig in kommunaler
Verantwortung geschehe, hätten
die Sparkassen hier eine besonde-
re Verpflichtung, an dieser Ent-
wicklung durch maßgeschneider-
te Produkte mitzuwirken.

Basel III

Darüber hinaus begrüßte der
Sparkassenpräsident die aktuel-
len Entwicklungen, zumindest
auf Ebene des federführenden
Ausschusses des EU-Parla-
ments, zur Überführung der neu-
en Eigenkapital- und Liquiditäts-
vorschriften (Basel III) in eu-
ropäisches Recht. Durch intensi-
ve Verhandlungen hätten die
Sparkassen erreicht, dass es
nicht zu einer Benachteiligung
von Mittelstandskrediten kom-
men wird. Die vorgesehenen Re-
gelungen berücksichtigten nun
auch in angemessener Form die
unterschiedlichen Geschäftsmo-
delle und Organisationsformen
von Kreditinstituten in Europa. 

Hoffnung auf Konsens

Er, Zellner, hoffe deshalb nun,
dass diese Regelungen nicht
durch die Entwicklung techni-
scher Standards bei der europäi-
schen Aufsichtsbehörde EBA
wieder verwässert werden. Vor
allem hofften die Sparkassen
darauf, dass in den anstehenden
Trilog-Verhandlungen zwischen
Europa-Parlament, Europäi-
schem Rat und EU-Kommission

ein Konsens gefunden und zügig
verabschiedet wird. Damit kön-
ne die nötige Rechtssicherheit
geschaffen werden.

Vielfalt an Möglichkeiten

Abschließend unterstrich Zell-
ner, dass die dezentral organi-
sierten Sparkassen sich dem
Wohl der unterschiedlichen Re-
gionen Bayerns verpflichtet
fühlen und damit auch in beson-
derem Maße dazu aufgerufen
sind, Zukunftsthemen wie Kli-
maschutz und Energiewende vor
Ort weiterzubringen. Ihre Mög-
lichkeiten reichten dabei von un-
terschiedlichen Finanzierungs-
modellen über Konsortialkredi-
te, Kommunalkredite bis zu 
neuen Konzepten der Bürgerbe-
teiligung an dezentralen Versor-
gungsunternehmen.

Die Sparkassen und ihr klar um-
rissenes Geschäftsgebiet mit sei-
ner jeweiligen Wirtschafts- und
Gesellschaftsstruktur bildeten ei-
ne unverbrüchliche Schicksalsge-
meinschaft, machte Zellner deut-
lich. Das Regionalprinzip lenke
die unternehmerische Energie und
Kreativität der Sparkassen auf das
jeweilige Geschäftsgebiet. Spar-
kassen hätten damit ein Geschäfts-
modell, das nicht nur ideal auf die
Bedürfnisse der kleinen und mitt-
leren Unternehmen zugeschnitten
sei, sondern sich darüber hinaus
auch als äußerst krisenfest erwie-
sen habe.

Bayerische Lösung

Bayerns Finanzminister Mar-
kus Söder lobte die Sparkassen
für ihr Engagement. „Es ist klug
gewesen, eine bayerische Lö-
sung zu finden“, sagte Söder mit
Blick auf die Abwendung des
Beihilfeverfahrens für die Bay-
ernLB. Nun könnten sich die
Sparkassen wieder auf ihr Ge-
schäft vor Ort konzentrieren.

Söders Credo zur Euro- und
Finanzkrise: Obwohl Deutsch-
land der Hauptprofiteur des Euro
sei, könne die EU nicht zur
Transfer-Union werden. „Mit
Euro-Bonds werden wir der
Schuldner für die Schulden an-
derer Länder.“ Die Finanzmärk-
te erwarteten Reformen in jenen
Ländern, die ihre Zinsschulden
nicht mehr bezahlen könnten.

Euro-Zone muss auf
stabilen Säulen stehen

Auch die Agenda 2010 habe
für die deutschen Bürger harte
Zumutungen gebracht. Söder
forderte eine „klare Kante“ beim
Fiskalpakt. Die Euro-Zone sei
auf Dauer nur erfolgreich, wenn
sie auf stabilen Säulen steht.

Seit 200 Jahren sind die Spar-
kassen dem Wohl der Region ver-
pflichtet. So sind die Sparkassen
als öffentlich-rechtliche Kreditin-
stitute in besonderem Maße auf-
gerufen, auch bei der Energiewen-
de mitzuwirken. Seine Gedanken
zu diesem Thema formulierte der
ehemalige Präsident der Bundes-
netzagentur Matthias Kurth.

Plädoyer für Netzausbau

Kurth plädierte für den Netz-
ausbau, damit die erneuerbaren
Energien integriert werden kön-
nen. Vor allem müsse der Lei-
tungsbau bundesweit verbind-
lich geregelt werden, damit auch
auf Landesebene nicht immer
wieder in Frage gestellt wird, ob
diese oder jene Leitung aus ener-
giewirtschaftlicher Sicht über-
haupt notwendig ist. Nach Kurths
Auffassung werden zu viele en-
ergiepolitische Grundsatzdebat-
ten auf lokaler Ebene geführt,
wo sie einfach nicht hingehören.

Wirtschaftliche Lage
der Sparkassen

Wie Sparkassenpräsident Theo Zellner ausführte, hätten sich
in den ersten fünf Monaten des Jahres 2012 die positiven
Trends des Vorjahres im Großen und Ganzen fortgesetzt:
1. Das Kreditneugeschäft mit Unternehmen und wirtschaftlich
Selbständigen ist weiterhin auf hohem Niveau.
2. Auch die Spareinlagen sind weiter gewachsen.
3. Bei den privaten Wohnungsbaufinanzierungen verzeichnen
die Sparkassen das beste Neugeschäft der letzten fünf Jahre.
4. 2011 wurden rund 508 Mio. Euro für gewinnabhängige
Steuern aufgewendet.
5. Etwa 66 Mio. Euro flossen als gemeinwohlorientierte Mittel
an regionale Empfänger.

Zellner: „Ingesamt sehen wir eine stabile Entwicklung und
sind zuversichtlich, dass wir am Ende des Jahres wieder eine
gute Bilanz vorlegen können.“ DK

„Eine kommunale Energiepo-
litik mit dem Netz ist nicht
machbar“, stellte Kurth klar und
warnte vor dem Rückfall in die
Kleinstaaterei. Wo möglich, sei-
en dezentrale Strukturen zu be-
grüßen „und wo es nicht geht,
sollten wir uns auch keinen Ilu-
sionen hingeben“. Das Netz sei
nun einmal neutral.

Bewährungsprobe

Angesichts eines drohenden
Stromengpasses mahnte Kurth
ein schnelleres Handeln der 
Politik an. Die eigentliche Be-
währungsprobe werde erst in den
nächsten Jahren kommen, wenn
auch die derzeit noch betriebe-
nen Kernkraftwerke vom Netz
gehen. Insbesondere im Süden
Deutschlands werde dann Ersatz
benötigt, das könnten zum Bei-
spiel auch moderne Gaskraft-
werke sein. Da es sechs bis sie-
ben Jahre dauere, bis neue Anla-
gen in Betrieb gehen, müssten
klare Planungs- und Rahmenbe-
dingungen auch für Neuinvesti-
tionen gesetzt werden.

Podiumsdiskussion

Eine Podiumsdiskussion zum
Thema Energiewende mit den
Teilnehmern Thomas Barth (Vor-
standsvorsitzender der E.ON
Bayern AG), Dr. Uwe Brandl (1.
Bürgermeister Abensberg und
Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags), Dr. Ulrich Netzer
(OB Kempten und Vorstands-
mitglied Bayerischer Städte-
tag), Dr. Jakob Kreidl (Landrat
Miesbach und Präsident des
Bayerischen Landkreistags)
und Bernd Würstl (Vorstands-
vorsitzender der Sparkasse
Hochfranken) rundete den
Bayerischen Sparkassentag
2012 in Amberg ab. DK

Sparkassenpräsident Theo Zellner. 

Finanzminister Dr. Markus Söder. 

http://www.gut-fuer-deutschland.de
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Wir geben Ihrer Zukunft ein Zuhause.

* Es gelten Fördervoraussetzungen.

Mit der LBS finanzieren heißt doppelt profitieren: Denn mit der Wohn-Riester-Förderung und 

unseren Top-Darlehenszinsen können Sie auf dem Weg ins Eigenheim bares Geld sparen.

Ihr Berater in Ihrer Sparkasse oder LBS-Geschäftsstelle sagt Ihnen, wie Sie schnell, planbar und 
zinssicher in die eigenen vier Wände kommen. Sie werden sehen: Es lohnt sich für Sie!

 Jetzt zweifach sparen 
mit dem Doppelvorteil!

Infos unter
www.lbs-doppelvorteil.de

Riester-Förderung* + extra günstiges LBS-Baugeld.

Erstes Quartal 2012:

BayernLB mit Vorsteuergewinn
von 54 Mio. Euro

Kundengeschäft entwickelt sich weiter zufriedenstellend

Der BayernLB-Konzern hat das erste Quartal 2012 in einem von
der fortdauernden Schuldenkrise in der Eurozone geprägten
Marktumfeld mit einem Gewinn vor Steuern in Höhe von 54 Mio.
Euro abgeschlossen. Das reine Kundengeschäft verlief erneut zu-
friedenstellend. Zudem erzielte die BayernLB weitere Fortschritte
beim Abbau der Nicht-Kernaktivitäten. Jedoch belasteten bewer-
tungstechnische Effekte zum 31. März 2012 sowie weitere Fortwir-
kungen staatlicher Eingriffe in Ungarn das Drei-Monats-Ergebnis.
Im Vorjahreszeitraum hatte sich das Ergebnis vor Steuern auf 149
Mio. Euro belaufen.

Die BayernLB konnte im ersten
Quartal des laufenden Jahres die
Ergebnisse im Geschäft mit Unter-
nehmens- und Immobilienkunden
sowie den Sparkassen gegenüber
den entsprechenden Vorjahreswer-
ten steigern. Die Sparkassen sind
für die BayernLB nicht nur als
Kundengruppe, sondern auch als
Vertriebspartner, für die Refinan-
zierung und als Eigentümer von
großer Bedeutung. 

Auf dem richtigen Weg

Gerd Häusler, Vorsitzender des
Vorstands der BayernLB: „Die
Entwicklung in den Kernberei-
chen der neuen BayernLB, das
Geschäft mit Sparkassen sowie
mit Unternehmens-, Immobilien-
und Privatkunden zeigt, dass wir
auf dem richtigen Weg sind. Die
Konzentration auf unser Kunden-
geschäft in Bayern und Deutsch-
land zahlt sich aus. In den ersten
drei Monaten hat die BayernLB
weitere Fortschritte bei der
Neuausrichtung der Bank ge-
macht, auch wenn bewertungs-
technische Sondereffekte auf-
grund der internationalen Rech-
nungslegungsstandards dies zum
Teil überdecken. Wir machen die
Bank kleiner, schlagkräftiger und
fokussieren sie auf das nachhaltige
Kerngeschäft. Dazu gehört auch
die langfristige Finanzierung der
Energiewende in Deutschland.“ 

Die BayernLB erzielte im ersten
Quartal 2012 einen Zinsüberschuss

in Höhe von 428 Mio. Euro. Insbe-
sondere auch wegen des deutlich
reduzierten Zinsergebnisses bei der
MKB blieb die BayernLB auf
Konzernebene jedoch unter dem
Vorjahreswert von 479 Mio. Euro.

Die Kreditrisikovorsorge lag
zum 31. März 2012 mit -53 Mio.
Euro auf dem niedrigen Vorjah-
resniveau von -49 Mio. Euro. Ins-
gesamt ist zu berücksichtigen, dass
aufgrund des Wertaufhellungszeit-
raums die Kreditrisikovorsorge im
ersten Quartal üblicherweise unter
dem zeitanteiligen Wert des Ge-
samtjahres liegt. 

Provisionsüberschuss

Der Provisionsüberschuss stieg
gegenüber dem Vorjahr um 10,4
Prozent auf 64 Mio. Euro. Ursache
dafür ist insbesondere die Fällig-
keit einer von der BayernLB im
Januar 2009 begebenen Anleihe
über ursprünglich 5 Mrd. Euro, die
mit einer Garantie des Sonder-
fonds Finanzmarktstabilisierung
(SoFFin) versehen war. Dadurch
wird der Provisionsaufwand dau-
erhaft verringert. 

Das Ergebnis aus der Fair Va-
lue-Bewertung – einschließlich
des Ergebnisses aus Sicherungs-
geschäften – belief sich im ersten
Quartal auf 11 Mio. Euro (Vj.: 96
Mio. Euro). Darin berücksichtigt
sind die beiden negativen Bewer-
tungseffekte in Höhe von zusam-
men -202 Mio. Euro im Zusam-
menhang mit den Cross Currency

Swaps und der Neubewertung der
Verbindlichkeiten. Dem standen
unter anderem positive Kunden-
margen in Höhe von 53 Mio. Euro
(Vj.: 35 Mio. Euro) gegenüber. 

Das Ergebnis aus Finanzan-
lagen ist mit 4 Mio. Euro nahezu
ausgeglichen (Vj.: -45 Mio. Euro).
Der Verwaltungsaufwand lag mit -
354 Mio. Euro 2,4 Prozent unter
dem Vorjahresvergleichswert.

Im sonstigen Ergebnis werden
unter anderem die Ergebnisse der
Immobilienaktivitäten des Bay-
ernLB-Konzerns erfasst. Es betrug
im ersten Quartal 12 Mio. Euro
(Vj.: 37 Mio. Euro). Der für 2012
erwartete Aufwand für Bankenab-
gaben beläuft sich auf -54 Mio.
Euro (Vj.: -70 Mio. Euro).

Bilanzpositionen
und Kennzahlen

Die Bilanzsumme hat in den er-
sten drei Monaten des Jahres 2012
um 1,5 Prozent auf 304,6 Mrd.
Euro abgenommen. Aktivseitig
hat hierzu vor allem der Rückgang
der Handelsaktiva um 6,1 Mrd.
Euro auf 42,5 Mrd. Euro beigetra-
gen. Dagegen wurden die Kredite
an inländische Kunden nochmals
leicht um 0,2 Prozent auf 115,9
Mrd. Euro erhöht.

Die Risikopositionen reduzierte
die Bank zum 31. März 2012 um
2,0 Prozent auf 116,0 Mrd. Euro.
Dadurch stieg die Kernkapitalquo-
te leicht auf 11,7 Prozent (31. De-
zember 2011: 11,4 Prozent). Die
Core Tier 1-Quote gemäß den An-
forderungen der European Banking
Authority (EBA) belief sich auf
10,1 Prozent. Damit weist die Bay-
ernLB-Gruppe unverändert solide
Eigenkapitalverhältnisse aus.

Für das laufende Jahr rechnet
die BayernLB weiterhin mit einem
positiven Ergebnis vor Steuern in
ihren Kerngeschäftsfeldern. 

Geschäftszahlen 2011:

Rekordjahr für die
Stadtsparkasse Augsburg

Wir konnten in vielen Bereichen kräftig punkten und unsere
Position als die „Nr. 1“ in der Region festigen. Im dritten Jahr
in Folge haben wir beim Betriebsergebnis vor Bewertung mit
68.6 Mio. Euro einen Rekord erzielt. Unser auf Nachhaltigkeit
ausgerichtetes Geschäftsmodell hat sich bewährt. Ein großer
Dank gilt unseren Kunden und unseren Mitarbeitern für das
Vertrauen und das gute Zusammenwirken“, erklärte Rolf Set-
telmeier, der Vorstandsvorsitzende der Stadtsparkasse Augs-
burg, bei der Präsentation der Geschäftszahlen 2011. 

Der Zinsüberschuss aus dem
Kundengeschäft blieb mit 116,6
Mio. Euro ebenso wie der Provi-
sionsüberschuss in Höhe von 32,3
Mio. Euro nahezu unverändert.
Die sonstigen laufenden Erträge
erhöhten sich gegenüber dem Vor-
jahr um rund 3,6 Mio. Euro. 

Das Ergebnis nach Bewertung
in Höhe von 59,1 Mio. Euro liegt
nur knapp unter dem Ergebnis von
2010 (59,5 Mio. Euro). Der Jah-
resüberschuss wird mit 31,7 Mio.
Euro ausgewiesen. 

Bilanzsumme steigt

Die Bilanzsumme stieg um 
3,8 % auf 4.620 Mio. Euro. Mit
einem Plus von rund 170 Mio.
Euro gegenüber dem Vorjahr,
maßgeblich bewirkt durch die
Ausleihungen an Kunden. Die
erneute Steigerung des Kernkapi-
tals um über 36 Mio. Euro auf
338,7 Mio. Euro in 2011 trägt
ebenfalls dazu bei, dass der Vor-
stand der Stadtsparkasse Augsburg
gut schlafen kann. „Eine hohe Ka-
pitalbasis ist außerordentlich wich-
tig; unsere Bonität steht hier im
Blickpunkt. Die gesetzliche vorge-

schriebene Quote für haftendes Ei-
genkapital gemäß Solvabilitäts-
verordnung von 8 % hatten wir
schon im Vorjahr deutlich über-
troffen. Durch die erneute Steige-
rung auf nunmehr 14,7 % in 2011
gelingt es uns, auch den gestiege-
nen Kapitalanforderungen von
Basel III mehr als gerecht zu wer-
den“, so Settelmeier.

Kreditnachfrage 
und Ausleihungen

Das Gesamtkreditvolumen,
einschließlich der Eventualver-
bindlichkeiten, stieg in 2011 um
11,5 % auf 3.743 Mio. Euro zum
Bilanzstichtag. Die Ausleihungen
an Kunden konnte die Stadtspar-
kasse gegenüber dem Vorjahr
nochmals deutlich erhöhen, zum
Jahresende 2011 betrugen diese
rund 3.565 Mio. Euro. Ein Plus
von fast 9 % konnte bei den Dar-
lehensauszahlungen registriert
werden. Beim Kreditneugeschäft
konnte in 2011 mit Darlehenszu-
sagen von fast 629 Mio. Euro das
zweitbeste Ergebnis seit der Jahr-
tausendwende erzielt werden. Die
öffentlichen Haushalte legten eine

stärkere Nachfrage nach Krediten
an den Tag. 

Dr. Walter Eschle, stellvertre-
tender Vorstandsvorsitzender:
„Von den positiven gesamtwirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen
profitierte vor allem unser Kredit-
geschäft, so dass wir unserer Ver-
antwortung, die regionale Wirt-
schaft mit Krediten zu unterstüt-
zen, verstärkt nachkommen konn-
ten. Das Kundenkreditvolumen
wurde deutlich ausgebaut. Unseren
mittelständischen Kunden sagten
wir rund 363 Mio. Euro an Kredi-
ten zu. So werden notwendige In-
vestitionen ermöglicht und Arbeits-
plätze in der Region nachhaltig ge-
sichert. Aufgrund des niedrigen
Zinsniveaus wurden darüber hin-
aus Gelder verwendet, um verstärkt
Kredite zurückzuführen.“

Öffentliche Darlehen

Bei den öffentlichen Darlehen
(KfW, LfA und LR-Bank) hat
sich, nach zwei überdurchschnitt-
lich starken Jahren 2009 und 2010,
das Neugeschäft in 2011 wieder
auf das Niveau der Vorjahre einge-
pendelt. Das Volumen der Neuan-
träge betrug fast 56 Mio. Euro.
Der Gesamtbestand der öffentli-
chen Fördermittel erhöhte sich
zum Jahresende dadurch von
265,2 Mio. Euro auf 277,3 Mio.
Euro. 

Das Leasinggeschäft der Stadt-
sparkasse hat im vergangenen Jahr
zugelegt. Neue Leasingverträge

Der Vorstand der Stadtsparkasse Augsburg (v. l.): Dr Walter
Eschle (stellvertretender Vorsitzender des Vorstandes), Cornelia
Kollmer (Vorstandsmitglied) und Rolf Settelmeier (Vorsitzender
des Vorstandes). 

mit einem Volumen von 44,2 Mio.
Euro hat die Stadtsparkasse in
2011 geschlossen. Damit landete
die Sparkasse nicht nur in Bayern
auf Platz 1, sondern erzielte auch
auf Bundesebene den siebthöch-
sten Umsatz aller Sparkassen, die
alle wesentlich größer sind als die
Stadtsparkasse Augsburg. 

Beste Bank in Augsburg 

„Qualität hat einen Namen“, so
lautet das Motto der Stadtsparkas-
se Augsburg. Dass dies bei der
Stadtsparkasse so ist, wurde im
Jahr 2011 auch offiziell bestätigt.
Bei dem jährlich durchgeführten
„City Contest“ belegt die Sparkas-
se den ersten Platz in Augsburg in
der Privatkundenberatung. Mit der
Gesamtnote 2,0 hat sich die Stadt-
sparkasse im Ranking klar gegen
die Augsburger Mitbewerber
durchgesetzt und auch im Ver-
gleich aller getesteten Institute
(Durchschnitts-Note: 2,7) einen
Spitzenwert erreicht. „Hier zeigt
sich, dass Qualität bei uns kein Zu-
fall ist und das Sparkassenfinanz-
konzept aufgeht“, betonte Rolf
Settelmeier.

Hohe Kundenzufriedenheit

Auch die intern durchgeführten
Kundenbefragungen bescheinig-
ten der Sparkasse in den letzten
Jahren immer wieder eine hohe
Kundenzufriedenheit. So gaben 
in sog. After-Sales-Befragungen 
90 % der über das ganze Jahr be-
fragten Kunden aus Firmen-
und Privatkundenbereich der
Stadtsparkasse in Bezug auf
Freundlichkeit die Bestnote
„sehr gut“. Auch bei den ande-
ren Kriterien wie Schnelligkeit,
Service- und Beratungsqualität
sowie Erreichbarkeit konnte die
Sparkasse punkten und erreich-
te Bestnoten. 

Der Wunsch nach einer eigenen
Immobilie und die nach wie vor
günstigen Zinsen im Bausparbe-
reich trugen dazu bei, dass die
Stadtsparkasse ihren Vorjahresre-
kord bei der Vermittlung von
Bausparverträgen wiederum top-
pen konnte. Die Vermittlung von
Bausparverträgen der LBS über-
stieg mit einer Bausparsumme von
rund 179 Mio. Euro um 20 Mio.
Euro bzw. rund 13 % das Vorjah-
resniveau. 

Zinsgünstige Tarife der LBS

Immobilien werden nach wie
vor als optimale Altersvorsorge
gesehen, diese Entwicklung un-
terstreicht die darin enthaltene ho-
he Prozentzahl abgeschlossener
Bausparverträge mit Riesterför-
derung von fast einem Fünftel.
Damit war 2011 das bisher erfolg-
reichste Bausparjahr der Stadt-
sparkasse Augsburg, was Platz 1
in Schwaben bedeutet. Der Trend
setzt sich Anfang 2012 fort: Dank
neuer zinsgünstiger Tarife der
LBS sichern sich die Kunden jetzt

schon für spätere Baufinanzierun-
gen ab. 

Aus und für die Region

Aus der Region an die Region
zurück, so sieht die Stadtsparkasse
ihr Engagement im Spenden- und
Sponsoringbereich. Dies geschieht
gerne und soll auch bei gleichzei-
tiger Gewinnausschüttung, so blei-
ben, betont Rolf Settelmeier. Ob
„City of peace“ und „Modular“,
„brechtbühne“, aiti-Park oder En-
gagements im Breitensport oder
im sozialen Bereich (z. B. Freiwil-
ligenzentrum), die Bandbreite ist
groß. Unser Beitrag zur Weiterent-
wicklung der Region kann nicht
nur in harten Zahlen und Fakten
gemessen werden. Er dient, wenn
manchmal vielleicht auch nur indi-
rekt, als sog. weicher Standortfak-
tor dazu, die Attraktivität eines
Wirtschaftsstandortes zu steigern.
Rolf Settelmeier: „Wir haben vie-
le Partner, die so viel Gutes für die
Region auf die Beine stellen –
auch hier wollen wir den Bürgern
verlässlich zur Seite stehen.“ 
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Intelligente Lösungen für
bayerische Kommunalkunden

Wir machen uns stark für die Kommunen
In Kooperation mit den bayerischen Sparkassen bieten wir den bayerischen Kommunen

ein innovatives und lückenloses Leistungsspektrum an. Hierzu gehört die Finanzierung

von kommunalen Bau- und Infrastrukturprojekten ebenso wie die Begleitung von Maß-

nahmen zur Energieeinsparung im Rahmen der Energiewende oder die Analyse und

Optimierung von Kreditportfolien. Dabei sind wir nicht nur kreativ bei der Nutzung

innovativer Finanzierungsquellen. Wir haben auch viel Erfahrung mit der Ausschöpfung

aller relevanten Fördermöglichkeiten. Haben wir etwas vergessen? Dann sagen Sie es

uns. Wir können es sicher auch. u vertriebsdirektion-kommunalkunden@bayernlb.de
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Betreuuung des „Konzerns
Kommune“ neu aufgestellt

GZ-Interview mit Dr. Edgar Zoller, 
Stellvertretender Vorstandsvorsitzender der BayernLB

Die Kommunen sehen sich nicht nur im Freistaat mit zahlreichen
Herausforderungen konfrontiert. Sie müssen mit ihren Einnah-
men streng haushalten, die Schuldenentwicklung im Griff haben
und zudem die Energiewende stemmen. Inwieweit die BayernLB
hier Unterstützung bietet, darüber sprach die Bayerische Ge-
meindeZeitung mit dem Stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden
der BayernLB Dr. Edgar Zoller.

GZ: Die Liste der Aufgaben
von Städten und Gemeinden ist
lang. Auf welche Weise bieten
Sie den Kommunen Hilfestel-
lung?

Zoller: Die Kommunen sind
für die BayernLB eine wichtige
Kundengruppe und haben mitt-
lerweile sehr komplexe Bedürf-
nisse, die weit über die Ausrei-
chung eines Kommunalkredits
hinausgehen. Wir haben das er-
kannt und die Betreuung des
„Konzern Kommune“ neu aufge-
stellt. Im vergangenen Jahr wur-
de hierfür die „Vertriebsdirektion
Kommunalkunden Bayern“ mit
drei Regionaldirektoren als zen-
trale Ansprechpartner im Bereich
Sparkassen & Verbund aufge-
baut. Diese neu geschaffene Ver-
triebsdirektion dient als Informa-
tionsdrehscheibe und Steuerungs-
zentrale. So koordinieren die Re-
gionaldirektoren bei Geschäfts-
anfragen das Zusammenspiel von
Produkteinheiten und Töchtern
des BayernLB-Konzerns. Damit
stellen wir sicher, dass das kon-
zernweite Kunden- und Produkt-
Know-how in die Betreuung der
Kommunalkunden einfließt und
individuelle Lösungen für die Be-
dürfnisse der Kommunen ent-
wickelt werden. Dabei steht die
BayernLB nicht im Wettbewerb
mit den Sparkassen, sondern ar-
beitet eng abgestimmt mit diesen
zusammen.

GZ: Was genau bieten Sie
den Kommunen an? Der Kom-
munalkredit scheint ja nur ein
Teil des Angebots zu sein.

Zoller: Sie haben Recht, wir
sind als Konzern im Kommunal-
geschäft Bayern zweigleisig auf-
gestellt. Während die zinsgünsti-
gen Kommunal- und Förderdarle-
hen primär von unserem Förder-
institut BayernLabo ausgereicht
werden, bringen wir aus der Ver-
triebsdirektion heraus das gesam-
te übrige Produktspektrum des
BayernLB-Konzerns ins Spiel.

Gemeinsam mit den Sparkas-
sen bietet die BayernLB neben
Finanzierungslösungen unter an-
derem Immobiliendienstleistun-
gen für energetische Sanierun-
gen, Erschließungsträgerschaften
und Immobilienbewertung sowie
Beratungen für Kommunale Stif-
tungen, Public Private Partners-
hip (PPP) und vor allem Unter-
stützung mit der Kommunalen
Verschuldungsdiagnose. 

GZ: Was ist die Kommunale
Verschuldungsdiagnose? 

Zoller: Vereinfacht gesagt ist
das eine Art „Schulden-TÜV“ für
die Kommunen. Dabei wird der
Ist-Zustand der Kreditportfolios,
insbesondere Volumina, Zins- und
Tilgungsstruktur sowie Laufzeiten
erfasst. Darauf aufbauend ent-
werfen unsere Experten anhand
voraussichtlicher Zinsentwick-
lungen verschiedene Szenarien
mit Optimierungsempfehlungen
zur Risikominderung und zeigen
Einsparpotenziale auf. Gemein-
sam mit den Kämmerern werden
in der Folge weitere Schritte ab-
geleitet. Dies kann beispielsweise
der Einsatz von Zinssicherungs-
produkten sein. Die Kommunale
Verschuldungsdiagnose wird
stark nachgefragt, der Bedarf ist
hoch. 

GZ: Stichwort Energiewen-
de: Die Bundesregierung hat
vor über einem Jahr die Ener-
giewende ausgerufen. Wie be-
urteilen Sie die bisherige Ent-
wicklung?

Zoller: Deutschland hat sich

mit der Energiewende viel vorge-
nommen. Bis zum Jahr 2020 sol-
len Erneuerbare Energien einen
Anteil von 35 Prozent am Gesamt-

zent gesenkt, Treibhausgasemis-
sionen um 40 Prozent reduziert
werden. Es wurde schon einiges
erreicht, aber es bedarf weiterhin
erheblicher Anstrengungen um
diese Ziele zu erreichen. 

GZ: Welche Rolle spielen die
Kommunen?

Zoller: Gerade Städte und Ge-
meinden sind von zentraler Be-
deutung für die Gestaltung der
Energiewende. In den Kommu-
nen werden umweltfreundliche
Energien angesiedelt, hier müs-
sen die damit verbundenen Infra-
strukturmaßnahmen umgesetzt
werden. Zudem sind die energeti-
schen Sanierungen öffentlicher
Gebäude eine wichtige Maßnah-
me bei der Erreichung von höhe-
rer Energieeffizienz. Jede einge-
sparte KWh muss nicht in die Er-
zeugung oder in das Netz inve-
stiert werden. Die Kommunen lei-
sten auf lokaler Ebene ihren Bei-
trag zur Energiewende. Das ist
maßgeblich für die Erreichung
der bundesweiten Ziele. 

GZ: Wie unterstützt die
BayernLB die Kommunen bei
der Energiewende?

Zoller: Beispielsweise mit Pro-
jektfinanzierungen für Windkraft-
und Photovoltaikanlagen, Geo-
thermieprojekten, Pumpspeicher-
kraftwerken und kommunalen

Netzen. Oder eine Finanzierung
von Beteiligungen, was gerade
für gemeinsame Gaskraftwerke
interessant ist. Für kommunale
Liegenschaften stehen u. a. die
Experten aus der Immobilienfi-
nanzierung bereit und für ein
Bürgerbeteiligungsmodell in
Form einer GmbH & Co. KG die
BayernGrund.

Beispielhaft für die langjährige
Unterstützung sind die bereits
umgesetzten Geothermieprojekte
in Bayern, die die BayernLB ge-
meinsam mit Kommunen und
Sparkassen begleitet hat. Die Ge-
meinden profitieren dadurch von
einer klimafreundlichen Versor-
gung mit Strom und Wärme. 

Besonders gefragt ist bei Kom-
munen der „Energiekredit“ der
BayernLabo mit einem historisch
niedrigen Zinssatz. Seit Auflage
des Programms vor gut einem
Jahr wurden bereits rund 140
Förderkredite an bayerische
Kommunen zugesagt. Das För-
derinstitut BayernLabo unter-
stützt die bayerischen Kommu-
nen im erheblichen Umfang bei
der energetischen Sanierung ih-
res Gebäudebestands und leistet
damit einen wichtigen Beitrag
zur Energiewende im Freistaat
Bayern.

GZ: Ganz praktisch gefragt
– an wen können sich Kommu-
nen bei Finanzierungsanfragen
wenden? 

Zoller: Hierfür steht die
schlagkräftige „Vertriebsdirek-
tion Kommunalkunden Bayern“
bereit. Die zuständigen Regional-
direktoren sind in ihrer Region
die zentralen Ansprechpartner für
Sparkassen und Kommunen. Ge-
meinsam mit den Sparkassen
kann die BayernLB bei der Fi-
nanzierung von Energieprojekten
auf eine hohe Expertise zurück-
greifen und gleichzeitig eine Fi-
nanzierung optimiert mit entspre-

Dr. Edgar Zoller. 

energiemarkt ausmachen, im
Jahr 2050 soll der Anteil bei 80
Prozent liegen. Der Stromver-
brauch soll bis 2020 um 10 Pro-

chenden Fördermitteln anbieten.
Für Anfragen zu konkreten Kom-
munal- und Förderdarlehen ste-
hen die Finanzierungsspezialisten
der BayernLabo zur Verfügung.

GZ: Stichwort Fördermittel
und Förderkredite – wer nach-
haltig handelt, wird mit attrak-
tiven Fördermitteln belohnt,
dies gilt auch für Kommunen.
Wie aktiv ist die BayernLB auf
dem Gebiet der Fördermittel?

Zoller: Die BayernLB verfügt
über genaue Kenntnis der deut-
schen Fördermittellandschaft.

Und dies ist laut einer KfW-Studie
nicht selbstverständlich. Weniger
als 30 Prozent der Banken bieten
ihren Kunden aktiv Fördermittel
an. Die BayernLB hingegen zeigt
ihren Kommunen Möglichkei-
ten auf, eine optimale Förder-
mitteleinbindung zu erreichen.
Aufgezeigt werden sowohl die An-
gebote der eigenen Förderbank
BayernLabo sowie die Angebote
anderer Förderinstitute wie KfW,
LfA, der Landwirtschaftlichen Ren-
tenbank und der Europäischen In-
vestitionsbank (EIB). 

Fördermittel für Mittelstand und Kommunen:

BayernLB vereinbart 
Globaldarlehen mit der EIB
München – Die BayernLB hat mit der Europäischen Investiti-
onsbank (EIB) erneut die Aufnahme eines Globaldarlehens in
Höhe von 100 Mio. Euro vereinbart und kann damit ab sofort
insbesondere mittelständischen Unternehmen und Kommunen
zinsgünstige Investitionskredite anbieten.

Mit den Fördermitteln lassen
sich Vorhaben teilfinanzieren, die
im Zusammenhang mit Energie-
effizienz, Umweltschutz, Nach-
haltigkeit oder Klimaschutz ste-
hen. Der EIB-Anteil kann bis zu
50 Prozent der Kosten decken,
die sich insgesamt auf maximal
25 Mio. Euro belaufen dürfen.
Den Restbetrag können die Kre-
ditnehmer in Form von Eigenka-
pital aufbringen oder bei der Bay-
ernLB fremdfinanzieren. 

Attraktive
Kreditkonditionen 

Die EIB-Mittel können private
oder öffentliche Kunden in An-
spruch nehmen. Je nach Art des
Projektes sind Laufzeiten von bis
zu 20 Jahren möglich. Die Kredit-
konditionen sind attraktiv, weil
sich die EIB wegen ihres ausge-
zeichneten Ratings zu günstigen
Konditionen am Kapitalmarkt re-
finanzieren kann. Diesen Vorteil
gibt die BayernLB in Form nied-
rigerer Einstandssätze an ihre
Kunden weiter. Damit kann das
gesamte Finanzierungspaket zu
günstigeren Zinssätzen angebo-
ten werden.

Förderfähige Ausgaben

Die Investitionsvorhaben müs-
sen den Förderrichtlinien der
EIB entsprechen. Diese sind in
den EIB-Prioritäten „Ökologische 
Nachhaltigkeit und Klimaschutz“,
„Energieerzeugung, -transport und
–speicherung“ und „Nachhaltige
Kommunalentwicklung“ festge-
legt. Förderfähig sind beispiels-
weise Ausgaben, die zu einer deut-
lichen Senkung des Energiever-
brauchs in Unternehmen oder in
den Ausbau des Personennahver-
kehrs in Städten führen. 

Ob ein Projekt geeignet ist, prü-
fen die Fachleute der BayernLB
vorab und entwickeln dann je nach
Bedarf ein Finanzierungskonzept.

Eine Besonderheit der EIB-För-
dermittel ist, dass damit Investi-
tionen in allen Ländern der Eu-
ropäischen Union (EU) unter-
stützt werden können.

Wilhelm Molterer, Vizepräsi-
dent der Europäischen Investiti-
onsbank und unter anderem zu-
ständig für Finanzierungen in
Deutschland, sagte anlässlich der
Unterzeichnung des Vertrags:
„Mit diesem Darlehen verbindet
die Europäische Investitionsbank
gleich zwei zentrale Schwerpunk-
te ihrer Tätigkeit: die Bereitstel-
lung dringend erforderlicher Kre-
dite für den Mittelstand und die Fi-
nanzierung von Klimaschutz und
ökologischer Nachhaltigkeit. Da-
bei kommt der Vernetzung Euro-
pas eine entscheidende Rolle zu,
wenn es darum geht, Europa noch
wettbewerbsfähiger zu machen.
Das gilt für den Energietransport
genauso wie für Kommunikation
und Verkehrsinfrastruktur. Ich
freue mich, dass wir mit dem
langjährigen Partner BayernLB
diese Themen auch für den Mittel-
stand attraktiv gestalten können.“

Echter Mehrwert

„Die BayernLB ist bundesweit
einer der führenden Fördermittel-
spezialisten. In Kooperation mit
den bayerischen Sparkassen, aber
auch im Direktgeschäft mit Un-
ternehmen und Kommunen set-
zen wir Fördermittel als attrakti-
ven Finanzierungsbaustein ein.
Damit können wir unseren Kun-
den einen echten Mehrwert bie-
ten. Zugleich unterstützen wir da-
mit das Erreichen wichtiger ge-
sellschaftlicher Ziele wie die En-
ergiewende in Deutschland. Mit
der Europäischen Investitions-
bank arbeiten wir seit vielen Jah-
ren vertrauensvoll zusammen“,
betont Jan-Christian Dreesen, der
im Vorstand der BayernLB das
Geschäft mit Unternehmenskun-
den verantwortet. 

Stadtsparkasse Augsburg und
die Bayerische Klimawoche

„Es gibt nichts Gutes, außer man tut es“: Die Stadtsparkasse
Augsburg (SSKA) stellt sich den großen gesellschaftlichen Verän-
derungen und engagierte sich auch bei der Bayerischen Klima-
woche. Ob als Partner beim Augsburger Zukunftspreis oder der
Aktion „Klimaversprechen“, die im Rahmen der Bayerischen
Klimawoche stattfand: Nachhaltiger Klima- und Umweltschutz
steht auf der Stadtsparkassen-Agenda ganz oben. 

Das „Klimaversprechen“ hat
die Stadtsparkasse direkt ins Un-
ternehmen transportiert: In den
Geschäftsstellen wurde der Wett-
bewerb bei den Bürgern bewor-
ben. Rückmeldekarten lagen aus,
die Vorschläge wurden in extra
dafür installierten Boxen gesam-
melt. Auch die Mitarbeiter waren
aufgerufen, sich an der Aktion zu
beteiligen. Neben den persönli-
chen Versprechen wurden auch
zahlreiche Ideen für noch mehr
Klimaschutz im Unternehmen ab-
gegeben, das „Klimaversprechen
Stadtsparkasse“ lebt. 

Das eigene Klimaengagement
wird natürlich auch unter Beweis
gestellt: Die SSKA nutzt die Son-
ne als Energietankstelle und nahm
im März ihre erste Photovoltaik-
Anlage auf den Dächern ihrer Ge-
werbeimmobilien in der Derchin-
ger Straße 153-155 in Betrieb.

Kundentermine nehmen die Bera-
ter verstärkt mit dem hauseigenen
E-Auto wahr, das seit Februar
2012 den Fahrzeug-Pool berei-
chert. Die Einrichtung einer La-
destation im Hof war eine folge-
richtige Entscheidung. Für jene
Mitarbeiter, die mit dem E-Bike
den Weg zu ihrem Arbeitsplatz
antreten, wurden im sparkassen-
eigenen Fahrrad-Raum Ladesäu-
len errichtet. 

Unterstützung der Kunden

Auch die Kunden werden mit
besonderen Angeboten zum
Schutz des Klimas und der Um-
welt unterstützt. Sei es, wie im ver-
gangenen Jahr, mit einem speziel-
len „Ökokredit“ oder, vor allem im
gewerblichen Bereich, bei der Fi-
nanzierung von energieeffizienten
Gebäudesanierungen. 
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Stadtsparkasse München:

Testsieger 2012 bei
der Anlageberatung 

Deutsches Institut für Service-Qualität bescheinigt Bayerns größter Sparkasse 
beste Beratung und beste Angebotsunterlagen aller getesteten Banken 

München (sskm). Die Stadtsparkasse München ist Testsieger
der aktuellen Studie Geldanlage 2012 des Deutschen Instituts
für Service-Qualität (DISQ). Sie bietet die beste Geldanlagebe-
ratung und die besten Angebotsunterlagen aller untersuchten
Kreditinstitute. 

Im Auftrag des Nachrichten-
senders n.tv hat das unabhängige
Marktforschungsinstitut 15 Kre-
ditinstitute mit Filialberatung un-
tersucht. Die anonymen Tester
besuchten sechs überregionale
Banken, die jeweils größten
Sparkassen, Volks- und Raiffei-
senbanken sowie Sparda-Ban-
ken in den Städten Hamburg,
Berlin und München und verein-
barten jeweils zehn Beratungs-
gespräche vor Ort. Die Markt-
forscher werteten sowohl die Be-
ratungsleistung als auch die An-
gebotsunterlagen aus. 

Vertrauenswürdigkeit

Die Kundenberater der Stadt-
sparkasse überzeugten die Te-
ster durch ihre hohe Motivation
und Vertrauenswürdigkeit. Die
Analyse der aktuellen finanziel-
len Situation des Anlegers er-
folgte hier am ausführlichsten.
Auch die Lebenssituation er-
fragten die Mitarbeiter über-
durchschnittlich gut. Dank indi-
vidueller Beratung erreichte die
Stadtsparkasse mit einem auf
den Anleger zugeschnittenen

Angebot die beste Wertung im
Test und erhielt für die Beratung
vor Ort somit das Qualitätsurteil
sehr gut. 

Beste Beratungsunterlagen

Auch bei der Bewertung der
Angebotsunterlagen belegte Ba-
yerns größte Sparkasse den er-
sten Platz für die besten Bera-
tungsunterlagen. Hier überzeug-
te das Münchner Kreditinstitut
vor allem durch die Qualität der
Unterlagen, die gut strukturiert,
übersichtlich aufgebaut und in
einer angenehmen Schriftgröße
verfasst seien. Punkten konnte
die Stadtsparkasse auch beim
Beratungsprotokoll. Die Berater
der Stadtsparkasse händigten
bei sämtlichen Wertpapierbera-
tungen die gesetzlich vorge-
schriebenen Protokolle aus.
Dies ist bisher laut DISQ nur
bei der Hälfte der Banken der
Fall. 

Mit dem Testsieg bei der
DISQ-Studie hat die Stadtspar-
kasse nun bereits die dritte Aus-
zeichnung ihrer Beratungslei-
stung innerhalb weniger Wo-

chen erhalten. Im April beschei-
nigten ihr die Zeitschrift „Euro am
Sonntag“ und das Institut für ange-
wandte Marketing- und Kommu-
nikationsforschung (iMK) in zwei
voneinander unabhängigen Unter-
suchungen jeweils die Note „sehr
gut“ für ihre Kunden- und Anlage-
beratung.

Marktführer im
Privatkundenbereich

Jeder zweite Münchner ver-
traut in Geldfragen auf die
Stadtsparkasse München. Der
Marktführer unter den Münch-
ner Banken im Privatkundenbe-
reich, bezogen auf Hauptbank-

verbindungen, bietet mit 91 Ge-
schäftsstellen, 56 SB-Service-
stellen sowie Betreuungs- und
Kompetenz-Centern das dichte-
ste Filialnetz aller Kreditinstitu-
te im Stadtgebiet. Mit ihren
Partnern aus der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe, dem größten Fi-
nanzverbund Deutschlands,
stellt die Stadtsparkasse Mün-
chen das gesamte Spektrum von
Finanzdienstleistungen, Anla-
gemöglichkeiten und Finanzie-
rungsformen bereit.

15,3 Milliarden Euro
Bilanzsumme

Mit rund 800.000 Kunden
und einer durchschnittlichen Bi-
lanzsumme (DBS) von 15,3
Milliarden Euro ist sie die größ-
te bayerische und fünftgrößte
deutsche Sparkasse (Stand
31.12.2011). Das 1824 gegrün-
dete Kreditinstitut beschäftigt
2.430 Mitarbeiter und 300 Aus-
zubildende. Als Sparkasse enga-
giert sie sich in besonderem
Maße im gesellschaftlichen und
kulturellen Bereich für den Stand-
ort München. 

Bayerischer Gründerpreis für Schüler:

Sparkassen ehren
Jung-Unternehmer

Schülerteam aus Erlangen siegt mit „Mobilem Strom“

Für das Geschäftskonzept „Solartechnik auf Textilien“ erhielt
das Schülerteam „Fashion & Technoloy“ vom Albert-Schweit-
zer-Gymnasium in Erlangen den Bayerischen Gründerpreis in
der Kategorie „Schüler“. Die Auszeichnung der fünf besten
bayerischen Sieger-Teams fand in München statt. 

Bei der regionalen Siegereh-
rung von Deutschlands größtem
Existenzgründer-Planspiel, einer
Initiative von stern, Sparkassen,
ZDF und Porsche, konnte sich die
mittelfränkische Gruppe durch-
setzen. Vier Monate tüftelten
Rahma Abdi, Maximilian Heido-
witzsch, Jonathan Renau und Eva
Radtke vom Schüler-Team „Fa-
shion & Technology“ des Albert-
Schweitzer-Gymnasiums in Er-
langen an ihrem Geschäftskon-
zept und lernten dabei spielerisch
die Welt der Wirtschaft kennen. 

Überzeugende Geschäftsidee

Ihr fiktives Unternehmen er-
zeugt mit einem solarzellenbe-
stückten Rucksack (Solbag) mo-
bilen Strom, der in einem mitge-
führten Akku gespeichert wird.
So kann man überall seine mobi-
len elektronischen Geräte, wie
Handys, Ipods und Kameras auf-
laden. Das ist ein weiterer Schritt
für mehr Feiheit und Unabhän-
gigkeit. Mit dieser Geschäftsidee
hat das Team am Ende der Spiel-
runde die Jury mit ihrer Geschäfts-
idee überzeugt. 

Aus Bayern nahmen 79 Teams
am bundesweiten Wettbewerb
teil. „Mit ihrem Engagement
beim Bayerischen Gründerpreis
für Schüler fördern die Sparkas-
sen aktiv die Unternehmer von
morgen. Wir sind froh, dass wir
so viele Teams erfolgreich betreut
haben und ihnen den Spaß am
Unternehmertum näherbringen
konnten“, stellt Dr. Ingo Krüger,
Pressesprecher des Sparkassen-
verbandes Bayern, fest.

Frühzeitige 
berufliche Qualifikation 

Jedes Teammitglied übernimmt
beim Bayerischen Gründerpreis
einen eigenen Verantwortungsbe-
reich - selbstständiges Denken
und Handeln werden so geför-
dert. Die Schüler stärken ihre
Team- und Führungsqualitäten
und beweisen über vier Monate
ihre Fähigkeit, komplexe Fra-
gestellungen mit Engagement
und Kreativität zu lösen. Auf die-
se Weise sammeln sie Erfahrun-
gen, die eine frühzeitige berufli-
che Orientierung und Qualifikati-
on ermöglichen. Außerdem knüp-
fen sie erste Kontakte zu echten
Unternehmern. Unterstützt wer-
den sie dabei von Lehrern, Spiel-
betreuern und Unternehmerpaten. 

Auch dieses Jahr sind die Er-
gebnisse des Bayerischen Grün-
derpreises für Schüler wieder be-
eindruckend. Dr. Ingo Krüger
und Ministerialdirigentin Elfriede

Ohrnberger vom Bayerischen
Staatsministerium für Unterricht
und Kultus überreichten im Rah-
men der regionalen Siegerehrung
dem Siegerteam den ersten Preis.
Den zweiten Platz konnte sich
das Team „Think4Energy“ von
der Christian-von-Bomhard-
Schule in Uffenheim sichern.
Dessen Geschäftskonzept zum
„Energiesparen mit persönlicher
und individueller Beratung von
Privat- und Gewerbekunden“
nutzt vor allem die neuen digita-
len Medien. 

Elektrische Zahnbürste

Mit genau der selben Punktzahl
erreichte die Spielgruppe „Fritch“
vom Gregor-Mendel-Gymnasi-
um in Amberg ebenfalls den
zweiten Platz. Ihr Unternehmen
entwickelte eine elektrische
Zahnbürste mit automatischer
Zahnpastaeinspritzung. Mit dem
Team „Piezo Electricse“ auf Platz
vier erwies sich die Max-Grun-
dig-Schule in Fürth erneut als
Gründerschmiede. Auf Platz fünf
landete das Team „GFH Green
Fast Health GmbH“ vom Karl-
von-Closen- Gymnasium in Eg-
genfelden.

Hintergrund: Der Bayerische
Gründerpreis für Schüler ist die
regionale Variante des Deutschen
Gründerpreises. Dieser ist die be-
deutendste Auszeichnung für
herausragende Unternehmer in
Deutschland. Ziel der Initiative ist
es, ein positives Gründungsklima
in Deutschland zu fördern und
Mut zur Selbstständigkeit zu ma-
chen.

Hochkarätiges Kuratorium

Der Deutsche Gründerpreis
wird jährlich in den Kategorien
Schüler, StartUp, Aufsteiger,
Nachfolge und Lebenswerk ver-
liehen. Außergewöhnlich kreative
Unternehmerleistungen werden
mit einem Sonderpreis gewür-
digt. Den Deutschen Gründer-
preis loben die Partner stern,
Sparkassen, ZDF und Porsche
aus, die sich bereits seit 1997 für
die Förderung des Unternehmer-
tums und der Gründungskultur
engagieren. Ein hochkarätiges
Kuratorium unterstützt den Deut-
schen Gründerpreis und über-
nimmt Patenschaften für die No-
minierten und Preisträger. Förde-
rer sind die Bertelsmann AG,
Gruner + Jahr AG, die Süddeut-
sche Zeitung sowie die Versiche-
rungen der Sparkassen. Koopera-
tionspartner ist das Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und Tech-
nologie. 

Rekordergebnis im
Geschäftsjahr 2011

S-Partner Kapital AG: In zehn Jahren Bestehen 
30,7 Mio. Euro in 30 Mittelstandsunternehmen investiert 

Die Münchner S-Partner Kapital AG, das länderübergreifende
Beteiligungshaus bayerischer und saarländischer Sparkassen,
hat im Geschäftsjahr 2011 das beste Jahresergebnis in der bis-
herigen, zehnjährigen Firmengeschichte erzielt. Zu einem er-
heblichen Anteil trug der Veräußerungsgewinn aus dem Ver-
kauf eines Unternehmens aus dem Beteiligungsportfolio zum
Jahresergebnis bei. Zu Ende Dezember 2011 bestand das Be-
teiligungsportfolio aus 19 mittelständischen Unternehmen, die
zusammen 444 Millionen Euro Umsatz erwirtschafteten und
3.434 Mitarbeiter beschäftigten.

„Wir sind mit diesen Ergebnis
sehr zufrieden und sehen uns
für unser weiteres Engagement
gut gerüstet“, sagt Vorstand Dr.
Werner Stockner. Aufgrund der
guten Konjunkturentwicklung
und des niedrigen Zinsniveaus
konnten mehrere Beteiligungs-
unternehmen Kapital, das die S-
Partner Kapital AG in deren
Wachstum investiert hatte, 2011
vorzeitig ganz oder teilweise
zurückzahlen. Zudem wurde
mit der ANNOVA Systems
GmbH, München, ein Beteili-
gungsunternehmen an das fir-
meneigene Management ver-
kauft, was zu einem hohen Ver-
äußerungsgewinn führte. 

Neue Beteiligungen

Nach dem Exit im Dezember
2011 halten die beiden ANNO-
VA-Geschäftsführer sowie drei
weitere Mitarbeiter als Mitge-
sellschafter sämtliche Anteile
der ANNOVA Systems. Darü-
ber hinaus ging die S-Partner
Kapital AG 2011 eine neue Be-
teiligung ein und stockte eine
Beteiligung planmäßig auf. Dr.
Werner Stockner unterstreicht:
„Für das laufende Geschäftsjahr
sehen wir uns gut gerüstet, auf-
grund unserer hohen Liquidität
und vergleichsweise geringen
Risikobelastung des Eigenkapi-
tals, den wirtschaftlichen Unsi-
cherheiten zu begegnen, die
sich aus dem Einfluss der
Schuldenkrise auf die konjunk-

turelle Entwicklung ergeben
können.“

Das Beteiligungsportfolio der
S-Partner Kapital AG bestand
zu Ende Dezember 2011 aus 19
mittelständischen Unterneh-
men, die im abgelaufenen Ge-
schäftsjahr zusammen 444 Mil-
lionen Euro Umsatz erwirt-
schafteten und 3.434 Mitarbei-
ter beschäftigten. „Damit leistet
die S-Partner Kapital AG auch
einen wichtigen volkswirt-
schaftlichen Beitrag“, betont
Stockner. Insgesamt hat das Be-
teiligungshaus in zehn Jahren
Bestehen 30 mehrjährige Inve-
stitionen mit einer Gesamtinve-
stitionssumme von 30,7 Mio.
Euro und elf Verkäufe (Exits)
realisiert.

S-Partner Kapital AG
in Kürze

Die im Jahr 2002 gegründete
S-Partner Kapital AG ist eine
länderübergreifende Beteili-
gungsgesellschaft der Sparkas-
sen-Finanzgruppe. Sie stellt
mittelständischen Unternehmen
aus Bayern und dem Saarland
Eigenkapital zur Verfügung, das
vor allem zur Wachstumsfinan-
zierung und bei Nachfolgerege-
lungen eingesetzt wird. Derzeit
sind 20 bayerische Sparkassen,
sechs saarländische Sparkassen,
der Sparkassenverband Bayern
und die Landesbank Saar Ak-
tionäre der Gesellschaft.
www.partnerkapital-ag.de 

Studie der Versicherungskammer Bayern:

Irrtümer der Münchner
zur Berufsunfähigkeit

Berufsunfähig – und dann? Viele Betroffene haben nur geringe
oder gar keine finanziellen Polster, auf die sie zurückgreifen
können. Sie sind im schlimmsten Fall ein Leben lang auf die
Unterstützung anderer angewiesen. Ein Risiko, das viele im-
mer noch unterschätzen. „Nur jeder 14. Münchner schätzt das
Risiko, selbst einmal berufsunfähig zu werden als stark erhöht
ein. Tatsächlich scheidet jedoch jeder 4. Arbeitnehmer vorzei-
tig aus gesundheitlichen Gründen aus dem Berufsleben aus“,
sagt Barbara Schick, Mitglied des Vorstands der Versiche-
rungskammer Bayern. Sie stellte die Ergebnisse der aktuellen
Studie „Irrtümer zur Berufsunfähigkeit“ in München der
Presse vor. 

Die Studie führte das Institut
forsa im Auftrag der Versiche-
rungskammer Bayern durch.
Insgesamt wurden 150 in Mün-
chen lebende Personen zwi-
schen 18 und 45 Jahren zum
Thema Berufsunfähigkeit be-
fragt. Mit ihrer Studie will die
Versicherungskammer Bayern
für dieses Risiko sensibilisieren
und hat als regionaler Versiche-
rer – neben München – weitere
Städte in Bayern und der Pfalz
in den Fokus genommen. 

Irrtum 1: „Mich trifft es
sowieso nicht“

Die Befragung hat gezeigt, dass
nur jeder 14. Münchner das Risi-
ko, selbst einmal berufsunfähig zu
werden, als „stark erhöht“ ein-
schätzt. Die Hälfte vermutet, dass
maximal 10 Prozent der gesamten
Bevölkerung in Deutschland im
Laufe ihres Arbeitslebens berufs-
unfähig werden. Tatsächlich schei-
det jedoch jeder 4. Arbeitnehmer
vorzeitig aus gesundheitlichen
Gründen aus dem Berufsleben
aus.

Irrtum 2: „Mir reicht die
gesetzliche Absicherung“

Ein Viertel der befragten Mün-
chner glaubt, bei einer Berufsun-
fähigkeit durch gesetzliche Lei-
stungen zwar knapp, aber ausrei-
chend versorgt zu sein. Fakt ist je-
doch: Ein gesetzlicher Versiche-
rungsschutz besteht nur für die
heute 52-Jährigen und Ältere. Für
alle nach dem 1. Januar 1961 Ge-
borenen gibt es keine gesetzliche
Berufsunfähigkeitsversicherung
mehr, sondern lediglich eine Er-
werbsminderungsrente. Um den
Lebensstandard zu halten, reicht
diese aber nicht aus. 

Irrtum 3: „Ich arbeite im
Büro – da kann mir nichts
passieren“

Die deutliche Mehrheit der
Befragten glaubt, dass der eige-
ne Beruf kaum Gefahren birgt,
da sie keine körperlich schwere
Arbeit verrichten. Die Ursachen

für eine Berufsunfähigkeit sind
aber vielfältig. An erster Stelle
nannten die befragten Münch-
ner Erkrankungen des Skelett-
und Bewegungsapparats wie
Rückenleiden, gefolgt von Ner-
venkrankheiten oder psychi-
schen Ursachen wie Burnout
und an dritter Stelle Unfälle.
Die Münchner haben erkannt,
dass psychische Erkrankungen
eine der Hauptgründe für eine
Berufsunfähigkeit sind; über-
schätzt haben sie hingegen die
Bedeutung von Unfällen. 

Irrtum 4: „Ich bin 
noch jung, nur Ältere
werden berufsunfähig“

Fast jeder 2. Münchner schätzt,
dass die Wahrscheinlichkeit be-
rufsunfähig zu werden, bei den
50-Jährigen am größten ist.
Längst ist nicht nur die ältere
Generation von Berufsunfähig-
keit betroffen. 2010 waren laut
Deutscher Rentenversicherung
rund 40 Prozent der Leistungs-
bezieher einer Erwerbsminde-
rungsrente jünger als 50 Jahre.
Nach Angaben der Deutschen
Aktuarvereinigung werden rund
40 Prozent der heute 20- bis 40-
Jährigen im Laufe ihres Berufs-
lebens einmal berufsunfähig. 

Irrtum 5: „Ich habe
gut vorgesorgt“

Nur jeder 4. Münchner rechnet
bei einer Berufsunfähigkeit mit
erheblichen finanziellen Ein-
bußen. Die Münchner setzen vor
allem auf ihre Ersparnisse sowie
auf eine Unfallversicherung.
Aber nur in elf Prozent der Fälle
ist ein Unfall die Ursache für Be-
rufsunfähigkeit. Unfallversiche-
rungen bieten somit nur einen
unzureichenden Schutz. Auch
gesparte Mittel sind bei Verlust
eines regelmäßigen Einkom-
mens schnell verbraucht. 

Irrtum 6: „Ich kann mir
eine Berufsunfähigkeitsver-
sicherung nicht leisten“

Von den befragten Münch-

nern, die kein Interesse am Ab-
schluss einer Versicherung ha-
ben, gibt jeder Dritte an, dass
die Versicherung zu teuer sei.
Fakt ist: Eine Berufsunfähig-
keitsversicherung deckt ein ho-
hes Risiko ab: Rund 1,4 Millio-
nen Euro verdient ein heute 40-
Jähriger laut Statistischem Bun-
desamt durchschnittlich in sei-
nem Arbeitsleben. 

Berufsunfähigkeit als
„doppeltes Risiko“

„Wenn die laufenden Ein-
künfte, verursacht durch eine
Berufsunfähigkeit, deutlich sin-
ken, ist auch die Altersvorsorge
in Gefahr“, erläutert Joachim
Geiberger, Inhaber und Ge-
schäftsführer des unabhängigen
Analysehauses Morgen & Mor-

gen. Dies betreffe sowohl die
gesetzliche als auch die private
Vorsorge. Die Berufsunfähig-
keit ist somit gleichsam ein dop-
peltes existenzbedrohendes Ri-
siko, vor allem vor dem Hin-
tergrund der demographischen
Entwicklung und der unabding-
baren Notwendigkeit der zu-
sätzlichen Altersvorsorge. 

Die Versicherungskammer
Bayern hat einen Bedarfsrech-
ner eingerichtet (www.versiche-
rungskammer-bayern.de/berufs-
unfaehigkeit). Er zeigt das Risi-
ko für eine Berufsunfähigkeit
sowie den monatlichen Vorsor-
gebedarf auf. 
Die komplette forsa-Studie „Irr-
tümer zur Berufsunfähigkeit“
für München steht zum Down-
load unter ww.vkb.de/presse 
bereit. 
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Kommunaler Finanzausgleich 2013:

Kommunen profitieren
von neuer Rekordhöhe

Die Kommunen im Freistaat profitieren von einem Kommuna-
len Finanzausgleich in neuer Rekordhöhe. Finanzminister
Markus Söder, Innenminister Joachim Herrmann und die vier
Kommunalen Spitzenverbände haben sich auf die neue Re-
kordsumme von 7,7 Milliarden Euro geeinigt. Die reinen Lan-
desleistungen steigen dabei um 6,3 % oder 427 Millionen Euro
auf 7,2 Milliarden Euro an. Klare Signale werden vor allem für
Investitionen und strukturschwache Gemeinden gesetzt. 

Im Einzelnen wurde beschlos-
sen, dass sich der Anteil der
Kommunen am Allgemeinen
Steuerverbund von 12,5 % auf
12,75 % erhöht und die Schlüs-
selzuweisungen um 109 Millio-
nen Euro steigen. Ein wichtiger
Schritt in Richtung gerechtere
Mittelverteilung wurde mit der
Aufstockung der Bedarfszuwei-
sungen und der Strukturhilfen für
besonders finanzschwache Kom-
munen auf 100 Millionen Euro
(bisher 75 Millionen Euro) vorge-
nommen.

Schlüsselzuweisungen

Der Eingangssatz der Ein-
wohnergewichtung bei den
Schlüsselzuweisungen wird für
kleine Gemeinden bis 5.000 Ein-
wohner von 108 % auf 112 % 
angehoben. Gleichzeitig entfällt
künftig der Großstadtzuschlag ab
500.000 Einwohner. Diese Kür-
zung betrifft nur die Stadt Mün-
chen, die künftig weniger Schlüs-
selzuweisungen bekommt. Die
freiwerdenden Mittel kommen
vor allem den finanzschwächeren
Kommunen zugute.

Um zu vermeiden, dass Ko-
stensteigerungen auf Bezirksebe-
ne zu einer Erhöhung der Umla-
gen bei den unteren Ebenen
führen und damit den finanziellen
Handlungsspielraum der Kom-
munen einschränken, wird die
staatliche Zuweisung an die Be-
zirke um 20 Millionen Euro auf
644 Millionen Euro erhöht. 

Nach Kürzungen in den letzten
Jahren wurden die Mittel für die
Krankenhausfinanzierung wieder
von 430 Millionen Euro auf 500
Millionen Euro angehoben. Die
Zuweisungen für Schulen und
Kindertagesstätten steigen um 30

Millionen Euro auf 376 Millio-
nen Euro an, so dass die 2/3-För-
derbeschränkung bei Kinderta-
gesstätten künftig entfällt. 

Die Mittel für Straßenbau und
Unterhalt werden um 32 Millio-
nen Euro auf 27 Millionen Euro
erhöht. Diese kommen gleicher-
maßen allen Kommunen zugute.
Die Gemeinden können sich zu-
dem über nochmals erhöhte Inve-
stitionspauschalen freuen. Diese
werden um 60 Millionen Euro
auf 315 Millionen Euro heraufge-
setzt.

Reaktion der KPV

In einer ersten Stellungnahme
hat die Kommunalpolitische Ver-
einigung der CSU (KPV) die Er-
gebnisse der Verhandlungen zum
FAG 2013 ausdrücklich begrüßt.
Die Arbeitsgemeinschaft ist sehr
zufrieden damit, dass viele ihrer
Forderungen, die sie im Vorfeld
des kommunalen Spitzenge-
sprächs mit den Vertretern des Fi-
nanzministeriums und Innenmini-
steriums erörtert hatte, im Kom-
munalen Finanzausgleich 2013
umgesetzt werden. Ziel der KPV-
Forderungen war eine weitere fi-
nanzielle Entlastung der Kommu-
nen und eine noch gerechtere Ver-
teilung der Mittel, so dass insbe-
sondere finanzschwächere Kom-
munen mehr Hilfe erhalten. 

Staatsregierung als Partner

Der KPV-Landesvorsitzende,
Landrat Stefan Rößle, sieht in den
Ergebnissen die Bestätigung, dass
sich partnerschaftliche Verhand-
lungen auszahlen und die Bayeri-
sche Staatsregierung „ein wichti-
ger Partner der Kommunen“ ist.

Der Vorsitzende des Bayeri-

schen Städtetags, Nürnbergs Ober-
bürgermeister Dr. Ulrich Maly,
sprach von einem „akzeptablen
Kompromiss“. Die neuerliche Er-
höhung des Anteils der Kommu-
nen am allgemeinen Steuerver-
bund sei ein großer Erfolg für die
kommunale Familie. Die dieses
und nächstes Jahr erfolgende Er-
höhung bedeute eine dauerhafte
Einnahme von 152 Millionen Eu-
ro jährlich, über die nicht mehr
verhandelt werden müsse. Der
Großteil dieser Mittel stärke über
die Schlüsselzuweisungen die
Verwaltungshaushalte der Kom-
munen. Maly: „Dieser Aufwuchs
bei den Schlüsselzuweisungen
hat für die Städte hohe Priorität,
zumal wir die Bedrohungen im
Blick behalten müssen, die den
Kommunen durch Fiskalpakt und
Schuldenbremse bevorstehen
können.“

Strukturhilfeprogramm

Besonders wichtig ist aus Sicht
des Bayerischen Städtetags ein
Strukturhilfeprogramm für ärme-
re Gemeinden, wofür 100 Millio-
nen Euro bereitgestellt werden.
Außerdem würden wichtige In-
vestitionsbereiche, wie etwa der
Krankenhausbau, der Bau von
Schulen und Kindergärten sowie
der Straßenbau noch stärker ge-
fördert.

Maly: „Der Städtetag trägt Ver-
änderungen der Einwohnerge-
wichtung zugunsten kleinerer
Gemeinden solidarisch mit, ob-
wohl dies möglicherweise Um-
verteilungseffekte zu Lasten der
großen Städte mit sich bringt.“
Positiv wertet der Vorsitzende,
dass der Freistaat Bayern sich im
Rahmen der Verhandlungen über
den Fiskalpakt für eine nachhalti-
ge und dauerhafte Entlastung der

Kommunen im Bereich der Ein-
gliederungshilfe einsetzt: „Im Er-
folgsfall würden diese Mittel un-
gekürzt in den kommunalen Fi-
nanzausgleich einfließen.“ 

Dr. Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags, kon-
statierte: „Wir haben die Weichen
in die Zukunft richtig gestellt.
Zum einen gibt es mehr Geld für
Bayerns Städte und Gemeinden.
Zum anderen haben wir nachhal-
tige Änderungen am System des
Finanzausgleichs durchgesetzt.“
Insgesamt sei es gelungen, das
bereits erfreuliche Ergebnis des
Jahres 2012 nochmals zu über-
treffen. 

Optimistischer Blick
in die Zukunft

Wie Landkreistagspräsident
Dr. Jakob Kreidl feststellte, kön-
nen die Landkreise „mit Blick auf
den kommunalen Finanzaus-
gleich 2013, die positive Ent-
wicklung der Steuereinnahmen
und die Unterstützung des Frei-
staats auf Bundesebene positiv in
die Zukunft sehen“. Und auch der
Präsident des Verbandes der
bayerischen Bezirke Manfred
Hölzlein zeigte sich zufrieden,
werden die Bezirke doch im Jahr
2013 vom Freistaat Bayern eine
höhere Finanzzuweisung als je zu-
vor erhalten. Und dies, obwohl sie
im kommenden Jahr landesweit
mit einer deutlichen Umlagekraft-
steigerung rechnen können.

Klares Signal

Wie Innenminister Joachim
Herrmann feststellte, „stärken
wir mit dem Kommunalen Fi-
nanzausgleich vor allem struk-
turschwächere Gemeinden“. Die
Aufstockung der Bedarfszuwei-
sungen und Stabilisierungshilfen
auf 100 Millionen Euro setze das
klare Signal: „Der Freistaat ist
verlässlicher Partner aller Kom-
munen.“ Besonders hervorzuhe-
ben sei auch, dass der Finanzaus-
gleich starke Impulse für mehr
Investitionen der Kommunen
gebe. DK

Neue „Raiffeisenstiftung im Allgäuer Land“: 

Breit gefächerte Ziele
Die Raiffeisenbank im Allgäuer Land eG hat die „Raiffei-
senstiftung im Allgäuer Land“ mit Sitz in Altusried ins Le-
ben gerufen. Nutznießer dieser neuen Einrichtung sind
künftig Bewohner im gesamten Geschäftsgebiet der Bank.
Dieser Bereich umfasst das Gebiet der Gemeinden Altus-
ried, Dietmannsried, Obergünzburg, Bad Grönenbach, Du-
rach, ‚Sulzberg, Oberstaufen, Lauben-Heising, Ronsberg,
Günzach, Untrasried, Buchenberg, Wolfertschwenden, La-
chen und Oy-Mittelberg/Petersthal.

Eine Million Euro hat die Bank an Kapital für ihre im ver-
gangenen Jahr gegründete „Raiffeisenstiftung im Allgäuer
Land“ zusammengetragen. Der Zweck der neuen Einrichtung
ist breit gefächert. Im Vordergrund steht die finanzielle Unter-
stützung von Maßnahmen und Projekten in den Bereichen Bil-
dung und Kunst, Soziales und Gesundheit, öffentliche Sicher-
heit sowie Umwelt und Naturschutz. Zuwendungen an Verbän-
de und Organisationen, die sich im Sinne des Stiftungszwecks
engagieren, sowie die Vergabe von Stipendien, Preisen oder
Beihilfen für beispielgebende Leistungen sind ebenfalls ange-
dacht.

Lohnenswerte Einrichtung

„Der Zweck der Stiftung ist breitgefächert – und das ist gut
so“, betonte  Schwabens Regierungspräsident Karl Michael
Scheufele bei der Übergabe der Anerkennungsurkunde. Bei
den Aufgaben, die in den kommenden Jahrzehnten anstünden,
sei eine solche Einrichtung rundum lohnenswert.

„Wir sehen in ihr ein Geschenk an die Menschen, die im jet-
zigen Geschäftsgebiet unserer Bank leben“, hob Horst Klüp-
fel, Aufsichtsratsvorsitzender des Geldinstituts und Vorstands-
mitglied der neuen Stiftung hervor. Die Idee habe er gemein-
sam mit Vorstandsvorsitzendem Herbert Hackspacher Ende
2010 entwickelt. Ziel sei es gewesen, die Prodel Alpe bei Stei-
bis und die landwirtschaftlichen Grundstücke, die sich im Be-
sitz der Bank befinden, in die Stiftung einzubringen, um deren
Werte zu erhalten. Im Mai vergangenen Jahres hatte die Ver-
treterversammlung der Gründung schließlich grünes Licht ge-
geben. DK

Neues Fachbuch:

Der kommunale 
Gesamtabschluss

Konsolidierung in der Doppik

Der kommunale Gesamtabschluss ist ein zentraler Reformbe-
standteil des öffentlichen Haushalts- und Rechnungswesens in
Deutschland. Die Gemeinde wird ähnlich wie ein Konzern behan-
delt, bei dem durch Konsolidierung der einzelnen Abschlüsse der
Kernverwaltung sowie der kommunalen Betriebe und Unterneh-
men eine Gesamtübersicht über die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Kommune geschaffen wird. 

Immer mehr Kommunen sind
in Zukunft dazu verpflichtet, ei-
nen vollständigen Überblick über
die finanzielle Lage ihrer Ge-
bietskörperschaft im Rahmen ei-
nes Gesamtabschlusses aufzustel-
len, denn die Vielzahl der kom-
munalen Aktivitäten, die sich
längst nicht mehr auf das Ge-
meindegebiet sowie die Ver- und
Entsorgung beschränken und in
unterschiedlichen Rechtsformen
abgewickelt werden, schränken
die Transparenz hinsichtlich der
finanziellen Gesamtsituationen
der Kommune sowie der finanzi-
ellen Verflechtungen der Gesell-
schaften ein.

Doppik behält die Oberhand

Das neue Haushaltsrecht for-
dert eine Umstellung von der
Kameralistik auf die Doppik.
Besteht in einigen Bundeslän-
dern bisher noch die Möglich-
keit, weiterhin die kameralisti-
sche Verwaltungsbuchführung
anzuwenden, so ist doch stark
davon auszugehen, dass die
doppische Rechnungslegung in
Zukunft die Oberhand gewin-
nen wird.

Das Buch gibt einen wertvollen
Überblick zum aktuellen Arbeits-

stand der Gesamtabschlusserstel-
lung und den spezifischen Gege-
benheiten des kommunalen Kon-
zerns. Neben der Erläuterung al-
ler notwendigen Bestandteile des
Gesamtabschlusses schildert es
detailliert den Ablauf der konsoli-
dierungsvorbereitenden Maßnah-
men vor dem Hintergrund der
Anwendung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Konsolidierung.

Praktischer Nutzen

Umsetzungshinweise für die
Konsolidierungsvorbereitung in
der Gemeinde und den Beteili-
gungen, ein systematischer Über-
blick zum Ablauf der Konsolidie-
rung der Jahresabschlüsse an
Hand schematischer Darstellun-
gen und Rechenbeispielen sowie
die kritische Bewertung der Er-
gebnisse der Konsolidierung und
deren Aussagekraft liefern den für
den Anwender notwendigen
praktischen Nutzen. 

Einmalige Hilfe

An Hand der Systematik einer
beispielhaften kommunalen Kon-
solidierungsrichtlinie können die
notwendigen Arbeiten und Be-
stimmungen zur Durchführung

der Konsolidierung praktisch
nachvollzogen werden. Aspek-
te der Planung, der Grundsätze
und der Durchführung der Prü-
fung des Gesamtabschlusses wer-
den abschließend diskutiert und
systematisiert. Ergänzend wer-
den die praktische Anwendung
und die Anforderungen der not-
wendigen Softwaresysteme bei-
spielhaft gezeigt.

Das Buch bietet damit eine
einmalige praktische und siche-
re Hilfe zur Aufstellung des
kommunalen Gesamtabschlus-

ses für kommunale Finanz- und
Konsolidierungsverantwortli-
che, Kämmerer, Finanzbuchhal-
ter der Gemeinden und kommu-
nale Beteiligungsunternehmen
sowie für kommunale Rech-
nungsprüfer.
Lehmitz, Christoph / Kamp,
Christian: „Der kommunale
Gesamtabschluss - Konsoli-
dierung in der Doppik“, 49,90
Euro 2012. 292 Seiten, Hard-
cover ISBN-13: 978-3-527-
50637-8 - Wiley-VCH, Wein-
heim. 

Neue Hürden für den
Kommunalkredit?

Die auf europäischer Ebene geplanten Reformvorhaben
werden eine Reihe von Änderungen für das Kommunal-
kreditgeschäft mit sich bringen. Da sind als wichtigster
Aspekt die neuen Empfehlungen des Baseler Ausschusses
für Bankenaufsicht bei der Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich (Basel III). Die Empfehlungen sollen zwar
erst im Jahr 2018 in Kraft treten, allerdings werden die
Banken frühzeitig ihr Handeln nach den Empfehlungen
und Kennzahlen ausrichten. 

Licht und Schatten

Positiv ist, dass sich das Risikogewicht von Direktauslei-
hungen der Kreditinstitute an deutsche Kommunen auch nach
Basel III an der Bonitätsbeurteilung des Bundes orientiert.
Damit ist der Forderung nach einem Rating von Kommunen
eine klare Absage zu erteilen. 

Während eine bessere Ausstattung der Banken mit Eigenka-
pital vom Grundsatz her durchaus berechtigt erscheint, ist die
Notwendigkeit der Einbeziehung aller Kreditinstitute kritisch
zu hinterfragen. Bedenklich stimmt, dass Kommunalkredite
trotz ihrer Null- Risikogewichtung in die Berechnung der sog.
„Leverage Ratio“ mit einfließen. 

Förderkreditprogramme

Damit stehen die Kommunalkredite in direkter Konkurrenz
zu den margenträchtigeren Unternehmensfinanzierungen,
weshalb einige Banken ihr Engagement aus dem Kommunal-
kundengeschäft zurückfahren dürften. Die Praxis zeigt schon
jetzt, dass sich spürbar weniger Banken an kommunalen Kre-
ditausschreibungen beteiligen. Dieser Trend dürfte in Zukunft
zunehmen. Beruhigend wirkt dabei derzeit für Kommunen,
dass Sparkassen, Genossenschaftsbanken sowie die Bayern-
Labo mit ihren Förderkreditprogrammen dem Kommunalkre-
ditgeschäft nach wie vor eine hohe Priorität einräumen. 

Eine weitere Hürde für den Kommunalkredit bringt die No-
vellierung des EU-Vergaberechts. Die EU-Kommission plant,
die Regeln zum öffentlichen Auftragswesen zu modernisieren
und vereinfachen. Im Rahmen dieser Novellierung soll der
bisherige Ausnahmetatbestand in Art. 16d der Vergaberichtli-
nie wegfallen, wonach „Geschäfte, die der Geld- und Kapital-
marktbeschaffung der öffentlichen Aufraggeber dienen“ von
der Anwendung des EU-Vergaberechts ausgenommen sind.
Damit würden künftig auch die Kreditaufnahmen der Kom-
munen unter den Anwendungsbereich der Vergaberichtlinie
fallen. Diese geplante Änderung ist abzulehnen, weil sie für
Kommunen erhebliche Nachteile bedeuten würde. 

Zusätzlicher Kostenfaktor

Die Vergaberechtsreform will eine Vereinfachung, Flexibi-
lisierung sowie eine Steigerung der Effizienz der öffentlichen
Ausgaben verfolgen. Ein Wegfallen des Ausnahmetatbestands
für öffentliche Auftraggeber läuft diesem Ziel entgegen. Die
kommunale Kreditaufnahmepraxis würde nicht nur komple-
xer, die Finanzierungskosten würden sich erhöhen. In der Ver-
waltungspraxis hat sich ein freihändiges Vergabe- oder Aukti-
onsverfahren etabliert, das gegenüber dem europarechtlichen
Vergabeverfahren flexibler und effizienter ist. 

Im Falle eines längeren Vorlaufs müssten die bietenden Kre-
ditinstitute zwangsläufig Aufschläge für Zinsänderungsrisiken
einkalkulieren, die zwischen der Angebotsabgabe und der
Vergabe eintreten können. Auf Seiten der Kreditgeber bildet
sich ein zusätzlicher Kostenfaktor daraus, dass die eigenen
Refinanzierungskosten durch die längere Verfahrensdauer
steigen. 

Argumentation der EU-Kommission

Wenig überzeugend ist die Argumentation der EU-Kom-
mission für das Entfallen des Ausnahmetatbestandes für öf-
fentliche Auftraggeber: Mit der Änderung soll vermieden
werden, dass „in Zeiten der Krise leichtfertig kommunale
Kredite aufgenommen werden“. Dagegen ist einzuwenden,
dass Kommunen in Deutschland Kreditaufnahmen nur mit ei-
ner rechtsaufsichtlich genehmigten Kreditermächtigung täti-
gen dürfen. Eine Kreditermächtigung steht wiederum in Ab-
hängigkeit von der finanziellen Leistungsfähigkeit der einzel-
nen Kommune und wird von der Kommunalaufsicht genau
geprüft. Die Haushaltsvorschriften der einzelnen Länder ste-
hen einer leichtfertigen Kreditaufnahme entgegen. 

Trotzdem darf nicht verkannt werden, dass viele Kommu-
nen unter einer enormen Schuldenlast leiden, insbesondere bei
den Kassenkrediten liegt das Volumen in manchen Städten
und Gemeinden höher als die Investitionskredite. Hier ist eine
langfristige Konsolidierungsstrategie der Kommunen gekop-
pelt mit einem Konsolidierungsbeitrag durch die Länder er-
forderlich. IBdSt
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Europäische Bankenunion:

GVB-Präsident Götzl warnt
vor unausgegorenen Plänen

Für Stephan Götzl, den Präsidenten der bayerischen Volks-
banken und Raiffeisenbanken, überwiegen bei der europäi-
schen Bankenunion die Risiken deutlich die Chancen. Deshalb
warnte er ausdrücklich: „Eine europäische Bankenunion wird
den Euro nicht retten, aber dazu führen, dass solide deutsche
Regionalbanken zum Zahlmeister für notleidende Banken in
Europa werden.“ Bevor jetzt eine Vision politisch verfestigt
wird, sei eine fundierte Diskussion über Ziele, Betroffene und
mögliche Auswirkungen von Maßnahmen notwendig.

Angesichts der bisherigen Dis-
kussionen fürchtet Götzl, dass die
etablierten und funktionierenden
Einlagensicherungssysteme in
Deutschland Begehrlichkeiten in
Europa wecken. 

Sichere Einlagen

Götzl: „Ich kann verstehen,
dass mancher neidisch auf unser

genossenschaftliches Einlagen-
sicherungssystem schaut. Schließ-
lich garantiert es dem Sparer die
Sicherheit seiner Einlagen und
sorgt dafür, dass keine Volks-
bank und Raiffeisenbank in die
Pleite schlittern kann.“ Aber
wenn das genossenschaftliche
Einlagensicherungssystem
künftig europaweit für Banken
in Schieflage mithaften müsse,

dann werde es überfordert. „Un-
ser System ist darauf ausgerich-
tet, das Geld der Kunden deut-
scher Kreditgenossenschaften
zu sichern, dabei muss es blei-
ben“, so Götzl. Abzulehnen sei
deshalb ein Haftungssystem zur
Einlagensicherung, von dem
europaweit alle Banken profi-
tieren sollen. Denn damit wer-
den Mittel, die der Einlagensi-
cherung von genossenschaftli-
chen Bankkunden in Deutsch-
land dienen, zweckentfremdet.
„Mir ist wichtig, dass die Spa-
rer auch künftig Vertrauen in
unsere Einlagensicherung ha-
ben können“, erklärt Götzl.

Notwendige Differenzierung 

Aus Sicht der Volksbanken
und Raiffeisenbanken mache es
zudem keinen Sinn, sich einer
zentralen europäischen Banken-

aufsicht zu unterstellen. Auch
das sehen die Überlegungen zur
Bankenunion vor. Hier sei eine
Differenzierung zwischen sy-
stemrelevanten Banken und re-
gional tätigen Instituten notwen-
dig. Götzl: „Dass grenzüber-
schreitende Banken auch zentral
in Europa überwacht werden, ist
vernünftig. Für eine Regional-
bank ist das aber nicht ziel-
führend.“

Praktische Konsequenzen

Zudem müsse man sich auch
die praktischen Konsequenzen
einer zentralisierten europäi-
schen Bankenaufsicht vor Au-
gen halten. Die Kontrolle tau-
sender kleiner Banken würde
eine europäische Bankenauf-
sicht lahmlegen und den Blick
auf die wirklichen Risiken in
der Finanzbranche verstellen.

Der Genossenschaftsverband
Bayern (GVB) vereint unter sei-
nem Dach 1.200 genossen-
schaftliche Unternehmen mit et-
wa 2,7 Millionen Mitgliedern.
Dazu zählen 296 bayerische
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken sowie 904 ländliche und ge-
werbliche Genossenschaften. 

Konzern Versicherungskammer Bayern:

Stabilisierte
Marktposition

München. Der Konzern Versicherungskammer Bayern (VKB)
blickt auf ein stabiles Geschäftsjahr 2011 zurück. „Wir sind zu-
frieden mit dem erzielten Ergebnis. Der Konzern hat seine Sta-
bilität in der Staatsschuldenkrise und vor dem Hintergrund
unruhiger Finanzmärkte bewahrt“, sagte der zu diesem Zeit-
punkt noch amtierende Vorstandsvorsitzende Friedrich Schu-
bring-Giese auf der Bilanz-Pressekonferenz. Dazu beigetragen
haben die gute vertriebliche Positionierung, ein ausgewogenes
Beitrags- und Produktportfolio sowie die guten und mehrfach
ausgezeichneten Beratungsleistungen.

Der Konzern VKB erzielte bei
den gebuchten Bruttobeiträgen
im selbst abgeschlossenen Ge-
schäft, ohne Berücksichtigung
der Einmalbeiträge, ein Wachs-
tum von 2,3 Prozent. Inklusive
des Einmalbeitragsgeschäfts ver-
zeichnete er einen geplanten
Rückgang um 7,0 Prozent auf
6,58 (7,07) Mrd. Euro. Im Schnitt
der vergangenen sechs Jahre lag
das Wachstum bei 3,4 Prozent
p.a. und damit weit über dem
Markt (2,0 Prozent).

In der Lebensversicherung nor-
malisierte sich das Einmalbei-
tragsgeschäft. Die gebuchten Brut-
tobeiträge im selbst abgeschlosse-
nen Geschäft beliefen sich auf
2,48 (3,11) Mrd. Euro. Die Kran-
kenversicherung erzielte ein Plus
von 3,9 Prozent auf 2,13 (2,05)
Mrd. Euro, die Schaden- und Un-
fallversicherung von 2,8 Prozent
auf 1,97 (1,92) Mrd. Euro.

Der Kapitalanlagenbestand
wuchs um 3,6 Prozent auf 38,58
(37,22) Mrd. Euro. Das Nettoer-
gebnis aus Kapitalanlagen lag mit
1,50 (1,55) Mrd. Euro etwa auf
Vorjahresniveau. Bezogen auf
den Gesamtbestand belief sich
die Nettoverzinsung auf 3,9 Pro-
zent. Das Konzernergebnis vor
Steuern erhöhte sich um 24,9 Pro-
zent auf 213,2 (170,7) Mio. Euro.
Der Konzernjahresüberschuss lag
bei 91,4 (133,4) Mio. Euro.

In der Lebensversicherung er-
höhte sich die Verwaltungsko-
stenquote leicht auf 1,9 (1,6) Pro-
zent. In der Krankenversicherung
sank die Verwaltungskostenquote
auf 2,1 (2,2) Prozent. In der Scha-
den- und Unfallversicherung lag
im selbst abgeschlossenen Ge-
schäft die Betriebskostenquote
bei 24,0 (23,6) Prozent, die Scha-
denquote reduzierte sich auf 72,9
(74,7) Prozent und die kombinier-
te Schaden-Kosten-Quote auf
96,9 (98,4) Prozent.

Stabile Kapitalsituation

Die Kapitalsituation ist auf-
grund der Langfristigkeit der An-
lagen sehr stabil. Die Unterneh-
men des Konzerns VKB haben
lediglich 0,2 Prozent, das sind
rund 100 Mio. Euro, der gesam-
ten Kapitalanlagen in PIIGS-
Staaten investiert. Die Bewer-

tungsreserven sind gestiegen.
Über alle Einzelunternehmen er-
höhte sich die Gesamtreserve (in
Prozent des Kapitalanlagenbe-
stands) auf 11,9 (9,0) Prozent.

Die laufenden Beiträge redu-
zierten sich leicht um 0,5 Pro-
zent, die Einmalbeiträge um
38,3 Prozent. Die Anzahl der
Verträge erhöhte sich um 1,4
Prozent auf 2,2 (2,1) Mio.
Stück. Das Nettoergebnis aus
Kapitalanlagen stieg auf 970,0
(940,1) Mio. Euro; das ent-
spricht einer Nettoverzinsung
von 4,3 (4,3) Prozent.

Kranken- und
Pflegeversicherung 

Die Anzahl der versicherten
Personen in der Kranken- und
Pflegeversicherung stieg um
34.000 auf 2,8 Mio. Personen
an. Ein kräftiges Wachstum ver-
zeichnete mit einem Plus von
12,2 Prozent die Pflegezusatz-
versicherung. Die Brutto-Auf-
wendungen für Versicherungs-
leistungen (ohne Deckungs-
rückstellung) lagen mit 1,38
(1,38) Mrd. Euro auf Vorjahres-
niveau. Das Nettoergebnis aus
Kapitalanlagen lag bei 381,7
(380,6) Mio. Euro; das ent-
spricht einer Nettoverzinsung
von 4,0 (4,3) Prozent.

Schaden- und
Unfallversicherung

Das Wachstum in der Schaden-
und Unfallversicherung resultier-
te im Wesentlichen aus der guten
Geschäftsentwicklung in der Haft-
pflicht- und Kraftfahrtversiche-
rung. Stark nachgefragt war die
Absicherung von Photovoltaik-
anlagen. Von den derzeit über
81.000 versicherten Anlagen
wurden allein seit 2009 rund
50.000 gezeichnet.

Insgesamt lag in der Schaden-
und Unfallversicherung die An-
zahl der Verträge mit 10,8 Mio.
Stück leicht über dem Vorjah-
reswert. Die Brutto-Schaden-
quote reduzierte sich auf 72,9
(74,4) Prozent, der Aufwand für
Versicherungsfälle lag mit 1,52
Mrd. Euro auf Vorjahreswert.
Der Erfolgskurs des Direktver-
sicherers BavariaDirekt hielt

weiter an. Über diese Marke
wurden bereits 95.000 Kfz-Ver-
sicherungen verkauft. Seit En-
de 2011 werden über diesen
Vertriebsweg auch Wohngebäu-
de- und Hausratversicherungen
angeboten.

Ausblick

Für den Konzern VKB wird
im Geschäftsjahr 2012 ein
leichter Anstieg der Beitrags-
einnahmen erwartet. Die Le-
bensversicherung wird trotz der
Niedrigzinsphase einen unver-
ändert hohen Stellenwert für die
private Altersvorsorge behalten.
Schubring-Giese forderte bei
der Beteiligung der Versiche-
rungsnehmer an den Bewer-
tungsreserven eine „sinnvolle
Begrenzung“. 

Mit Blick auf die bislang
von der Bundesregierung ge-
plante steuerliche Förderung
der freiwilligen privaten Vor-
sorge für den Pflegefall mahn-
te der Vorstandsvorsitzende,
dass die kapitalgedeckte priva-
te Vorsorge noch ausgebaut
werden muss. Eine weitere po-
litische Aufgabe ist die Her-
beiführung einer sinnvollen
Regelung für die Einnahme-
ausfälle durch Nichtzahler.
Die Beitragsaußenstände so-
wie die Wertberichtigungen
dürften nicht weiter ansteigen. 

Neue Potenziale

In der Schaden- und Unfall-
versicherung gilt es, in einem
nahezu gesättigten Markt neue
Potenziale zu erschließen. Hier-
zu zählen die Absicherung von

Photovoltaikanlagen sowie die
weitere Erhöhung der Versiche-
rungsdichte im Bereich der Ele-
mentargefahren. In der Kfz-Ver-
sicherung ist die Wende einge-
läutet, wenngleich hier noch zu-
sätzliche Maßnahmen zur wei-
teren Verbesserung des Ertrags
und zur Senkung der Combined
Ratio realisiert werden. 

Stabwechsel im VKB-Vorstand

Friedrich Schubring-Giese (links), langjähriger Vorstands-
vorsitzender der Versicherungskammer Bayern (VKB), wur-
de in den Ruhestand verabschiedet. Seine Nachfolge trat An-
fang Juli Frank Walthes an, der nunmehr zuständig ist für
Controlling, Öffentlichkeitsarbeit, Personal, Revision und
Rückversicherung. Stellvertretender Vorsitzender des Vor-
stands der VKB ist Helmut Späth. Als weitere Vorstandsmit-
glieder fungieren Dr. Harald Benzing, Rainer Fürhaupter, Dr.
Robert Heene, Dr. Franz Kühnel, Barbara Schick und Dr. Ste-
phan Spieleder. 

LfA Förderbank Bayern:

Wechsel im Vorstand
Auf Gerd Rometsch folgt Dr. Thies Claussen

Das wichtigste Förderinstrument für den Mittelstand und sei-
ne Arbeitsplätze in Bayern ist die LfA Förderbank Bayern an
der Schnittstelle zwischen Unternehmen und Banken. „Herzli-
chen Dank für Ihren Anteil an dem Erfolg der LfA“, äußerten
Wirtschaftsminister Martin Zeil und Finanzstaatssekretär
Franz Josef Pschierer bei der Verabschiedung von Gerd Ro-
metsch als stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden der LfA
Förderbank Bayern in München.

Das scheidende Vorstandsmit-
glied Rometsch, 1947 in Augs-
burg geboren, begann nach dem
Studium der Rechtswissen-
schaften 1976 seine Berufslauf-
bahn im Bayerischen Staatsmi-
nisterium der Finanzen. Nach
verschiedenen Tätigkeiten, un-
ter anderem in der Bayerischen
Staatskanzlei, wurde er im Au-
gust 1996 zum Leiter der Wirt-
schaftsabteilung im Staatsmini-
sterium der Finanzen bestellt.
Von Dezember 2002 bis Ende
Mai 2004 war er Generalbevoll-
mächtigter, seit Juni 2004 Mit-
glied des Vorstandes und seit Ja-
nuar 2007 stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der LfA För-
derbank Bayern.

Stabiles Top-Rating

Vorstand und Mitarbeiter hät-
ten durch umsichtige Geschäfts-
politik die LfA auch in turbulen-
ten Zeiten stabil gehalten und
das Renommee des Freistaats
verteidigt, lobte Pschierer. Die
LfA gelte als seriöse, stabile
und zuverlässige Adresse. Dank
der Gewährträgerhaftung des
Freistaates verfüge die Förder-
bank über ein stabiles Top-Ra-
ting, das die Refinanzierung
wesentlich erleichtere. Durch
ihr erfolgreiches Wirken könn-
ten dem Mittelstand in Bayern
vielfältige Förderprogramme
angeboten werden. Das Förder-
institut habe sich zu einem mo-
dernen und kundenorientierten
Dienstleister für den Mittel-
stand und seine Hausbanken
entwickelt.

Profunde Fachkenntnisse

Zeil dankte Rometsch für sei-
ne erfolgreiche langjährige Vor-
standstätigkeit und seine pro-
funden Fachkenntnisse, die er
stets in den Dienst des bayeri-
schen Mittelstandes gestellt ha-
be. Zeil: „Herr Rometsch ist ei-
ner der Garanten für den Erfolg
und die Stabilität der LfA För-
derbank Bayern.“

Zum 1. Juli hat die Bayeri-
sche Staatsregierung Dr. Thies

Claussen zum neuen stellvertre-
tenden Vorstandsvorsitzenden
der LfA Förderbank Bayern be-
stellt. „Dr. Thies Claussen hat
sich in unterschiedlichen Funk-
tionen um die Wirtschaft in
Bayern verdient gemacht. Ich

MünchenerHyp:

Jumbo-Hypotheken-
Pfandbrief sehr gefragt

Die Münchener Hypothekenbank eG hat mit der erfolgrei-
chen Emission eines 10-jährigen Jumbo-Hypothekenpfand-
briefs (MHB06J, ISIN Code DE000MHB06J1) an den Cover-
ed-Bond-Märkten für Aufsehen gesorgt. Mit 77 Orders aus
17 Ländern stieß die Emission auf eine große Nachfrage – ins-
besondere aus dem Ausland. Der Anteil aus Deutschland lag
unter 50 Prozent. 

Marktteilnehmer sprachen in diesem volatilen Marktumfeld
von einer sehr gelungenen Emission. Das Orderbuch war
schnell gefüllt und wurde bei über 1,4 Mrd. Euro geschlossen.
Die Laufzeit ist bis 03.06.2022, bei einem Kupon von 1,75
Prozent. Der Jumbo-Hypothekenpfandbrief wurde zu einem
Preis von zehn Basispunkten über Swap-Mitte begeben. 

Begleiter der Transaktion

Deutsche Bank, DZ BANK, Goldman Sachs, Nomura,
UniCredit und WGZ BANK begleiteten die Transaktion. Moo-
dy’s bewertet Hypothekenpfandbriefe der MünchenerHyp mit
der Höchstnote Aaa.

„Wir bedanken uns bei unseren Investoren, die diesen Er-
folg möglich gemacht haben. Unsere transparente und lang-
fristig orientierte Zusammenarbeit mit unseren Investoren
hat wesentlich zu dieser erfolgreichen Emission beigetra-
gen“, sagte Rafael Scholz, Leiter Treasury der Münchener-
Hyp. 

Dr. Thies Claussen. 

bin fest überzeugt, dass seine
vielfältigen Fähigkeiten und Er-
fahrungen der LfA Förderbank
Bayern zu Gute kommen wer-
den. Davon wird besonders der
Mittelstand in Bayern profitie-
ren“, gratulierten Martin Zeil und
Franz Josef Pschierer.

Zuständigkeitsbereiche

Thies Claussen wird für die
Abteilungen Produktgestaltung
und Marketing, Förderkredite,
Individualkredite (Konsortialfi-
nanzierungen, Restrukturierun-
gen), Finanzmärkte sowie die
Stabsstelle Beratung und die
Repräsentanz Nordbayern zu-
ständig sein. Somit besteht der
Vorstand der staatlichen Spe-
zialbank zur Wirtschaftsför-
derung aus Dr. Otto Beierl (Vor-
sitzender), Dr. Thies Claus-
sen (Stellvertreter) und Alb-
recht Stolle.

Seit Oktober im Vorstand

Der in Hannover geborene
promovierte Betriebswirt Claus-
sen trat 2010 als Generalbevoll-
mächtigter in die LfA ein und
übernahm seit Oktober 2011
Verantwortung im Vorstand.
Zuvor war er im Bayerischen
Wirtschaftsministerium, bei der
Wacker Chemie GmbH, im
Bayerischen Landtag sowie bei
der Flughafen München GmbH
in verschiedenen Positionen
tätig. Zuletzt stand er im Wirt-
schaftsministerium als Ministe-
rialdirigent an der Spitze der
Abteilung Außenwirtschaft und
Standortmarketing.

Kernkompetenz

Die LfA Förderbank Bayern
ist die staatliche Spezialbank
zur Förderung des Mittelstands
im Freistaat. Ihre Kernkompe-
tenz liegt in der Unternehmens-
finanzierung mit den Geschäfts-
feldern Gründung, Wachstum,
Innovation, Umweltschutz und
Stabilisierung. Zielgruppe sind
mittelständische Unternehmen
und Gründer in Bayern. 

Zudem unterstützt die LfAauch
kommunale Infrastrukturvor-
haben. Die Förderkredite werden
grundsätzlich bei den Hausban-
ken der Unternehmen beantragt
und über diese ausgereicht. 
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Eisbach, München!

Bondi Beach, Sidney?

Neu gesehen:
Ganz Bayern in einer Stunde – sonntags um 17.45 Uhr auf RTL .
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bifa-Studie zur Abfallwirtschaft im Jahr 2030:

Abfall als lästiges Übel?
Eine Szenarioanalyse nicht nur für Bayern

In einer neuen Studie des bifa Umweltinstituts Augsburg wer-
den mögliche Entwicklungen der regionalen, nationalen und
internationalen Rahmenbedingungen für die bayerische Ab-
fallwirtschaft im Jahr 2030 dargestellt sowie deren Auswir-
kungen auf die Abfallwirtschaftsstrukturen und auf die Öko-
effizienz erörtert. Das Projekt wurde im Auftrag des Bayeri-
schen Staatsministeriums für Umwelt und Gesundheit durch-
geführt. Die Ergebnisse bieten auch anderen Behörden, Unter-
nehmen und Verbänden in Deutschland eine Basis für die eige-
ne Positionierung und Strategieentwicklung.

Unter Einbindung von 60 Ex-
perten wurden zunächst 24
Schlüsselfaktoren und deren
mögliche Ausprägungen im Jahr
2030 definiert. Ökonomische
und politisch-rechtliche Fakto-
ren wurden dabei ebenso berück-
sichtigt wie stofflich-ökologi-
sche, gesellschaftliche und tech-
nische. Mit Hilfe von Interviews,
Workshops und Softwareunter-
stützung wurden anschließend
vier in sich schlüssige Szenarien
entwickelt: Szenario 1: Policy
first – Politik als Motor nachhal-
tigen Wirtschaftens; Szenario 2:
Markets first – Der Markt macht
erfinderisch; Szenario 3: Gloca-
lisation – Das EU-Recht wird re-
gionalisiert; Szenario 4: Sustain-
ability last – Tagespolitik statt
Strategie. Für die wichtigsten
Siedlungsabfallströme wurde
schließlich abgeschätzt, wie sich
Mengen, Zusammensetzung und
Verbleib in diesen Szenarien ent-
wickeln würden und welche
Auswirkungen dies auf die Öko-
effizienz der bayerischen Sied-
lungsabfallwirtschaft hätte.
Szenario 1: Politik als Motor
nachhaltigen Wirtschaftens.

Im Jahr 2030 geht es der Ge-
sellschaft gut. Durch die welt-
weit boomende Wirtschaft haben
aber Umweltschäden und die
Folgen des Klimawandels zuge-
nommen. Der Handlungsdruck
zugunsten einer umweltverträg-
lichen Wirtschaftsweise steigt.
Die Politik richtet ihre Strategien
vor allem am Prinzip der Nach-
haltigkeit aus: Dazu zählen
marktliche und ordnungsrechtli-
che Instrumente wie der Handel
mit CO2-Emissionszertifikaten
oder die Vereinfachung der
Rechtssetzung bei gleichzei-
tig verschärften Kontrollen.
Zugleich ist in Europa ein har-
monisierter Rechtsraum entstan-
den. Demzufolge haben regiona-
le Politiken wie die bayerische
Abfallgesetzgebung nur noch
geringe Spielräume.

Rohstoffland Deutschland

Das nachhaltige Denken in der
Politik hat auch die produzieren-
de und die Abfallwirtschaft be-
flügelt: Umwelt- und Ressour-
censchutz zählen dort zu den
wichtigsten Innovationszielen.
Deutschland wird durch neue
Recyclingtechnologien zu einem
„Rohstoffland“. Dabei gibt es
Wettbewerb um Lösungen und
Marktpositionen; auf dem abfall-
wirtschaftlichen Sektor konkur-
rieren viele Akteure: Großun-
ternehmen konzentrieren sich
auf standardisierbare Lösungen;
KMU und Kommunen überneh-
men regionale Aufgaben, beset-
zen Nischen oder erbringen kun-
denspezifische Sonderlösungen
im Auftrag produzierender Un-
ternehmen.

Hoher Stoffverbrauch 

Insgesamt hat die Abfallwirt-
schaft auf den steigenden Mate-
rialbedarf durch den Aufbau
neuer Nutzungskaskaden und
differenzierter Erfassungs- und
Sortiersysteme oder den Rück-
gang der kommunalen MVA rea-
giert, der Stoffverbrauch lässt
sich jedoch kaum bremsen. Zu-
dem sind diese abfallwirtschaft-
lichen Aktivitäten zwar von
großem ökologischem Nutzen,

allerdings recht teuer. Problema-
tisch ist auch, dass die Verwer-
tungs- und Beseitigungsverfah-
ren weitgehend unabhängig von-
einander und ohne gezielte Ab-
stimmung betrieben werden.

Versorgungsengpässe

Durch den steigenden Stoff-
verbrauch klettern die Rohstoff-
preise immer höher, preisbeding-
te Versorgungsengpässe werden
zu einem Problem – trotz des im-
mer wichtiger werdenden Inno-
vationsziels „Umwelt- und Res-
sourcenschutz“. Zwei zentrale
Einflüsse treiben die Abfallwirt-
schaft: Steigende Rohstoffpreise
bieten eine wirtschaftliche Moti-
vation zum Recycling und die
Vorgaben der Umweltpolitik set-
zen anspruchsvolle Ziele. Die
politische Steuerung setzt auf ei-
ne Steigerung der stofflich ver-
werteten Abfallmengen und auf
die Minderung von Umweltbela-
stungen durch Emissionsgrenz-
werte und vorgeschriebene Min-
dest-Anlagenstandards. Auch die
aktive Mitwirkung der Bürger
trägt wesentlich zu einer umfas-
senden stofflichen Nutzung der
Abfälle bei.

Holsystem

Leichtverpackungen und stoff-
gleiche Nichtverpackungen wer-
den gemeinsam und überwie-
gend im Holsystem erfasst. Ho-
he Rohstoffpreise, sehr gute Ab-
falltrennung und leistungsfähige
automatische Sortiertechnik füh-
ren dazu, dass mehr als die Hälf-
te der getrennt erfassten Kunst-
stoffabfälle werkstofflich ver-
wertet werden.

Bioabfälle werden im Holsy-
stem flächendeckend getrennt
erfasst und zu etwa 70 % in Ver-
gärungsanlagen mit Nachkom-
postierung verwertet. Grüngut
wird flächendeckend im Bring-
system erfasst. Für Kompostie-
rungs- und Vergärungsanlagen
sind hohe technische Standards
und strenge Emissionsgrenzwer-
te vorgeschrieben. PPK wird
flächendeckend und weit über-
wiegend im Holsystem getrennt
erfasst.

Das Gesamt-Abfallaufkom-
men ist in den vergangenen 20
Jahren infolge des über lange
Zeit erheblichen Wirtschafts-
wachstums um etwa 20 % ge-
stiegen, die Restmüllmenge hat
trotzdem um etwa 10 % abge-
nommen. Die spezifischen Ko-
sten für die Entsorgung der
wichtigsten Siedlungsabfallfrak-
tionen sind in den vergangenen
20 Jahren inflationsbereinigt um
fast 30 % gestiegen.
Szenario 2: Der Markt macht
erfinderisch.

Im Jahr 2030 hat es die zu-
kunftsorientierte Wirtschaft in
Deutschland wieder ganz nach
vorne geschafft: Die Marktteil-
nehmer entwickelten eine Reihe
innovativer Lösungen für die im-
mer knapper werdenden Roh-
stoffe, in deren Folge die extre-
men Preisschwankungen jetzt
abgefangen werden konnten.
Materialeffizienz und Abfallver-
meidung haben sich in produzie-
renden Unternehmen jetzt übe-
rall durchgesetzt. Inzwischen
gibt es statt komplexer, kaum
durchschaubarer Erfassungs-
und Sortiersysteme nun einfache

effektive Lösungen mit hohen
Erfassungsgraden und Sortier-
qualitäten. Ebenso sind die Ver-
wertungs- und Beseitigungsver-
fahren nicht nur besser aufeinan-
der abgestimmt, sie reagieren
jetzt auch flexibel auf Änderun-
gen des Abfallaufkommens und
der Sekundärrohstoffmärkte.
Dies nützt der Umwelt und sorgt
für Profit. Es hat sich eine Res-
sourcenwirtschaft mit marktwirt-
schaftlichen Verwertungsanla-
gen herausgebildet. Kommunale
Beseitigungsanlagen wurden re-
duziert und stattdessen privat-
wirtschaftliche EBS-Anlagen
etabliert.
Szenario 3: Das EU-Recht
wird regionalisiert.

Das EU-Recht erfährt eine Re-
gionalisierung und starke ord-
nungsrechtliche Ausprägung. In-
ternationale Großunternehmen
forcieren die Ressourcenwirt-
schaft, liefern sich im Abfall-
markt aber einen Preiskampf.
Zur Gewährleistung der Da-
seinsvorsorge kommt es zu einer
stärkeren Re-Kommunalisierung
der Abfallwirtschaft. Bei mode-
rater Konjunktur in Deutschland
und der Welt sind die Folgen des
Klimawandels und anderer Um-
weltprobleme dramatisch.
Szenario 4: Tagespolitik statt
Strategie.

Umwelt ist kein Thema; die
Folgen des Klimawandels sind
in Deutschland kaum wahrzu-
nehmen; Klimafolgen üben kei-
nen Druck auf eine möglichst ef-
fiziente Nutzung von Energieträ-
gern und anderen kritischen
Rohstoffen aus. Es kommt sogar
zu einem wachsenden Stoffver-
brauch. Die Innovationstätigkeit
der produzierenden Wirtschaft
zielt kaum auf Umwelt- und
Ressourcenschutz. Auch in der
Abfallwirtschaft orientieren sich
Innovationen nur wenig an Um-
welt- und Ressourcenfragen.

Liberalisierte Märkte

Die Abfallwirtschaft folgt dem
freien Spiel von Angebot und
Nachfrage, die Märkte sind libe-
ralisiert, ordnungsrechtliche In-
strumente spielen keine Rolle.
Die EU hat keinen Einfluss. Je-
der Mitgliedsstaat verfolgt seine
Strategien. Der Vollzug abfall-
wirtschaftlicher Regeln ist „mi-

nimalistisch“ und wesentliche
Problembereiche bleiben ausge-
spart.

Ineffizientes System

Das System ist insgesamt in-
effizient: Es verursacht hohe
Kosten, ohne dass damit ein er-
heblicher ökologischer Nutzen
verbunden wäre. Wenige große
Anbieter mit vielen abhängigen
KMU beherrschen den Markt.
Kommunen übernehmen nur

noch einige Kernaufgaben. Die
vielfältigen örtlichen Erfas-
sungs- und Sortiersysteme sind
schlecht aufeinander abge-
stimmt. Recyclingmaßnahmen
und andere Aktivitäten zur 
Steigerung der Materialeffizi-
enz wurden inzwischen sogar
zurückgefahren. 

Überkapazitäten

Auf dem Verbrennungsmarkt
stagnieren die MVA-Kapazitä-

ten seit längerem. EBS-Kapa-
zitäten wurden erheblich ausge-
baut. Die Anlagenbetreiber ver-
suchen, sich gegenseitig die But-
ter vom Brot zu nehmen, weil
Überkapazitäten bestehen. Und
so stehen wir 2030 vor einer Si-
tuation, in der auch technologisch
keine Innovationen mehr zustan-
de kommen. Abfall wird von den
übrigen sozialen und wirtschaftli-
chen Problemen überlagert, er
wird zum lästigen, aber kaum be-
achteten Übel. DK

Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg:

Anlagensicherheit 
und Luftreinhaltung

Das Kompetenzzentrum Umwelt KUMAS veranstaltete ge-
meinsam mit dem Bayerischen Landesamt für Umwelt in
Augsburg und Andrea Versteyl Rechtsanwälte den zweitägigen
Fachkongress „Bayerische Immissionsschutztage“. Die im
Jahr 2009 erfolgreich gestartete Veranstaltungsreihe hat in-
zwischen einen festen Platz im Kalender von Genehmigungs-
behörden, Kommunen, Industrieunternehmern, Planungs-
und Gutachterbüros, Rechtsabteilungen sowie Fachanwälten
für Verwaltungsrecht.

Die Immissionsschutztage la-
den jährlich zum Austausch
über neue Entwicklungen im
rechtlichen Bereich sowie zur
Diskussion aktueller Probleme
des Vollzuges. Schwerpunkte
bildeten diesmal die Umsetzung
der Industrieemissionsrichtlinie,
Anlagensicherheit, Luftreinhal-
tung, Energie und Klimaschutz
sowie Öffentlichkeitsbeteili-
gung und Kommunikation.

Energie und Klimaschutz

Am ersten Tag der Veranstal-
tung standen Themen zu Ener-
gie und Klimaschutz (Ersatz-
brennstoffe und Mitverbren-
nungsanlagen) im Mittelpunkt.
Die neu gegründete Bayerische
Energieagentur im Bayerischen
Staatsministerium für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr
und Technologie präsentierte
das Bayerische Energiekonzept
„Energie innovativ“, das unter
anderem folgende Maßnahmen
vorsieht: 
 Nutzung der Ausbaupoten-
ziale bei den Erneuerbaren En-
ergien in Bayern, unter anderem
in der Wasserkraft und bei der
Windenergie
 Bau neuer Gaskraftwerke als
Ersatz für wegfallende Kern-
kraftwerke, um eine gesicherte,
jederzeit verfügbare Leistung
bereitstellen zu können
 Bau neuer Pumpspeicher-
kraftwerke und Aufbau einer

leistungsfähigen Speicherfor-
schung in Bayern
 Ausbau der Kraft-Wärme-
Koppelung in Bayern
 Beschleunigung der energe-
tischen Sanierung öffentlicher
Gebäude
 Zügige Planungs- und Geneh-
migungsverfahren, wirksame In-
vestitionsanreize und mehr öf-
fentliche Akzeptanz beim not-
wendigen Netzausbau
 Stärkung der Bedeutung der
erneuerbaren Energien in der
Landesplanung.

Der Umsetzungsstand des
Konzepts wird alle zwei Jahre
von der Energieagentur geprüft.

Kraft-Wärme-Kopplung

In diesen Zusammenhang füg-
te sich auch der Vortrag „Hoch-
effiziente und dezentrale motori-
sche Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK) - Lösungen zur Wirt-
schaftlichkeit und Nachhaltig-
keit“ von Carsten Dommermuth
MAN Diesel & Turbo SE, Augs-
burg, ein. 

Die Einführung einer frühen
Öffentlichkeitsbeteiligung durch
den Gesetzgeber und das Kom-
munikationsmanagement zwi-
schen Produktionsstandort und
Nachbarschaft war Gegenstand
weiterer Vorträge und einer Podi-
umsdiskussion am Nachmittag
des ersten Tages mit Prof. Dr.
Andrea Versteyl (Rechtsanwälte,
Berlin), Dr. Hermann Teufel (Be-

ratungsgesellschaft mbH, Gerst-
hofen), Godehard Mayer (Infra-
Serv GmbH & Co. Gendorf KG,
Burgkirchen) und Gerold Wittek
(Abfallwirtschaftsbetrieb Stadt
Nürnberg).

Industrieemissionsrichtlinie

Am zweiten Tag wurden die
Umsetzung der Industrieemissi-
onsrichtlinie durch das Bundes-
immissionsschutzgesetz und die
einschlägigen Verordnungen in
drei Vorträgen aus Sicht des Bun-
desministeriums für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit,
des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Umwelt und Gesundheit
sowie aus der Sicht der Industrie
behandelt. Des Weiteren sah das
Programm Themen der Luftrein-
haltung (Immissionsprognosen
und Beurteilung von Geruchs-
emissionen) vor.

EuGH-Urteil

Im Bereich der Anlagensicher-
heit wurden der Stand der Bera-
tungen der SEVESO-III-Richtli-
nie durch das BMU sowie die
Auswirkungen des EuGH-Ur-
teils auf die Steuerung der An-
siedlung von Störfallbetrieben in
der Bauleitplanung thematisiert.
Hierzu gaben Dr. Nikolaus Birkl
und Mathias Reitberger (Meidert
& Kollegen Rechtsanwälte Part-
nergesellschaft, Augsburg, Mün-
chen) dezidiert Auskunft. Zu-
nehmende Bedeutung hat darü-
ber hinaus die Frage der Umset-
zung der REACH-Anforderun-
gen in den immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsbe-
scheiden, wie Dr. Michael Gierig
vom Bayerischen Landesamt für
Umwelt, Augsburg, zu berichten
wusste. DK
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15. Internationaler Altkunststofftag:

bvse fordert praxisgerechte
End-of-Waste-Kriterien

„Das Kunststoffrecycling schont Ressourcen, spart Energie,
vermindert den CO2-Ausstoß und stärkt unsere Industrie.
Deshalb müssen den unverbindlichen europäischen Program-
men und nationalen Strategien nun endlich konkrete politische
Entscheidungen folgen, die mehr Kunststoffrecycling ermögli-
chen“, forderte Hauptgeschäftsführer Eric Rehbock beim 15.
Internationalen Altkunststofftag des bvse-Bundesverband Se-
kundärrohstoffe und Entsorgung in Bad Neuenahr. 

Vor mehr als 400 Teilneh-
mern aus neun Ländern machte
Rehbock deutlich, dass die Zu-
kunft des Kunststoffrecyclings
entscheidend von praxisgerech-
ten Kriterien für End-of-Waste
sowie einer konsequenten Kas-
kadennutzung von Kunststoffen
mit einer klaren Priorität des
Recyclings vor der Verbren-
nung und anspruchsvollen Re-
cyclingquoten abhängt.

Komplexe Rechtsgebiete

In der Praxis, so berichtete
Eric Rehbock, hätten die Kunst-
stoffrecyclingunternehmen mit
dem Abfall-, Chemikalien- und
Produktrecht drei hochkomple-
xe Rechtsgebiete zu beachten.
Das führe zu nicht zu unter-
schätzenden Schwierigkeiten
und zu Beschränkungen im All-
tagsgeschäft der Kunststoff-
recycler. Rehbock: „Gerade
deshalb haben wir ja so große
Hoffnungen in den End-of-Wa-
ste-Prozess gesetzt.“

Inzwischen kommen aber im-

mer mehr Zweifel auf, ob der
End-of-Waste-Prozess tatsäch-
lich das Kunststoffrecycling
fördern wird. Unter Verweis auf
die Schrottwirtschaft, die auf-
grund von Überregulierung und
praxisfernen Kriterien weitge-
hend auf die Anwendung der
End-of-Waste-Kriterien ver-
zichten will, warnte Rehbock
vor einer ähnlichen Entwick-
lung im Kunststoffbereich.

Praxisferne Detailregelungen

Er verwies darauf, dass die
Herbeiführung eines vorzeiti-
gen Abfallendes als Instrument
zur Förderung des Recyclings
gedacht war. „Man gewinnt im-
mer mehr den Eindruck, dass
praxisferne Detailregelungen
dieser Maxime nicht folgen,
sondern geradezu verhindern
sollen, dass wertvolle Materiali-
en vorzeitig aus dem aus dem
Abfallrecht entlassen werden“,
kritisierte Rehbock. „Gerade
das Kunststoffrecycling ist auf
den Produktstatus in besonderer

Weise angewiesen. Unsere Po-
sition ist daher klar: Der beste-
hende Produktstatus für Recy-
clate ist unter allen Umständen
zu erhalten“, betonte Eric Reh-
bock und forderte die europäi-
schen Parlamentarier auf, genau
hinzusehen, ob die End-of-Wa-
ste-Kriterien auch tatsächlich zu
mehr Ressourcenschutz und
mehr Recycling führen.

Kunststoffe besitzen ein be-
sonderes Stoff- und Energiepo-
tenzial, das ökologisch und öko-
nomisch vorteilhaft, vor allem
durch die werkstoffliche Ver-
wertung, genutzt werden kann.
In seiner Rede kritisierte der bv-
se-Hauptgeschäftsführer, dass
trotzdem zu viele Kunststoffe
verbrannt oder deponiert wer-
den. Rehbock: „Es ist an der
Zeit, diesen Trend mit Hilfe ei-
ner speziellen Kunststoffverord-
nung zu stoppen und umzukeh-
ren. Wir brauchen dazu einen
Abbau der vorhandenen Über-
kapazitäten der Müllverbren-
nungsanlagen in Deutschland
und ein europaweit wirksames
Deponierungsverbot.“

Kaskadennutzung

Unter Verweis auf das neue
Kreislaufwirtschaftsgesetz be-
dauerte er, dass es keine Rege-
lungen für eine Kaskadennut-
zung von Abfällen enthalte.
Schließlich seien gerade Kunst-
stoffe dafür prädestiniert. Aller-
dings, so führte Rehbock weiter
aus, habe sich der bvse erfolg-
reich dafür eingesetzt, dass zu-
mindest eine entsprechende Ver-
ordnungsermächtigung in das
Gesetz aufgenommen wurde.
„Jetzt kommt es darauf an – am
besten mit Hilfe einer speziellen
Kunststoffverordnung – diese
Kaskadennutzung mit Leben zu
füllen und mit wirtschaftlich
vertretbaren, aber anspruchsvol-
len Quoten zu unterlegen“, so
die Forderung des bvse-Haupt-
geschäftsführers.

Das Jahr 2011 ist für die
Kunststoffrecycler weitgehend
positiv verlaufen, lautete die
Einschätzung von Dr. Dirk Tex-
tor, Vorsitzender des bvse-Fach-
verbandes Kunststoffrecycling
im Vorfeld des Internationalen
Altkunststofftages. Der Absatz
von Recyclaten gewann weiter
an Profil, auch wenn die Märkte
für die Kunststoffaufbereiter
und Kunststoffverwerter volatil
blieben. Die Nachfrage nach
Kunststoffen war zwar deutsch-
landweit gut, europaweit und
weltweit blieb die Situation je-
doch angespannt.

Gut nachgefragte Recyclate

Recyclate waren in 2011 das
ganze Jahr über national, euro-
paweit und international gut
nachgefragt. Der Markt war
aufgrund der hohen Nachfra-
ge gekennzeichnet von einge-
schränkter Verfügbarkeit, hohen
Vorproduktpreisen sowie hohen
Rohstoff- und Energiekosten. 

Besonders gefragt waren Re-
cyclate aus Technischen Kunst-
stoffen, die von Mai bis Sep-
tember 2011 Rekordpreise er-
zielten. Von April bis Septem-
ber 2011 mussten sehr hohe
Einkaufspreise für Ballenware
gezahlt werden, was sich nach-
teilig auf die Aufbereitung und
Verwertung auswirkte.

Den PET-Verarbeitungskapa-
zitäten stehen jahreszeitlich
stark schwankende Input-Men-
gen zur Verfügung. Darüber
hinaus verschlechtern sich die
Inputqualitäten immer wieder.
Die verbreitete Praxis der
Händler, Preise für PET-Fla-
schenabfälle künstlich hoch zu

halten, indem erhebliche Men-
gen zu geringeren Preisen nach
Fernost exportiert werden,
machte den Recyclern in Euro-
pa das Leben schwer. Zudem
können die hohen Inputpreise
für die PET-Ballenware nur be-
grenzt an die Mahlgüter und
Recyclate weitergegeben wer-
den.

Die Märkte für Kunststoffab-
fälle und Recyclate schwanken
stark. Hier kommt es immer
wieder zu Margenverlusten weil
steigende Einkaufspreise für
Kunststoffabfälle bei gleichzei-
tig sinkenden Preisen für Recy-
clate nicht an die Kunststoffver-
arbeiter weitergegeben werden
und geringere Einkaufspreise
nicht realisiert werden können,
beschreibt Dr. Dirk Textor, Vor-
sitzender des bvse-Fachver-
bands Kunststoffrecycling, die
Situation.

Duale Systeme 
leiten Mengenströme
am Mittelstand vorbei

Das Erfassen und Sortieren
von Kunststoffen aus Ver-
packungen war auch 2011 we-
gen der umfassend und vertikal
aufgestellten Dualen Systeme
für den Mittelstand in Deutsch-
land kaum noch attraktiv. Darü-
ber hinaus beziehen diese Men-
gen aus dem benachbarten Aus-
land ein und lassen sie in
Deutschland aufbereiten. Auch
der Fernostexport von bestimm-
ten Qualitäten erfolgt mittler-
weile über Duale Systeme. 

Schon seit einiger Zeit setzten
die Dualen Systeme dem Kunst-
stoffrecycling sehr enge Gren-
zen, beschneiden damit den
freien Markt, behindern Innova-
tionen und greifen so vermehrt
in das Kunststoffrecycling ein,
beobachten die Mitglieder des
bvse-Fachverbandes Kunst-
stoffrecycling. 

Verstärkte Probleme

Diese Probleme haben sich im
laufenden Jahr nicht nur fortge-
setzt, sondern verstärkt, was zur
Folge hat, dass die Qualitäten bei
Mischkunststoffen, Folien und
PP immer schlechter werden, be-
dauert Textor. Er ruft die Markt-
beteiligten deshalb auf, hier nach-
zusteuern und der hochwertigen
Weiterverarbeitung nicht den
Weg zu verbauen. Hier sieht der
bvse-Fachverbandsvorsitzende
insbesondere auch die Dualen
Systeme in der Pflicht, denen es
offensichtlich eher um Masse
statt um Qualität ginge.

Der europäische Binnenmarkt
gewinnt für das Kunststoffrecy-
cling gegenüber den Fernost-
märkten zunehmend an Bedeu-
tung. Damit werden die eu-
ropäischen Kunststoffmärkte
immer unabhängiger vom Ex-
port nach Asien, wo inzwischen
sehr selektiv nach Preis und
Qualität geordert wird. Auch
der hohe Euro-Dollar-Wechsel-
kurs hat das Fernostgeschäft
2011 beeinträchtigt. Darüber
hinaus wurden chinesische Im-
portbeschränkungen wirksam.

Unternehmen
müssen sich behaupten

Im Wirtschaftsjahr 2011 ist
die Kunststofferfassungsmenge
um vier Prozent gestiegen. Für
2012 prognostizieren die Mit-
glieder des bvse ein Wachstum
um drei Prozent. Auch im ersten
und zweiten Quartal 2012 konn-
te eine gute Nachfrage nach
Recyclaten festgestellt werden.
Die seit 2010 vermehrt zu beob-
achtenden Insolvenzen von
Kunststoffrecyclern sind be-
unruhigend, allerdings stehen
dem auch Neugründungen
und Markteintritte gegenüber.
Für die Unternehmen der Bran-
che wird es schwieriger, sich am
Markt zu behaupten. Klar ist
aber auch: Gute Qualitäten fin-
den immer ihren Absatz, so das
Fazit von Dirk Textor. 

Bundestreffen der Regionalbewegung:

Ruf nach „Bundesprogramm
Regionalvermarktung“

Anlässlich des 6. Bundestreffens der Regionalbewegung disku-
tierten über 100 Teilnehmer in Jülich-Barmen/NRW die Ein-
führung eines „Bundesprogrammes Regionalvermarktung“. Da-
mit soll dem steigenden Bedürfnis der Verbraucher nach glaub-
würdigen regionalen Produkten Rechnung getragen und kleinen
und mittelständischen Unternehmen sowie Regionalvermark-
tungsinitiativen die dafür notwendigen Rahmenbedingungen er-
möglicht werden.

Gemeinsam mit Mitgliedern al-
ler im Deutschen Bundestag ver-
tretenen Parteien erörterte der 
1. Vorsitzende des Bundesverban-
des der Regionalbewegung, Hei-
ner Sindel, Möglichkeiten einer
Ausgestaltung eines solchen Pro-
grammes. „Eine Regionalisierung
in Wirtschaft und Gesellschaft
kann nur mit angemessener Unter-
stützung der Politik erfolgen. Es
gilt, das enorme Potenzial zur Sta-
bilisierung sowie zum Aufbau re-
gionaler Wirtschaftskreisläufe zu
nutzen“, betonte er. Auch Bioland-
Präsident Jan Plagge sagte seine
Unterstützung bei der Entwick-
lung eines „Bundesprogramms
Regionalvermarktung“ zu. „Wich-
tig ist der enge Schulterschluss mit
der Bio-Branche auf Bundesebe-
ne, um gemeinsam Synergieeffek-
te für unsere Mitglieder in den Re-
gionen zu nutzen“, so Sindel.

Modellprojekte durchführen

Intensiv wurde über eine Förde-
rung zum Aufbau regionaler Ver-
arbeitungs- und Vermarktungs-
strukturen diskutiert. Es gehe dar-
um, im Rahmen eines „Bundes-
programmes Regionalvermark-
tung“ Modellprojekte für eine
funktionierende Nahversorgung
durchzuführen, Netzwerkbildung
unter den Regionalinitiativen zu
forcieren und vor allem die Zu-
sammenarbeit entlang der Wert-
schöpfungsketten vom Erzeuger
über die Verarbeitung und Ver-
marktung bis hin zum Verbraucher
in Form von Bewusstseinsbildung
und Aufklärung voranzutreiben. 

Weitere Schwerpunkte sollen
Forschungs- und Entwicklungs-
vorhaben zum Aufbau regionaler
Wirtschaftskreisläufe sein, um
Wissenslücken im Bereich der Re-
gionalvermarktungsstrukturen im
Bundesgebiet zu schließen. So
lässt sich beispielsweise bisher der
Marktanteil regionaler Produkte
auf Grund fehlender Definitionen
und Informationen nicht beziffern. 

Viel Zuspruch erhielt das Kon-
zept eines „Regional-TÜVs“, das
in Form eines „Regionalsiegels“
glaubwürdig arbeitende Regio-
nalinitiativen und kleine sowie

mittelständische Unternehmen
auszeichnen kann. Dieses Konzept
wurde vom Bundesverband der
Regionalbewegung entwickelt
und soll im Laufe des Jahres ge-
meinsam mit den Initiativen im
Bundesgebiet und dem Lebens-
mittelhandwerk ausgearbeitet wer-
den. 

Vernetzung 
der Nahversorgungssysteme 

Ein weiteres wichtiges Ergebnis
der Bundestagung war der Start-
schuss zur Vernetzung der ver-
schiedenen Dorfladen-Systeme in
Deutschland, die eine intakte
Nahversorgung gerade in ländli-
chen Räumen gewährleisten soll.
Der Trend der Zentralisierung im
Lebensmitteleinzelhandel hält
unvermindert an und die Länge
der täglichen Einkaufsfahrten
verdoppelte sich in den letzten 10
Jahren auf über 400 Millionen Ki-
lometer täglich. 

Doch jeder Trend löst auch ei-
nen Gegentrend aus. In vielen Ge-
meinden wurden engagierte Bür-
ger, nicht selten in enger Zusam-
menarbeit mit Behörden, aktiv, um
eine zeitgemäße Nahversorgung
für ihre Region neu aufzubauen
oder zu sichern. Aus dieser Bewe-
gung heraus hat sich eine Vielzahl
unterschiedlicher Nahversor-
gungssysteme entwickelt, die ein
lokales Angebot vom Lebensmit-
tel-Vollsortiment über Kombina-
tionen mit ärztlicher Versorgung,
Friseur, Post und weiteren Dienst-
leistungen bis hin zu kulturellen
Zentren bieten. 

Zwar gibt es kein allgemeingül-
tiges Schema zum Aufbau erfolg-
reicher bürgerschaftlich geführter
Dorfläden, aber eine Reihe guter
Gründe sich gemeinsam für die
Zukunft zu wappnen, beispiels-
weise zur Anerkennung geeigne-
ter Rechtsformen für Dorfläden.
Die Initiatoren der DORV-Zentren
(Dienstleistung und Ortsnahe Run-
dum Versorgung) sowie die Regio-
nalbewegung werden in einer Ar-
beitsgruppe mit weiteren Akteuren
im Bundesgebiet die systematische
Ausweitung der Nahversorgungs-
systeme bearbeiten. 

Ressource Altpapier
für die Zukunft sichern

Studie zeigt Möglichkeiten für nachhaltiges Wirtschaften auf

Altpapier ist eine wichtige Ressource. Eine neue Studie der bi-
fa Umweltinstitut GmbH im Auftrag des bayerischen Umwelt-
ministeriums zeigt, wie die Wirtschaft diese noch nachhaltiger
und umweltschonender nutzen kann. „Ressourcen stehen uns
nur begrenzt zur Verfügung“, sagte Umweltminister Dr. Mar-
cel Huber bei der Präsentation der Ergebnisse. „Wir dürfen
diese Ressourcen nicht leichtfertig verschwenden - im Interes-
se nachfolgender Generationen und der Wirtschaft.“

Bayern setzt daher auf den Res-
sourceneffizienz-Dreisprung:
Sparsamer Umgang mit Material,
konsequentes Recyceln und den
Einsatz alternativer Rohstoffe.
„Das Beispiel Altpapier zeigt, dass
Ressourcensparen funktioniert“,
so Huber. Bereits jetzt setze die
Papierindustrie zu rund 70 Prozent
Altpapier ein. Zum Vergleich: Der
Anteil aller recycelten Materialien
am gesamten Rohstoffbedarf der
deutschen Industrie liegt bei rund
15 Prozent. 

In der Studie wurde anhand der
Integrierten Produktpolitik (IPP)
der gesamte Lebenszyklus des Alt-
papiers betrachtet: Von der Ent-
wicklung über die Gewinnung der
Rohstoffe, die Nutzung des Pro-
dukts bis hin zur Entsorgung. Ziel

der Einbeziehung der gesamten
Wertschöpfungskette ist, die Um-
weltauswirkungen des Altpapier-
kreislaufs insgesamt zu erfassen
und zu minimieren - ohne diese
nur zu verlagern. In Workshops
und Interviews wurden konkrete
Handlungsempfehlungen für die
Verbesserung erarbeitet, zum Bei-
spiel wie Fremdstoffe im Altpapier
vermieden werden können oder
die Recyclingfähigkeit von Altpa-
pierprodukten gesteigert werden
kann. Huber: „Das Projekt hat ge-
zeigt, dass sich eine ganzheitliche
Betrachtung lohnt. Die Ergebnisse
können auch auf andere Branchen
übertragen werden.“ 

Die Broschüre mit den Ergebnis-
sen der Studie ist unter www.
bestellen.bayern.de abrufbar. 

Umweltminister Dr. Marcel Huber: 

Ökoqualität bei
Ausgleichsflächen verbessern

Bayern Vorreiter mit neuer Kompensationsverordnung

Künftig sollen für Ausgleichsmaßnahmen bei Eingriffen in die
Natur und Landschaft einheitliche Standards in Bayern gelten.
Dies betonte  Bayerns Umweltminister Dr. Marcel Huber an-
lässlich der im Kabinett verabschiedeten Eckpunkte einer
bayerischen Kompensationsverordnung.

„Bayern bekennt sich zum
Schutz seiner Natur und Land-
schaft. Die Ausgleichsregelung
ist ein zentrales Instrument zum
Erhalt der hochwertigen baye-
rischen Landschaft. Schäden
durch Eingriffe in unsere Natur
müssen künftig bayernweit nach
einheitlichen Qualitätskriterien
repariert werden. Dabei soll je-
der Ausgleich einen effizienten
ökologischen Nutzen bringen“,
stellte Huber fest. Deshalb gelte
künftig der Grundsatz „Qualität
vor Quantität“.

Ökologische Qualität
als Maßstab

Huber: „Der Maßstab darf nicht
allein der Flächenumfang sein,
sondern vielmehr die ökologische
Qualität der Maßnahme. Die
Schaffung von naturschutzfachli-
cher Spitzenqualität reduziert zu-
gleich die benötigte Kompensa-
tionsfläche.“ Ausgleichsmaßnah-
men sollen durch Flächenpools
und Ökokonten künftig regio-
nal und zeitlich flexibler gestal-
tet werden. Beispielsweise muss
der Ausgleich nicht mehr direkt
vor Ort erfolgen, sondern kann in
naturschutzfachlich sinnvollere
Gebiete gelenkt werden. Auch
vorgezogene Naturschutzmaß-
nahmen können besser hono-
riert werden.

Interessenausgleich

„Gleichzeitig ebnen wir neue
Wege für einen Interessenaus-
gleich zwischen Naturschutz,
Landwirtschaft und Infrastruk-
turvorhaben“, so Huber. Denn
neben dem Naturschutz habe die
neue Verordnung auch die Be-
lange der Landwirtschaft im
Blick. „Bayerns beste Acker-

böden genießen künftig beson-
deren Schutz und sollen bei
Kompensationsmaßnahmen so
weit wie möglich geschont wer-
den“, sagte Huber. Künftig seien
zuerst andere bessere Möglich-
keiten der Kompensation zu prü-
fen wie beispielsweise Entsiege-
lung, Wiedervernetzung von Le-
bensräumen oder Bewirtschaf-
tungs- und Pflegemaßnahmen.
Außerdem bieten sich Erwerbs-
möglichkeiten für Landwirte,
wenn sie Kompensationsmaß-
nahmen in die Bewirtschaftung
ihrer Flächen einbinden. Die In-
tegration von Kompensations-
maßnahmen in die landwirt-
schaftliche Nutzung erhält einen
höheren Stellenwert, z. B. die
Anlage von Blühstreifen oder
die extensive Bewirtschaftung
von Grünland. 

Landwirten den
Rücken stärken

„Wir erreichen eine natur-
schutzfachliche Verbesserung
und stärken den Landwirten den
Rücken - ein Gewinn für beide
Seiten“, unterstrich Huber. Mit
den Maßnahmen könne bei-
spielsweise der Fortbestand von
Arten, die an bestimmte Formen
der landwirtschaftlichen Nut-
zung angepasst sind, gesichert
werden.

Mit der Erarbeitung einer
bayerischen Kompensationsver-
ordnung nimmt Bayern eine Vor-
reiterrolle in Deutschland ein.
„Bayerns Weg schafft einen fai-
ren Ausgleich der Interessen und
kann Vorbild für andere Länder
sein“, so Huber. Die bayerischen
Eckpunkte sollen nun in eine
Verordnung gegossen werden.
Ein abgestimmter Entwurf soll
Ende des Jahres vorliegen. 
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An erster Stelle steht 
die Lebensqualität 

Erfolgreiche Jahrestagung derAllianz pro Fachkräfte der Metropolregion Nürnberg 

350 Unternehmer, Kammervertreter, Akteure aus Arbeitsagen-
turen sowie aus den Städten und Landkreisen der gesamten Me-
tropolregion Nürnberg haben sich in der NürnbergMesse getrof-
fen, um Strategien und Projekte für die Zukunftsfähigkeit des
Arbeitsmarktes zu entwickeln. Gemeinsame Plattform bildete
die Allianz pro Fachkräfte – ein innovatives Netzwerk, das sich
der Sicherung von Fachkräften in der Region verschrieben hat. 

„Wachstum ist nicht mehr
sexy. An erster Stelle steht die
Lebensqualität“, betonte Christi-
ne Haderthauer. In ihrer Eröff-
nungsrede machte die bayerische
Staatsministerin für Arbeit und
Sozialordnung, Familie und
Frauen deutlich, worauf es an-
kommt bei der Sicherung von
Fachkräften. Nürnbergs IHK-
Präsident Dirk von Vopelius,
Ralf Holtzwart, Geschäftsführer
der Bundesagentur für Arbeit,
Regionaldirektion Bayern, sowie
der stellvertretende Ratsvorsit-
zende der Metropolregion, Dr.
Günther Denzler, zeigten sich
hier einer Meinung. Vor allem
zähle es, die Belegschaft vor Ort
fit zu halten und vorhandene Po-
tenziale auf dem hiesigen Ar-
beitsmarkt zu nutzen. 

Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf

In Punkto Lebensqualität hat
die Metropolregion vieles zu bie-
ten. Künftig wird es aber darum
gehen, Angebote in Aus- und
Weiterbildung besser auf die An-
sprüche vor Ort auszurichten,
neue Wege in der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf einzu-

schlagen und sich als Region at-
traktiver für zuziehende Arbeits-
kräfte aufzustellen. Zu den Auf-
gabenfeldern wurden auf der Jah-
reskonferenz beste Beispiele vor-
gestellt. Die Pilkington Deutsch-
land AG, Weiherhammer, präsen-
tierte ihr Personalmanagement-
konzept GENIUS. Thomas
Braun, Human Resources Mana-

ger des oberpfälzer Unterneh-
mens, stellt heraus, dass eine
funktionierende generationsüber-
greifende Kommunikation und
Zusammenarbeit heute die Basis
des zukünftigen Erfolgs darstellt.

In insgesamt 17 Fachvorträgen
und 14 Workshops wurde infor-
miert und wurden neue Projekte
erarbeitet und angestoßen. Dies
ist für die ansässige Wirtschaft
wichtig. Denn bedingt durch den
demografischen Wandel wird
sich der Wettbewerb um Arbeits-
kräfte in den kommenden Jahren
zunehmend verschärfen. Im Jahr
2025 werden hierzulande rund

V. l.: Ralf Holtzwart, Vorsitzender der Geschäftsführung, Bun-
desagentur für Arbeit RD Bayern, Esther Loidl, Vice-President
Human Resources Brose Group, Christine Haderthauer, Bayeri-
sche Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, Familie und
Frauen, Dirk von Vopelius, Präsident der IHK Nürnberg für Mit-
telfranken. Bild: Meier

6,5 Mio. qualifizierte Arbeitskräf-
te fehlen, heißt es in einer Studie
der Bundesagentur für Arbeit. 

Fachkraftgewinnung

Zum Auftakt der Jahreskonfe-
renz stellte sich mit der Brose
Group ein Unternehmen vor, das
bereits alle Hebel in Gang setzt,
um qualifizierte Mitarbeiter zu
gewinnen und zu halten. Für Per-
sonalleiterin Esther Loidl ist klar,
dass sich die Gewinnung von
Fachkräften auf globaler Ebene
abspielt. Dennoch müssten sich
international agierende Großun-
ternehmen – Brose selbst be-
schäftigt über 19.000 Mitarbeiter,
davon 6.000 in Franken – dieser
Herausforderung auch vor Ort
annehmen. Dazu gehöre, Kon-
takte zu Schulen und Hochschu-
len zu pflegen oder bereits im ei-
genen Betriebskindergarten spie-
lerisch für Technik zu begeistern.
Doch bedeute Familienfreund-
lichkeit mehr: „Über Kinder wird
gern geredet, über pflegebedürf-
tige Eltern nicht – dies wird oft
noch stark tabuisiert.“ 

Willkommenskultur

Wo auch immer nach Fach-
kräften gesucht wird, in einer Sa-
che stimmten Arbeitsministerin
Haderthauer und die Personallei-
terin von Brose im Ganzen über-
ein: Es muss weiter daran gear-
beitet werden, eine stärkere Will-
kommenskultur in den Köpfen
unserer Gesellschaft zu etablieren
und diese zu leben. Darum geht
es auch in der Metropolregion
Nürnberg: Die bevorzugte Hei-
mat für talentierte und engagierte
Menschen aus aller Welt sein –
die „Heimat für Kreative“. 

Bezirkstagspräsident Manfred Hölzlein (links) erhielt den Eh-
renring der Stadt Landshut aus den Händen von Oberbürger-
meister Hans Rampf. Bild: Stadt Landshut

Auszeichnung der Stadt Landshut:

Goldener Ehrenring
für Manfred Hölzlein

Mit dem Goldenen Ehrenring der Stadt Landshut wurde Be-
zirkstagspräsident Manfred Hölzlein von Oberbürgermeister
Hans Rampf im Rahmen des Sommerempfangs der Stadt im
Beisein zahlreicher Ehrengäste ausgezeichnet. Der Goldene Eh-
renring, eine der höchsten Ehren, die die Stadt zu vergeben hat,
kann laut Satzung an Persönlichkeiten verliehen werden, die
sich um das Wohl oder das Ansehen der Stadt „hervorragend“
verdient gemacht haben.

Seit 40 Jahren Mitglied des
Stadtrats, davon acht Jahre (1990
bis 1998) als Vorsitzender der
CSU-Stadtratsfraktion, prägt Man-
fred Hölzlein dieses Gremium auf-
grund seiner hohen Kompetenz bis
heute ganz entscheidend.

Großes Engagement

Manfred Hölzlein, der erst vor
kurzem seinen 70. Geburtstag
feiern konnte, ist politisch seit
Jahrzehnten aktiv. So ist er über
seine Stadtratstätigkeit hinaus

unter anderem seit 1974 im Be-
zirkstag von Niederbayern, in
dem er seit 1998 das Amt des
Bezirkstagspräsidenten beklei-
det, und seit 2003 Präsident des
Verbandes der bayerischen Be-
zirke. Der Sorge um das Ge-
meinwohl der Bürgerinnen und
Bürger Niederbayerns fühlt er
sich besonders verpflichtet; vor
allem der sozial schwachen Mit-
menschen, was in seinem hohen
ehrenamtlichen Engagement in
vielen Hilfs- und Fördervereinen
zum Ausdruck kommt. Was alte 

Rechnungen verraten
Heimatgeschichte: Ingrid Heeg-Engelhart 
unterstützt seit 25 Jahren Archivpfleger

Unterfranken. In der Ära der Globalisierung wächst das Be-
wusstsein, wie wertvoll und wichtig „Heimat“ ist. Viele Men-
schen begeben sich laut Dr. Ingrid Heeg-Engelhart vom Staats-
archiv in Würzburg auf die Suche nach den Wurzeln ihrer Fa-
milie, ihres Vereins oder Heimatorts. Wertvolle Hilfe leisten da-
bei über 350 kommunale Archive - so sie geordnet und verzeich-
net sind. Dass dies geschieht, dafür sorgen unterfrankenweit
fünf Vollzeitfachkräfte, Dutzende Archivbetreuer sowie 18 eh-
renamtliche Archivpfleger.

Damit sind die Bedingungen
für lokale Recherchen in Unter-
franken besser als in anderen Be-
zirken, erklärt die aus Hösbach
(Kreis Aschaffenburg) stammen-
de Archivarin: „Bei uns sind alle
Stellen für Archivpfleger be-
setzt.“ Das ist nicht mehr selbst-
verständlich. Denn das Ehren-
amt ist zeitaufwändig. Mancher-
orts muss aus diesem Grund in-
tensiv gesucht werden, bis sich
jemand findet, der die Aufgabe
übernimmt. So war das Ehren-
amt im Kreis Aschaffenburg vie-
le Monate vakant. Mit Michael
Schneemeier aus Alzenau wurde
soeben ein neuer Archivpfleger
gefunden. Laut Kreispressespre-
cher Horst Bauer sucht man oh-
ne Zeitdruck nach einer geeigne-
ten Person: „Qualität geht hier
vor Eile.“

Ständige Datenpflege

Das Thema „Digitale Archiva-
lien“ ist für größere Kommunal-
archive brandaktuell. Die Her-
ausforderungen beim Umgang
mit diesen Daten seien groß, so
Doris Badel, Leiterin des Stadt-
archivs Kitzingen: „Digitale Da-
ten müssen ständig gepflegt wer-
den.“ Badel ist eine von unter-
frankenweit fünf Hauptamtli-
chen, die sich mit einer vollen
Stelle um das Archiv vor Ort
kümmern. Außer ihr gibt es noch
in Würzburg, Aschaffenburg,
Schweinfurt und Bad Kissingen
Hauptamtliche, die ausschließ-
lich für die kommunale Archiv-
arbeit zuständig sind. In großen

Archiven gibt es außerdem eine
technisch gute Ausstattung mit
Scannern und Laserdruckern.
Kleine Archive sind hiervon
noch weit entfernt.

Bestandssichtung

In ihrer Eigenschaft als An-
sprechpartnerin für Archivpfle-
ger gibt Heeg-Engelhart seit 25
Jahren Tipps, wie auch kleine
Archive so gestaltet werden kön-
nen, dass leicht in ihnen recher-
chiert werden kann. Viel ist in
den letzten Jahren geschehen,
wie die im Staatsarchiv als Ko-
pie deponierten Verzeichnisse
belegen: In die meisten Archive
ist nun Ordnung gebracht. Doch
noch etwa zehn Prozent aller Ar-
chive warten darauf, dass je-
mand den Bestand sichtet und
ein Verzeichnis anlegt. Dies wie-
derum ist zum Beispiel Voraus-
setzung dafür, dass eine Orts-
chronik verfasst werden kann.
Oder Interessierte zu rekonstru-
ieren vermögen, wem ein be-
stimmtes Grundstück früher ein-
mal gehörte.

Warum etwas in einem Ort so
und nicht anders ist, wird erst
durch alte Quellen erklärlich. In
lokalen Archiven finden sich
häufig noch Rechnungen, die
aus dem 16. Jahrhundert stam-
men, Urkunden und Amtsbücher
werden hier aufbewahrt. Letzte-
ren lässt sich entnehmen, wer
wann Gemeinderat war, wer wen
in welchem Jahr heiratete oder
wer ursprünglich ein bestimmtes
Anwesen sein Eigen nannte. In-

teressant ist auch, wie das „Ar-
menwesen“ in früheren Zeiten
organisiert wurde. So gab es,
was heute kaum noch jemand
weiß, mancherorts einst einen
„Malz- und Bieraufschlag“. In
Amorbach bei Miltenberg wurde
diese kommunale Steuer zum
Beispiel im Jahr 1879 einge-
führt.

Einwöchiges Seminar
für neue Aufgabe

Welche archivalischen Gattun-
gen existieren, was ein „Deposi-
tum“ ist und was in einem Find-
buch steht, müssen Menschen,

die Archivpfleger werden wol-
len, bei ihrem Amtsantritt noch
nicht wissen. „Es genügt, dass
sie an Geschichte und Heimat-
forschung interessiert sind“, so
Heeg-Engelhart. Haben sie das
Amt übernommen, werden sie in
einem einwöchigen Seminar in-
tensiv auf ihre neue Aufgabe
vorbereitet. Dass es offensicht-
lich Spaß macht, als Archivpfle-
ger die kommunalen Archive ei-
nes Bezirks zu betreuen, lässt
sich daran ablesen, dass viele
lange im Amt sind. Heeg-Engel-
hart: „Nicht wenige unserer Ar-
chivpfleger begannen ihr Ehren-
amt in den 1970er Jahren.“ pat

Stichwort Gemeindearchive
Gemeinden sind gehalten, Unterlagen in mindestens einem ge-

sonderten Raum aufzubewahren. Älteres, wertvolles Archivgut ist
möglichst in einem Stahlschrank zu verwahren. Papiere gehören
in Archivkartons, Amtsbücher können auf Regalen frei zugänglich
sein. Verzeichnisse sollten heute mit dem Computer erstellt wer-
den. In jeder Gemeinde sollte es jemanden geben, der für die Be-
treuung des örtlichen Archivs zuständig ist. Dies kann eine Person
aus der Verwaltung oder ein an Heimatgeschichte interessierter
Ehrenamtlicher aus der Gemeinde sein. Unterstützt werden die lo-
kalen Archivbetreuer von dem für die jeweilige Region zuständi-
gen Archivpfleger. pat

Mit der Praxisklasse 
zum Mittelschulabschluss

und in den Beruf
Dillingen/Lauingen. Mit der Praxisklasse wird Schülerinnen
und Schülern im Landkreis Dillingen seit 2006 ein alternativer
Weg zum Mittelschulabschluss und dem Einstieg in eine Berufs-
ausbildung angeboten. Jüngst wurde in der Hyazinth-Wäcker-
le-Mittelschule durch das Schulamt Dillingen, die Mittelschule
Lauingen und die St. Gregor Kinder-, Jugend- und Familienhil-
fe interessierten Eltern und Jugendlichen im Rahmen eines In-
formationsabends diese Möglichkeit vorgestellt, sich auch mit
schulischen Schwächen auf den Mittelschulabschluss und eine
berufliche Perspektive vorzubereiten. 

Landrat Leo Schrell dazu:
„Mit dieser besonderen 8./9.
Jahrgangsstufe haben diese Ju-
gendlichen die Chance, einen
Einstieg in die Berufsausbildung
zu finden. Das Angebot baut
Schülerinnen und Schüler nach
Misserfolgen und Frustrationen
und mit teilweise massiven Mo-
tivationsproblemen so erfolg-
reich wieder auf, dass den mei-
sten Absolventinnen und Absol-
venten im Anschluss der Ein-
stieg gelingt – und damit die Ba-
sis für ein selbstständiges und er-
füllendes Leben. In einer Regel-
klasse würde das vielen von ih-
nen nicht gelingen. “

Vertiefte Orientierung

In der Praxisklasse bereiten
sich bis zu 15 Schülerinnen und
Schüler aus dem Landkreis Dil-
lingen auf ihren Mittelschulab-

schluss vor und gleichzeitig auf
das praktische Arbeits- und Be-
rufsleben. Dazu absolvieren sie
speziell ausgewählte und gestal-
tete Praktika in Betrieben, die in-
tensiv begleitet und ausgewertet
werden und so einer individuell
abgestimmten, vertieften berufli-
chen Orientierung dienen. Un-
terrichtet und individuell geför-
dert werden die Jugendlichen
von einem „Tandem-Team“ be-
stehend aus einer erfahrenen
Lehrerin der Mittelschule und ei-
ner Diplom Pädagogin der St.
Gregor-Jugendhilfe. Das Lern-
angebot ist auf den speziellen
Bedarf der Schülerinnen und
Schüler abgestimmt und auf die
Möglichkeiten der Einzelnen.
Die Lernpläne und Lerninhalte
zur Prüfungsvorbereitung wer-
den individuell abgestimmt. 

Die Diplom Pädagogin erarbei-
tet darüber hinaus mit jedem Ju-

gendlichen einen ganz persönli-
chen Perspektivenplan zur weite-
ren Laufbahn mit konkreten
Schritten, begleitet dessen Um-
setzung und „stärkt den Rücken“.
In enger Zusammenarbeit mit den
Eltern wird ein Unterstützungs-
netz aus Familie, Schule, Betrieb,
Agentur für Arbeit und im Einzel-
fall weiterer Partner geknüpft, das
einen möglichst stabilen Start in
Arbeit und Beruf ermöglicht. 

Motivationsstärkung

Zum Schulalltag gehörten bei-
spielsweise schon Projekte wie
der „Dreh“ eines Filmes mit ei-
nem Profiteam oder das Erstellen
von großflächigen Graffitis mit
einem professionellen Künstler.
Das stärkt Selbstbewusstsein und
Motivation auch bei schwanken-
dem eigenem Antrieb. Fast alle
Jugendlichen konnten in den ver-
gangenen Jahren mit einer trag-
fähigen Perspektive aus der Voll-
zeitschulpflicht entlassen werden,
viele hatten zur Abschlussfeier
schon einen Ausbildungsvertrag

in der Tasche. „Dieser schöne Er-
folg ist nicht zuletzt dem großen
Engagement und der fachlichen
Kompetenz in der Zusammenar-
beit von Mittelschule Lauingen
und St. Gregor-Jugendhilfe zu
verdanken“, so Landrat Schrell.
Finanziert wird das Projekt mit
Mitteln aus dem Europäischen
Sozialfonds und besonders einge-
setzten Lehrerstunden über das
staatliche Schulamt. 

Was die Praxisklasse ist, wel-
che Chancen und Möglichkeiten
sie bietet und wie Jugendliche
diese besondere Bildungschance
nutzen können, stellten beim In-
formationsabend Lehrerin Cor-
nelia Burkhart und Diplom
Pädagogin Sandra Thiergärtner
sowie weitere Fachleute vor. Ju-
gendliche und Eltern hatten die
Gelegenheit Fragen zu stellen,
um besser einschätzen zu kön-
nen, ob diese besondere Bil-
dungschance vielleicht auch für
sie selbst oder ihr Kind passen
könnte.
Weitere Informationen unter:
www.st-gregor.de 

Pschierer verleiht Soldnermedaille 
an Landrat Franz Meyer aus Vilshofen
Die Soldnermedaille für besondere Verdienste um das Ver-

messungswesen in Bayern verlieh Finanzstaatssekretär Franz
Josef Pschierer an den Landrat des Landkreises Passau, Franz
Meyer, im Rahmen einer Feierstunde in München.

In seinem Amt als Finanzstaatssekretär hatte Franz Meyer, wie
Pschierer in seiner Laudatio würdigte, die weitere Modernisierung
der Bayerischen Vermessungsverwaltung vorangetrieben. 
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Stadt Neumarkt:

Nachhaltigkeitskonferenz
setzt wichtige Impulse 

OB Thumann übernimmt Schirmherrschaft für Klimatag

Bei strahlendem Sonnenschein und hochsommerlichen Tempe-
raturen präsentierte die Stadt Neumarkt  bei ihrer 5. Neumark-
ter Nachhaltigkeitskonferenz den 170 Teilnehmern ein vielfälti-
ges und interessantes Programm. Im Mittelpunkt des Tages
standen dabei das Thema Rio plus 20 und die Ergebnisse des
großen Erdgipfels.

Während sich die Weltge-
meinschaft in Rio nur auf den
kleinsten gemeinsamen Nenner
einigen konnte, fand Neumarkts
Oberbürgermeister Thomas Thu-
mann in seiner Begrüßungsrede
deutliche Worte: „Die Mensch-
heit ist dabei den Planeten Erde
auszubeuten und für die Zukunft
unbrauchbar zu machen. Ganz
besonders wenn man sich vor-
stellt, dass wir die natürlichen
Ressourcen 1,3 Mal schneller
verbrauchen als die Erde sie wie-
der regenerieren kann.“ 

Umsetzung vor Ort

Dr. Franz Ehrnsperger, Stifter
des Neumarkter Nachhaltigkeit-
spreises und mit seiner Lamms-
bräu Kooperationspartner der
Stadt bei der Nachhaltigkeits-
konferenz, erinnerte daran, dass
80 Prozent aller Aufgaben im
Bereich Nachhaltigkeit vor Ort
umgesetzt werden und appellier-
te an die Menschen, selbst aktiv
zu werden. 

Dr. Hubert Weiger, Vorsitzen-
der des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland, der als
Delegierter im Juni am Gipfel in
Rio teilgenommen hatte, be-
zeichnete in seiner Ansprache
die „materielle Fixierung als
Grundübel unserer Kultur“. Da
die Politik Angst habe vor einem
„Weniger“ setze man nach wie
vor auf Überfluss. Ziel müsse es
aber sein, weg zu kommen vom
„Wachstumsdogma“. Zugleich
appellierte Weiger an alle enga-
gierten Menschen weiter zu ma-
chen und mutig voranzugehen.
Resignation nach dem Motto
„Was können wir schon bewir-
ken wenn die Welt nicht will“,
müsse überwunden werden und
stattdessen gezeigt werden, was
alles möglich ist. 

Paradigmenwechsel

Auch Dr. Hans Rudolf Herren,
Präsident des Millennium Insti-
tuts Washington und Gründer
der Schweizer Stiftung Biovisi-
on, machte klar, dass es „an uns
Menschen liegt, wie die Welt der
Zukunft aussieht“. „Wir haben
es in der Hand“ so Herrn, „daher
sollten wir sofort mit Änderun-
gen anfangen“. In Herrens Vor-
trag nahm das Thema Landwirt-
schaft eine zentrale Rolle ein.
Herren zufolge hat eine Land-
wirtschaft, die immer mehr Was-
ser, immer mehr Dünger und im-
mer mehr Pestizide benötigt, kei-
ne Zukunft. „Wir brauchen einen
Paradigmenwechsel“, so Herren.
Das Ziel müsse lauten „Transfor-
mation der Landwirtschaft“, weg
von der „Diktatur des Agro-Bu-
siness“. 

Als eine „der größten Bedro-
hungen der Welt“ bezeichnete der
Träger des alternativen Nobel-
preises, Renée Ngongo die Um-
weltverschmutzung in den Berei-
chen Wasser, Luft und Boden.
„Die Ressourcen der Erde wer-
den unwiederbringlich zerstört“,
so seine Botschaft an die Konfe-
renzteilnehmer. Obwohl Afrika
so viele Bodenschätze besitze,
hätten Armut und Ungerechtig-
keiten zugenommen. Ngongo
sprach vom „Paradox des Über-
flusses“. Änderungen seien nur
möglich, wenn Klimaschutz und
Armutsbekämpfung gemeinsam
angegangen werden. „Wir kön-
nen nicht mehr so leben, als hätte
unser Tun keine Auswirkungen

auf die Welt“, so der Nobel-
preisträger. 

Rohstoffzertifizierung

Ein erster Schritt den rück-
sichtslosen Umgang mit dem
Regenwald und den Bodenschät-
zen einzudämmen, sieht er in ei-
ner Zertifizierung der Rohstoffe.
Sie sei die Grundlage um zu ei-
ner verantwortungsvollen Nut-
zung zu gelangen. Schon heute
seien die Auswirkungen der Kli-

maveränderung in Form verlän-
gerter Trockenzeiten und heiße-
ren Temperaturen spürbar. Dies,
so Ngongos Befürchtung, werde
zu 50 Millionen Umweltflücht-
lingen führen. Unisono forderten
alle Referenten ein Umdenken.

Die Stadt Neumarkt als Veran-
stalter der jährlich stattfindenden
Neumarkter Nachhaltigkeitskon-
ferenz und die Neumarkter
Lammsbräu als Kooperations-
partner sind sich bewusst, dass
Aufklärung und Information ent-
scheidende Bausteine auf dem
Weg zu einem verantwortungs-
volleren Umgang mit Natur und
Schöpfung sind. Daher fand par-
allel zur Konferenz seit letztem
Jahr auch eine Kinderakademie

statt. 83 Schülerinnen und
Schüler der dritten bis sechsten
Klassen aus sämtlichen Neu-
markter Schulen ließen auch die-
ses Jahr wieder zu Klimabot-
schaftern ausbilden. 

Biologischer Anbau

Bei ihrer Abschlusspräsentati-
on forderten sie die Erwachse-
nen auf, den Klimaschutz ernst
zu nehmen, weite Transportwege
durch regionale Lebensmittel-
einkäufe überflüssig zu machen
und auf klimafreundlichen, bio-
logischen Anbau und fair gehan-
delte Waren zu setzen. Außer-
dem wünschten sich die Kinder,
dass der Klimaschutz mit vielen
Partnern und Aktionen in Neu-
markt noch besser sichtbar wird.
Sie schlugen Oberbürgermeister
Thumann daher vor, ab sofort
den Donnerstag zum „Klima-
tag“zu machen. Unter großem
Applaus übernahm daher Ober-
bürgermeister Thomas Thumann
zum Abschluss Konferenz ganz
offiziell die Schirmherrschaft für
den „Neumarkter Klimatag“. 

Jungjournalisten im 
Landratsamt Miltenberg

Einmal einen richtigen Ausdauersportler kennenlernen und ei-
ner Politikerin Löcher in den Bauch fragen – für die Jungjour-
nalisten des Projekts „Schule macht Zeitung“ ist das Wirklich-
keit geworden. Im großen Sitzungssaal des Miltenberger
Landratsamt bekamen sie Gelegenheit, Fragen zu stellen und
darüber auch etwas zu schreiben. 

Das Landratsamt Miltenberg
als Kooperationspartner des
Aschaffenburger Main-Echo-
Verlags nutzt diese Gelegenheit
gerne, um auch in eigener Sache
Öffentlichkeitsarbeit zu betrei-
ben. Auf diese Weise gewinnen
alle Beteiligten: Die Schüler
können dank der günstigen Ver-
kehrsanbindung des Landrat-
samts schnell vor Ort gelangen
und spannende Gesprächspart-
ner interviewen, der Zeitungs-
verlag Main-Echo führt Kinder
schon im Alter von neun und
zehn Jahren an die Tageszeitung
heran und das Landratsamt be-
kommt Gelegenheit, sich und
seine Dienstleistungen kindge-
recht vorzustellen.

Zwei Gruppen

An zwei Tagen war der große
Sitzungssaal jeweils für einein-
halb Stunden prall gefüllt, als die
Kinder der Klassen 4a und 4b der
Dr.-Konrad-Wiegand-Volksschu-
le Klingenberg, der Klasse 4c der
Mozart-Volksschule Elsenfeld,
der Klassen 4a und 4b der Josef-
Anton-Rohe-Volksschule Klein-
wallstadt und der Klasse 4c der
Josef-Anton-Rohe-Volksschule
Hausen in zwei Gruppen journa-
listisch tätig wurden.

Eigene Presseausweise

Mit einem eigens für sie ent-
worfenen Presseausweis taten
sie das, was auch die großen
Journalisten tun: Bei einer Pres-
sekonferenz stellten sie den Pro-
minenten jede Menge interessan-
ter Fragen. Und der ein oder an-
dere Schüler durfte auch ganz
vorne sitzen; da wo sonst der
Landrat und die Mitarbeiter der
Verwaltung Platz nehmen.

Extremsportler

Am ersten Tag lernten die
Schüler den Ausdauer- und Ex-
tremsportler Stefan Schlett ken-
nen, der schon knapp 250 Berge
bestiegen, 664 Marathonläufe
bestritten und rund 200 Inseln
besucht hat. Aufsehenerregend
kam Schlett schon in den Sit-
zungssaal: Auf seinem Fahrrad
fuhr er bis ganz nach vorne. Ein
Auto hat er nämlich nicht, er-
zählte er. Viel Geld verdient
Schlett mit seinen Extremtouren
nicht, erfuhren die Jungreporter
auf ihre Fragen, aber zum Leben

reicht es dem 50-Jährigen, der
auch schon mehrere kuriose
Wettkämpfe bestritten hat. 

Zielsetzung

In einer Disziplin hält er sogar
den Weltrekord: Er ist auf einer
Rolltreppe sage und schreibe
21.000 Stufen gelaufen. In drei
Stunden und 46 Minuten hat er
außerdem auf einem Kreuzfahrt-
schiff einen Marathon absolviert.
Und da er ständig in Bewegung
ist und irgendeinen Sport betreibt,
kann er sogar so viel essen wie er
will und was er will, beantwortete
Schlett eine Frage aus dem Publi-
kum. Dass er zum Rennen nicht
nur die Beine braucht, sondern
auch seinen Kopf, war für die
Journalisten auch interessant.
Denn, so Schlett, bei langen
Strecken setzt er sich immer ein
Ziel nach dem anderen – bei-
spielsweise eine Verpflegungssta-
tion, dann die nächste.

Politikeralltag

Dass auch eine Politikerin viel
zu erzählen hat, erfuhren die
Jungjournalisten am nächsten
Tag, als die stellvertretende
Landrätin Claudia Kappes am
Mikrofon stand. Von ihr erfuhren
die Schüler, dass sie schon um
5.15 Uhr morgens aufsteht und
meistens bis in die Nacht hinein
arbeitet. Viel Freizeit hat sie
nicht, aber um ihren Garten
kümmert sie sich gerne. Sie er-
zählte, wie sie vom Kreistag in
geheimer Wahl zur stellvertre-
tenden Landrätin gewählt wurde
und dass sie immer dann im Ein-
satz ist, wenn Landrat Roland

Schwing verhindert ist. Dann
nimmt sie viele Termine wahr
wie Feste, Ehrungen und Eröff-
nungen, sie leitet aber auch Sit-
zungen. 

Interesse für Lokalpolitik

Das sei manchmal ganz schön
stressig, da sie auch Bürgermei-
sterin von Stadtprozelten ist, gab
sie zu, „aber das habe ich ja
schon vor meiner Wahl gewus-
st.“ Kappes machte den Kindern
Mut, sich für Lokalpolitik in
ihren Gemeinden zu interessie-
ren und immer zu fragen, wenn
sie etwas wissen wollen. Eine
besondere Ausbildung brauche
es nicht, um Landrat zu werden,
antwortete sie auf eine Frage und
nannte ihren eigenen Lebens-
lauf: Sie selbst war Lohn- und
Finanzbuchhalterin, nun ist sie
Bürgermeisterin und stellvertre-
tende Landrätin.

Luftbildquiz

An beiden Tagen nutzte auch
Gerhard Rüth, Leiter des Büros
des Landrats, die Gelegenheit,
etwas über das Landratsamt zu
erzählen und den Schülern eine
Ausbildung in der Verwaltung
schmackhaft zu machen. Schül-
ergerecht erklärte er die Aufga-
ben der Behörde. Aufmerksam
lauschten die Schüler, als er etwa
vom Lagezentrum des Landrat-
samtes sprach, von dem aus bei
Katastrophen die Einsatzkräfte
koordiniert werden. Abwechs-
lung brachte ein kleines Luft-
bildquiz, bei dem die Schüler
Schulen aus der Vogelperspekti-
ve erkennen mussten. Mit einer
kleinen, vom Landratsamt spen-
dierten Stärkung verließen die
Jungjournalisten die Behörde,
im Gepäck zahlreiche Impressio-
nen und um viele Informationen
reicher. 

Jede Menge Fragen prasselten auf die stellvertretende Land-
rätin Claudia Kappes (r.) ein, als sie den Jungjournalisten im
Rahmen des Projekts „Schule macht Zeitung“ Rede und Ant-
wort stand. 

Urlaub in Ostbayern:

Freizeitspaß zum Nulltarif
Regensburg (obx) - Ob im Waldgeschichtlichen Museum im In-
neren der Bäume wandeln, im Tierfreigelände auf Expedition zu
wilden Bären, Wölfen und Luchsen gehen oder in Europas größ-
tem Archäologiepark auf den Spuren unserer Vorfahren wan-
deln - in Ostbayern gibt es viele Natur- und Geschichtserlebnis-
se zum Nulltarif. Besonders für Familien bietet die Region zwi-
schen Regensburg, Passau und Bayerischem Wald zahlreiche at-
traktive Angebote für die preisgünstige Auszeit zwischendurch -
ob beim Tagesausflug oder im Kurzurlaub.

Urlaub muss nicht teuer sein:
Viele spektakuläre Naturerlebnisse
gibt es in Ostbayern völlig kosten-
los - zum Beispiel im National-
parkzentrum Falkenstein (Land-
kreis Regen) im Bayerischen
Wald. Bereits der Fußweg zum
„Haus der Wildnis“ ist ein Erleb-
nis und führt die Besucher durch
ein Tierfreigelände mit einer Stein-
zeithöhle, Wildpferden, Wölfen
und Luchsen. Im Nationalpark-
zentrum erfahren die Gäste bei
freiem Eintritt in spannenden Aus-
stellungen und einem großen 3-D-
Kino alles Wissenswerte rund um
das größte zusammenhängende
Waldgebiet Europas.

Moorfahrstuhl

Eine spannende Reise in die
Natur bietet auch das Waldge-
schichtliche Museum St. Oswald
(Landkreis Freyung-Grafenau)
im Bayerischen Wald. Außerge-
wöhnliche Installationen wie
Magmakammer, Moorfahrstuhl
und begehbare Bäume führen die
Gäste bei Gratis-Eintritt durch die
Geschichte des Waldes.

Erdgeschichte

Wer einen kostenlosen Aus-
flug in die Erdgeschichte unter-
nehmen möchte, bekommt faszi-
nierende Einblicke auf dem Ge-
opfad in der Tegernheimer
Schlucht bei Regensburg. An
sieben Stationen können Besu-
cher auf drei Kilometern wie
durch ein Fenster viele Millio-
nen Jahre in die Geschichte un-
seres „blauen Planeten“ zurück-
blicken. Höhepunkt des Lehr-
pfads ist der Donaurandbruch an
der letzten Station, der einen
spektakulären Ausblick über das
Donautal gewährt.

Druidenkräutersalben

Europas größter Archäologie-
park im Altmühltal zwischen Kel-
heim und Dietfurt entführt seine
Besucher auf eine Gratis-Reise zu
unseren Vorfahren bis in die Stein-
zeit. An 18 Stationen wie einem
imposanten keltischen Stadttor, ei-
ner Opferplattform aus der Bron-
zezeit oder einem nachgebauten
vorgeschichtlichen Wohnhaus
wird erklärt, wie Steinzeitmen-
schen in rauer Umgebung über-
lebten, was Druiden in ihre Kräu-
tersalben mischten oder wie die
Kelten vor ihren Feinden warnten.
Den Archäologiepark kann man
zu Fuß, per Rad oder mit dem Au-
to erkunden.

Eine Expedition in die jüngere
Vergangenheit der Region bietet
das Freilichtmuseum Finsterau
(Landkreis Freyung-Grafenau) in
Niederbayern. Bei kostenlosen
Sonntagsführungen können Besu-
cher die aufwändigen Rekon-
struktionen alter Bauernhäuser,

vollständiger Höfe, einer Dorf-
schmiede und eines Straßenwirts-
hauses aus dem Bayerischen
Wald unter fachkundiger Leitung
besichtigen. 

Echte Luchse kann man zum Beispiel im Tierfreigelände des Na-
tionalparkzentrums Falkenstein beobachten. obx-news
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„Na, ist euch aufgefallen, was
für ein bemerkenswertes Jubi-
läum letztes Wochenende ge-
feiert wurde? 20 Jahre Handy,
wenn das kein Grund zum Ju-
beln ist.“ Mein Chef, der Bür-
germeister, freute sich an unse-
ren verständnislosen Gesichtern.

Während unsereins mit der
mentalen Verarbeitung des
Halbfinal-Aus unserer Mann-
schaft bei der Fußball-EM und
mit Schwitzen beschäftigt war,
hat unser Chef sich auf die Artikel gestürzt, die
zum Mobil-Jubiläum erschienen sind. Jetzt, wo
er erzählt, verstehe ich ihn: Zwischen 30. Juni
und 1. Juli 1992 wurde das digitale D-Netz in Be-
trieb genommen, das dem damals marktbeherr-
schenden C-Netz bald den Rang ablaufen sollte.
Vergleicht man die Situation damals mit heute,
wird einem klar, dass wir tatsächlich in einer Zeit
der digitalen Revolution leben, die unser Leben
gründlich durcheinander gebracht hat.

Mit dem C-Netz mobil zu telefonieren, war
unheimlich teuer und beschwerlich. Eigentlich
gab es nur in Autos eingebaute Telefone, das
mobile Zusatzteil wog fünf Kilo und sah aus wie
ein tiefschwarzer Notfallkoffer. Der Kasten kos-
tete stolze 2.500 Euro und die Gesprächsminute
dann noch mal einen Euro. Wir bekommen
kaum zusammen, wer damals bei uns ein sol-
ches C-Netz-Telefon hatte – vielleicht zwei oder
drei Geschäftsleute, die nach der Wiederverei-
nigung rasch in den jungen Ländern engagiert
waren, ein erfolgreicher Anwalt, der heute noch
jedes elektronische Spielzeug als Erster hat.
Schon beim Landrat sind wir uns unsicher und
der Vorgänger vom Bürgermeister hatte gesi-
chert kein solches Teil im Dienstwagen.

Wie zum Henker haben wir damals unser
Kommunikationsverlangen außerhalb der eige-
nen Wände gestillt? Natürlich gab es noch an
jeder Ecke das vormals gelbe, staatliche Tele-
fonhäuserl, wahlweise mit Karte oder Münzen
zu betreiben, in dessen Innerem ein Aufkleber
mahnte: „Fasse Dich kurz“ – der hohen Ge-
bühren wegen, und weil andere auch mal woll-
ten. Aber ich erinnere mich auch noch, wie mei-
ne Eltern während des Italien-Urlaubs sorgfäl-

tig die seltenen 50 und 100 Li-
ra-Münzen horteten, um an ei-
ner der noch selteneren Tele-
fonzellen mal Oma zu Hause
anzurufen. Alternativen waren
Cafés und Jetons vom Knei-
pier. Auch Frankreich war
fernmeldetechnisch eine Her-
ausforderung. Da gab es zwar
genügend Francmünzen und
Telefonboxen, aber bei neun
von zehn hatten Halbstarke
den Hörer abgerissen.

Vielleicht aber haben erst die Einführung des
D-Netzes, seine Ergänzung durch das E-Netz
und die damit einhergehende Miniaturisierung
der Mobiltelefone und der Preissturz bei den
Gebühren zu unseren jetzigen Kommunikations-
bedürfnissen geführt. Schließlich telefonieren
heute die Deutschen im Durchschnitt 42 Stun-
den im Jahr mobil und verschicken 700 SMS
(meine Nichte locker das Dreifache). 60 Prozent
der Jugendlichen würden lieber auf Sex ver-
zichten als auf ihr Mobiltelefon, 53 Prozent der
männlichen Jugendlichen glauben, sie könnten
eine Woche ohne Handy aushalten, bei den
weiblichen sind nur 39 Prozent so optimistisch.

Von den ersten D-Netz-Porties (so hießen
Handys damals, die ihren pseudoanglo-deut-
schen Namen angeblich den Marketingleuten
der Telekom verdanken), die von Fachzeitschrif-
ten mit Hundeknochen verglichen wurden und
weder in einer Hand- noch Hosentasche Platz
hatten, bis zu den heutigen Smartphones, die
außer Tango tanzen und Kühe melken so gut
wie alles können, hat es nur zwei Jahrzehnte
Entwicklung bedurft – eigentlich Wahnsinn,
oder? 

Mein Chef, der Bürgermeister, macht uns
aber auch mit einer der Gegenbewegungen ver-
traut. 320.000 Menschen weltweit haben sich
z.B. über ein Internetportal zusammengefunden
und schicken sich gegenseitig Postkarten - ganz
traditionell mit der gelben Post und Laufzeiten
von vielen Tagen rund um den Erdball. Ein 
Comeback der Langsamkeit und der überleg-
ten Kommunikation. Dazu passt ein Goethe-
wort, das ich dem Chef aufs - na klar - Handy
schicke: „Man muss etwas zu sagen haben,
wenn man reden will.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Kommunikation
ist menschlich

Tourismusverband Franken:

Konsequentes Streben 
nach Qualität

Mitgliederversammlung in Weißenstadt – Rekordergebnis übertroffen

„Franken bleibt in Bewegung – und die Richtung geht klar nach
oben“, lautete das Fazit des Vorsitzenden des Tourismusverban-
des Franken, Innenminister Joachim Herrmann MdL bei der
diesjährigen Mitgliederversammlung in Weißenstadt. „2010 ha-
ben wir schon ein Rekordergebnis erzielt – das wir mit einem
stolzen Plus von 5 Prozent 2011 noch einmal übertroffen haben“,
zeigte sich Herrmann sichtlich erfreut.

Wie der Verbandsvorsitzende
bemerkte, „verdanken wir das
Ergebnis mit rund 21,3 Mio.
Übernachtungen unserem konse-
quenten Qualitätsstreben und un-
serem Gespür für die richtigen
Themen, ohne dass wir jedem
Trend hinterherjagen“. Bisher
sei auch das Jahr 2012 schon ein
voller Erfolg: Im Zeitraum von
Januar bis April stiegen die
Übernachtungszahlen im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum
nochmals um 7,8 Prozent. 

Kernkompetenzen

Franken liegt in den ersten vier
Monaten des Jahres deutlich
über den Übernachtungszahlen
Gesamtbayerns, das ein Plus von
6,4 Prozent verzeichnet. Beson-
ders wichtig sind die Gäste aus
dem Ausland: In diesem Seg-
ment stiegen die Übernachtungs-
zahlen von Januar bis April 2012
sogar um 10,2 Prozent. Trotz
dieses Erfolges warnte Herr-
mann davor, den fränkischen
Tourismus als Selbstläufer zu se-
hen. „Dass wir heute so gut da-
stehen, ist das Ergebnis eines
konsequent verfolgten Weges,
bei dem wir auf Qualität, be-
währte Kommunikationsstrate-
gien unabhängig von Verwal-
tungsgrenzen und unsere Kern-
kompetenzen setzen.“ 

Herrmann geht davon aus,
dass der touristische Aufwärt-
strend Frankens auch in den
kommenden Monaten erhalten
bleibt. Schließlich warte die Sai-
son 2012 in Franken mit vielen
Höhepunkten auf – Beispiel
Nürnberg als Heimatstadt von
Albrecht Dürer. Das Germani-
sche Nationalmuseum zeigt bis
zum 2. September 2012 die
größte Dürer-Ausstellung in
Deutschland seit 40 Jahren. 

Brücke in die Geschichte

Auch in Kronach schlägt eine
besondere Ausstellung eine
Brücke in die Geschichte: Auf
der Festung Rosenberg dreht
sich die Bayernausstellung 2012
bis 21. Oktober 2012 um „Fran-
kens Bollwerke“. Kriegszeiten,
Belagerungen und der Alltag auf
einer Burg sind die Schwerpunk-
te der Ausstellung, und so pro-
bieren die Besucher etwa an Ak-
tivstationen aus, wie eine Kano-
ne funktioniert und wie die Bur-
gen gegen feindliche Angriffe
gesichert wurden. 

Landesgartenschau

Doppelten Grund zum Feiern
hat 2012 die UNESCO-Welterbe-
stadt Bamberg. Am 6. Mai jährte
sich zum 1.000sten Mal die Wei-
he des Bamberger Kaiserdoms
und im Jubiläumsjahr entdeckt
man den Dom und seine Beson-
derheiten neu. Sowohl das Ju-
biläum selbst als auch die Ju-
biläumsausstellung im Diözesan-
museum tragen den Titel „Dem
Himmel entgegen“. So führt die
Ausstellung bis Ende Oktober
2012 unter anderem in eine mit-
telalterliche Dombauhütte oder
beleuchtet den Spannungsbogen
zwischen Denkmal und heiligem
Raum. Der zweite Bamberger
Höhepunkt lässt Besucherherzen
aufblühen: Bis 7. Oktober 2012
ist Bamberg Gastgeber der Lan-
desgartenschau. Für dieses große
Gartenfest erwacht eine ehemali-

ge Industriebrache aus ihrem
Dornröschenschlaf.

Grünes Paradies

Franken stellt aber nicht nur
aktuelle Veranstaltungen in den
Mittelpunkt seines Marketings,
sondern auch Besonderheiten,
wie die etablierte Produktlinie
„Franken kulinarisch erleben“
mit den drei Säulen „Franken –
Wein.Schöner.Land!“, „Franken
- Heimat der Biere“ und „Fran-
ken - Land der Genüsse“ zeigt.
Neu ist das Thema „Parks &
Gärten. Frankens Paradiese“, zu
dem unter anderem eine ausführ-
liche Broschüre erschienen und
eine eigene Website online ist.
„Mit Naturparken und einzigarti-
gen Landschaften hat sich Fran-
ken zu Recht seinen Ruf als grü-
nes Paradies erworben“, erläu-
terte Herrmann. „Mit dem The-
ma `Parks und Gärten` zeigen
wir unsere grüne Pracht mit Pa-
radiesen von Menschenhand ge-
schaffen – und das ergänzt sich
wunderbar.“ 

14 Wanderrouten

Gerade Urlaubsformen, bei de-
nen man die Natur aktiv ent-
decken kann, spielen eine große
Rolle in Franken, der man durch
außergewöhnliche Qualität ge-
recht wird. So sind mittlerweile 
14 Wanderrouten in Franken als
„Qualitätsweg Wanderbares
Deutschland“ bzw. als „Premium-

weg” zertifiziert. Als beständig
starke Größe zeigt sich auch der
Radtourismus in Franken mit sei-
nem umfangreichen Streckennetz.
Als bisher einzige Radwege in
Deutschland wurden der „Main-
Radweg“ und der Radweg „Lieb-
liches Taubertal – der Klassiker“
vom Allgemeinen Deutschen
Fahrrad-Club (ADFC) mit fünf
Sternen und damit mit der höch-
sten Qualitätsstufe ausgezeichnet. 

Neuromarketing

Der Mitgliederversammlung
vorausgegangen war ein Fachge-
spräch zum Thema „Dem Kun-
den in den Kopf schauen – Wie
Sie mit Neuromarketing Ihre
Zielgruppen besser verstehen“.
Bernd T. Werner, Gruppe Nym-
phenburg Consult AG, München,
zeigte in seinem Vortrag anhand
einer auf neurowissenschaftli-
chen Erkenntnissen basierten
Zielgruppen-Typologie, wie der
Kunde besser eingeschätzt und
verstanden werden kann. Warum
reagiert der eine Kunde begeistert
auf etwas während ein anderer
entsetzt abwinkt? Aus welchem
Grund kann bei manchen Kunden
für das „unschlagbare Angebot“
kein Interesse geweckt werden?

Mit Hilfe des Neuromarketin-
gansatzes Limbic® können Wer-
ner zufolge Zielgruppen besser
erkannt und speziell auf deren
Bedürfnisse angesprochen wer-
den. Sein Vortrag warf einen
spannenden und unterhaltsamen
Blick auf „unterschiedliche Ty-
pen“ und deren Entscheidungs-
verhalten. Dabei zeigte er auch
konkrete Beispiele aus dem Tou-
rismus und gab Tipps und um-
setzbare Hinweise für die prakti-
sche Anwendung. DK

Landkreis Anzing:

Seniorenarbeit kann
sich sehen lassen

„Seniorenarbeit ist ein Gestaltungsauftrag“, so Günther Gruber,
der in Anzing für die Koordination rund um die Angebote für äl-
tere Mitbürgerinnen und Mitbürger zuständig ist. CSU-Orts-
vorsitzender Rupert Strasser hatte Gruber eingeladen, im Rah-
men einer Vorstandssitzung die aktuellen Angebote für die Seni-
oren in Anzing vorzustellen. Strasser, der auch Seniorensprecher
der Gemeinde ist, rief dazu auf, sich in den verschiedenen Verei-
nen, Organisationen und Initiativen für die Älteren aktiv zu en-
gagieren und dort, wo noch Defizite bestehen, gemeinsam nach
Lösungen zu suchen. 

In den Jahren 2009 und 2010
sei Anzing an dem Modellpro-
gramm „Aktiv im Alter“ des
Bundesfamilienministeriums be-
teiligt gewesen, was wesentlich
dazu beigetragen hat, die Seni-
orenarbeit in der Gemeinde zu
intensivieren, betonte Günther
Gruber. Er stellte beispielhaft die
aus dem den damals in „Bürger-
foren“ entstandenen Initiativen
„Aktiv ab 55“ und „70plus“ vor.
Die Senioren würden die Ange-
bote wie geselliges Beisammen-
sein, gemeinsames Radfahren,
Wandern, kulturelle Veranstal-
tungen, den englischen Stamm-
tisch  oder die Canasta-Runden
gerne annehmen. Weitere „Stüt-
zen“ der Seniorenarbeit seien die
Nachbarschaftshilfe, die Seni-
orengemeinschaft der Pfarrei,
die AWO oder auch der VdK.
und der Agenda-Arbeitskreis.
„Unsere Anzinger Seniorenar-
beit kann sich im Landkreis se-
hen lassen“, betonte Gruber. 

Gruber sprach aber auch eini-
ge Defizite an: So könnte die
Vernetzung der verschiedenen
Gruppierungen in der Senioren-
arbeit noch verstärkt werden und
es könnten sich noch mehr An-
zinger ehrenamtlich engagieren.

Leider werde das Angebot der
„Ämterlotsen“, die im Senioren-
büro des Rathauses nicht nur für
ältere, sondern auch für jüngere
Mitbürgerinnen und Mitbürger

Hilfestellung geben würden,
noch nicht ausreichend ange-
nommen. Hier müssten, so Gru-
ber, wohl noch Hemmschwellen
abgebaut werden. 

In der Diskussion ging es um
die Perspektiven der Anzinger
Seniorenarbeit. Rupert Strasser
und sein Stellvertreter Bernhard
Haimmerer gingen auf die Pla-
nungen für die Senioreneinrich-
tung in der Högerstraße ein. Hier
sollen Wohnungen und Pflege-
plätze entstehen; die Gemeinde
Anzing plant, dies ohne Investor
selbst zu schultern. Günther Gru-
ber betonte, dass im Rahmen der
Einrichtung auch zahlreiche Ar-
beitsplätze in Anzing entstehen,
dies komme der ganzen Gemein-
de zugute. 

Ein weiteres Thema war die

Verbesserung der innerörtlichen
Querungshilfen für Ältere und
die Verbreiterung der Gehwege,
zum Beispiel an der Högerstraße
beim Gasthof „Alte Post“. Hier
setze sich die CSU-Gemeinde-
ratsfraktion besonders ein, so
Rupert Strasser. Er schlug dane-
ben auch vor, künftig die ver-
schiedenen Initiativen für junge
Familien in der Gemeinde und
die Seniorenarbeit enger zu ver-
zahnen. „Wir wollen Anzing zu
einer familienfreundlichen Kom-
mune machen, da gehören Jung
und Alt eng zusammen. Jeder
kann vom anderen profitieren“,
so der CSU-Ortsvorsitzende.
Strasser dankte Günther Gruber
abschließend und seinen Mit-
streitern für ihre engagierte Ar-
beit für die Gemeinde. ka

Transparent und weltoffen
Pfaffenhofen a. d. Ilm überträgt als erste bayerische Kreisstadt

alle Stadtrats-Sitzungen live im Internet 
„Live aus dem Rathaus Pfaffenhofen!“ heißt es künftig alle vier
Wochen im Internet: Ende Juni wurde erstmals eine Sitzung des
Pfaffenhofener Stadtrates live im Internet übertragen. Alle vier
Wochen kann man dann auf www.pfaffenhofen.de/livestream die
öffentlichen Stadtrats-Debatten mitverfolgen. 

Der Stadtrat hat die Live-Über-
tragung seiner öffentlichen Sitzun-
gen Anfang Februar beschlossen.
Mittlerweile wurden die techni-
schen Voraussetzungen geschaffen
und bei einem Probelauf in der
letzten Bauausschuss-Sitzung
wurde das Streaming bereits erfolg-
reich getestet. Die Premiere
konnten alle Interessierten nun
vom Wohnzimmersessel oder von
unterwegs mitverfolgen. Und das
sollen sie künftig bei allen öffentli-
chen Stadtratssitzungen können,
wie Bürgermeister Thomas Her-
ker erklärte: „Wir wollen mehr Of-
fenheit und Transparenz schaffen

und den Bürgern einen Zugang zu
den Sitzungen ermöglichen, ohne
dass sie ins Rathaus kommen
müssen.“ 

Jeder kann zuschauen

Durch den Livestream werden
sicher viele Pfaffenhofener erst-
mals eine Stadtratssitzung miter-
leben, denn Zuschauer im Sit-
zungssaal gibt es meistens nicht
allzu viele. Jetzt kann sich jeder
hier jederzeit reinklicken!

Mit der Live-Übertragung
übernimmt die 24.000-Einwoh-
ner-Stadt in der Hallertau wieder

einmal eine Vorreiterrolle: Acht
Monate nachdem Bürgermeister
Herker mit dem Titel „Lebens-
werteste Stadt der Welt“ von den
LivCom Awards aus Südkorea
heimkehrte, macht Pfaffenhofen
jetzt mit den Attributen „transpa-
rent und weltoffen“ von sich re-
den, da sie als erste bayerische
Kreisstadt alle öffentlichen Stadt-
ratssitzungen komplett live im
Internet überträgt. 

Zustimmung aller Stadträte 

So viel Offenheit beweisen bis-
her nur sehr wenige deutsche Städ-
te und in Bayern hat sich nur die
Stadt Passau bereits für Live-
streams aus dem Stadtrat entschie-
den. Im Gegensatz zu Passau gibt
es aber bei der Übertragung aus

dem Pfaffenhofener Rathaus keine
„schwarzen Löcher“ ohne Bild
und Ton, denn hier haben alle
Stadträte der Übertragung zuge-
stimmt. 

Tagesordnungen

„Wir haben nichts zu verheimli-
chen“, erklärt Thomas Herker
stellvertretend für alle 30 Stadträ-
te. Und damit die Bürger daheim
am PC auch immer wissen, worü-
ber da im Festsaal des Rathauses
gerade diskutiert wird, sind die
Tagesordnungen direkt mit einge-
blendet und auch die Beschlus-
svorlagen und Protokolle der Sit-
zungen sind jederzeit mit einem
Link aufs Ratsinformationssy-
stem auf www.pfaffenhofen.de
verfügbar.

Wortmeldungen

Das Übertragungsbild ist beim
Livestream grundsätzlich auf das
Podium mit Bürgermeister, Ver-
waltung und Leinwand ausge-
richtet. Bei Wortmeldungen kom-
men die jeweiligen Stadträte ins
Bild. Erst wenn ein Stadtrat den
Mikrofonknopf betätigt, wird die
Kamera auf diesen Sprechplatz
ausgerichtet. Da keine Kame-
raschwenks übertragen werden,
ist sichergestellt, dass nur aktive
Redner zu sehen sind. 

Zwei Qualitätsstufen

Mit dem Livestream wurde die
Firma pn medien (Pafnet) beauf-
tragt. Sie bietet die Übertragung
in zwei Qualitätsstufen an, damit
auch User mit einem langsamen
Internetzugang die Sitzung ver-
folgen können. 
Der Livestream findet sich im
Internet unter:
www.pfaffenhofen.de/livestream
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Eigenbeilage des Verlags Bayerische Kommunalpresse
GmbH zum Jubiläum „40 Jahre MVV“ bei.
Wir bitten um freundliche Beachtung. 
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Vorschau auf GZ 14
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 19. Juli 2012
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
 Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
 Winterdienst-Planung . Kommunalfahrzeuge
 Fachliteratur für Kommunalpolitiker

und Kommunalverwaltungen
 Kommunale Rechtsfragen

Europaregion Donau-Moldau:

Feierliche Gründung in Linz
Nach dreijähriger intensiver Vorbereitungszeit wurde auf ei-
nem Donauschiff in Linz die Europaregion Donau-Moldau
(EDM) feierlich gegründet. Bei der internationalen Arbeitsge-
meinschaft handelt es sich um einen Zusammenschluss von sie-
ben Regionen mit sechs Millionen Einwohnern: in Deutschland
sind es die Regierungsbezirke Niederbayern, Oberpfalz und
der Landkreis Altötting, in Tschechien die Kraje Südböhmen,
Pilsen und Vysocina und in Österreich das niederösterreichi-
sche Most- und Waldviertel sowie Oberösterreich.

Damit Niederbayern und der
oberbayerische Landkreis Altöt-
ting in diesem grenzübergreifen-
den Kreis als starker Partner auf-
treten können, war im Vorfeld in
Passau der Verein „Europaregion
Donau-Moldau e.V.“ aus der Tau-
fe gehoben worden. Die Sitzung
wurde von Deggendorfs Landrat
Christian Bernreiter, dem Sprecher
der niederbayerischen Landräte,
eröffnet und vom Euregio-Vorsit-
zenden, Landrat Ludwig Lankl
(Freyung-Grafenau), geleitet. 

Die Versammlung verabschie-
dete die Satzung und beschloss
die Eintragung in das Vereinsregi-
ster. Dem folgte die Wahl des
Gründungsvorstands. Vorsitzen-
der ist Landrat Ludwig Lankl
(Freyung-Grafenau), sein Stell-
vertreter Landrat Franz Meyer
(Passau). Zu Beisitzern wurden
Landrat Christian Bernreiter
(Deggendorf), Landrat Michael
Adam (Regen) und Oberbürger-
meister Markus Pannermayer
(Straubing) berufen.

Beim Gründungsfestakt in
Linz hob Bayerns Europaministe-
rin Emilia Müller den Wert der
Europaregion für die Oberpfalz

hervor: „Die Europaregion Do-
nau-Moldau, deren Vorberei-
tungsphase ich von Beginn an mit
Nachdruck unterstützt habe, ist
für die Oberpfalz einer der
Schlüsselbausteine für eine gute
Zukunft. Sie wird unsere Heimat
im Verbund mit ihren Nachbarre-
gionen noch stärker europaweit
als Marke zwischen den Metro-
polregionen München, Nürnberg,
Prag und Wien profilieren. Und
sie wird für die Oberpfälzer auf
vielen Feldern konkreten Nutzen
bringen.“

Idee mit Leben füllen

Der Oberpfälzer Bezirkstags-
präsident Franz Löffler sieht klar
die Vorteile der grenzüberschrei-
tenden Kooperation für die Men-
schen: „Die Europaregion Donau-
Moldau ist eine hervorragende
Chance, den Raum zwischen
München, Nürnberg, Prag und
Wien noch besser zu vernetzen. Es
geht darum, diese Idee mit Leben
zu füllen und den Menschen den
Mehrwert einer breit angelegten
grenzüberschreitenden Zusam-
menarbeit bewusster zu machen.“

Landrat Ludwig Lankl, der das
Gründungsstatut der EDM in Linz
gemeinsam mit den anderen
EDM-Regionen unterzeichnete,
meinte: „Der Austausch zwischen
den Regionen eröffnet uns Mög-
lichkeiten zur wirtschaftlichen und
sozialen Entwicklung, die wir als
einzelne Regionen nicht hätten.“

Neue Epoche

Als „neue Epoche der trilateralen
Zusammenarbeit“ begrüßte Ivo
Grüner, Vize-Hauptmann der Regi-
on Pilsen, die grenzüberschreitende
Kooperation: „Wir werden mit der
Europaregion dafür sorgen, dass
unsere Unternehmen, die Bevölke-
rung und unsere Wirtschaft von den
Entwicklungen in anderen Regio-
nen lernen und profitieren können
und werden unser Know-how bei-
steuern.“

Die niederösterreichische Lan-
desrätin Barbara Schwarz zeigte
sich davon überzeugt, „dass die
trilaterale Zusammenarbeit in
ganz verschiedenen Bereichen
Sinn für alle Beteiligten macht,
etwa wenn es um grenzüber-
schreitende Infrastrukturmaßnah-
men oder Ausbildungswege für
die Jugend geht“.

Beste Startposition

Die künftige Zusammenarbeit
soll der Europaregion die „beste
Startposition im europäischen
Wettbewerb der Regionen“ brin-
gen. Geplant ist unter anderem
die Zusammenarbeit in den Be-
reichen Forschung und Entwick-
lung, Bildung, erneuerbare Ener-
gien, Tourismus, Mobilität sowie
Kultur. Außerdem könne man
stärker in Berlin, Prag und Wien
aber auch in Brüssel auftreten.

Jede Partnerregion übernimmt
die Federführung in einem der
insgesamt acht Themenbereiche,
die Oberpfalz ist zuständig für
das Zukunftsfeld „Die EDM als

Forschungs- und Innovations-
raum“. In den vergangenen Jah-
ren hat sich die Oberpfalz mit
zahlreichen Forschungseinrich-
tungen an den Hochschulen und
in der Wirtschaft zu einem zu-
kunftsorientierten Wissenschafts-
und Forschungsstandort ent-
wickelt. Diese Stärken will die
Oberpfalz in das EDM-Netzwerk
einbringen und in der grenzüber-
schreitenden Zusammenarbeit
weiter entwickeln. DK

Staatsbad Bad Kissingen:

Planungssicherheit
für die Zukunft

Der Freistaat investiert über 21 Mio. Euro in das ehemalige Luit-
poldbad und verlängert sein Engagement im Bereich des operati-
ven Kurgeschäftes bis 2025. Die Stadt Bad Kissingen übernimmt
bis 2018 schrittweise weitere 13 Prozent der Geschäftsanteile an
der Staatsbad GmbH. „Alle Beteiligten gewinnen mit dieser Eini-
gung ein großes Stück Planungssicherheit für die Zukunft“, stell-
te Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer bei der Unterzeich-
nung des Staatsbad-Konsortialvertrags zwischen dem Freistaat
Bayern und der Stadt Bad Kissingen fest.

„Der Freistaat wird im Bereich
der Staatsbäder-Immobilien sei-
nem kulturellen Erbe und seiner
Verantwortung unverändert ge-
recht. Das operative Geschäft
wird vor Ort geleistet. Dies geht
nur mit verstärktem kommuna-
lem und privatem Engagement“,
betonte Pschierer. Die Verantwor-
tung für das Staatsbad werde
schrittweise in kommunale Hän-
de gelegt, in für Bad Kissingen
verträglichen Schritten. Die Stadt
habe nach dem neuen Vertrag ab
2018 insgesamt 53 Prozent Antei-
le an der Staatsbad GmbH. 

Der Staatssekretär erinnerte da-
ran, dass der Freistaat für Investi-
tionen in das Staatsbad Kissingen
in den letzten 30 Jahren bereits

mehr als 100 Millionen Euro auf-
gebracht habe. Das Luitpoldbad
werde in den nächsten Jahren für
über 21 Millionen Euro zu einem
Behördenzentrum ausgebaut.

Das Staatsbad Bad Kissingen
werde sich in Zukunft vom Kur-
gast stärker zum Gesundheitstou-
risten hin ausrichten müssen.
„Bei diesem Wandel wird es der
Freistaat Bayern offensiv unter-
stützen“, kündigte Pschierer an.
Mit seiner Funktion als Gesund-
heitsnetzwerk stärke das Staats-
bad auch den ländlichen Raum.
Die Veränderungen in der Sozial-
gesetzgebung führten zu Verän-
derungen bei den Bayerischen
Staatsbädern. Die Bedeutung der
klassischen Kur werde abneh-
men, die Zukunft liege in der
Prävention und im Gesundheits-
tourismus. „Die Menschen haben
verstärkt das Bedürfnis, etwas für
die Erhaltung ihrer Fitness und
Gesundheit zu tun. Gepflegtes
Ambiente und toller Service -
darauf fußt der Erfolg der bayeri-
schen Heilbäder und Kurorte.
Deshalb muss auch dieses Seg-
ment der bayerischen Tourismus-
industrie noch attraktiver gestaltet
werden“, erklärte Pschierer. 

Bürgermeister-
wahlen in Bayern 

Ergebnisse in Deggendorf,
Hauzenberg und Icking

Der 34-jährige Kreisrat und
dritte Bürgermeister von Deg-
gendorf Christian Moser ist
zum neuen Oberbürgermeister
gewählt worden. Für den CSU-
Politiker stimmten 56,7 Pro-
zent. Er tritt damit die Nachfol-
ge seiner 61 Jahre alten Partei-
kollegin Anna Eder an, die sich
nicht mehr zur Wahl gestellt
hatte. Eder war einst die erste
Oberbürgermeisterin Nieder-
bayerns.

Abgeschlagen landete der Kan-
didat der Freien Wähler Georg
Meiski mit 25,3 Prozent der Stim-
men auf Platz zwei, die Grünen-
Politikerin Renate Franzel erhielt
8,0 Prozent, der SPD-Bewerber
Jakob Hamburg 7,5 Prozent.
FDP-Mann Karl Hauser musste
sich mit 2,5 Prozent begnügen.

In Hauzenberg (Landkreis Pas-
sau) wurde die parteilose Kandi-
datin der CSU Gudrun Donau-
bauer zur neuen Bürgermeisterin
bestimmt. Die 47-jährige Geogra-
fin setzte sich mit 55 Prozent der
Stimmen gegen den bisherigen
dritten Bürgermeister Otto Ober-
meier, der für die Freien Wähler
angetreten war, durch.

Der neue Amtsinhaber hat die
schwierige Aufgabe, die Kas-
senaffäre aufzuklären. Anfang
2012 war bekannt geworden,
dass der Kassierer der Stadtkasse
über Jahre hinweg zwei Mil-

lionen Euro unterschlagen hatte.
Ohne Gegenkandidat wieder-

gewählt wurde die Ickinger Bür-
germeisterin Margit Menrad (Un-
abhängige Bürgerliste Icking).
Das stolze Ergebnis von 87,4 Pro-
zent der gültigen Stimmen wurde
getrübt durch die geringe Wahl-
beteiligung. Lediglich 27,3 Pro-
zent der Bürger gaben ihr Votum
ab. DK

http://www.stadtmoebel.de
http://www.stadtmoebel.de
http://www.urkunden-atelier.at
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Im Jahr 2012 wird der Münchner Verkehrs- und
Tarifverbund vierzig Jahre alt. Bei einem solchen
Jubiläum hält man gerne Rückschau auf das bisher
Geleistete. Als im Mai 1972 der Verbundverkehr starte-
te, kam ein vielschichtiger Planungs- und Entschei-
dungsprozess zu einem guten Ende. Bereits einige Jahre
zuvor diskutierte man, ob die vorhandene Tram zu einer
Unterpflasterstraßenbahn auszubauen oder doch eine
vollwertige U-Bahn erforderlich sei, um die zu erwarten-
den Verkehrsströme zu bewältigen.
Zu prüfen war auch, wel-

ches Verkehrsunternehmen
die klassische Verkehrsachse
vom Hauptbahnhof über den
Marienplatz zum Ostbahn-
hof betreiben solle. Bei den
damals neuen, einheitlichen
Verbundfahrpreisen fragte
man sich, ob Kostendeckung
angestrebt oder durch günsti-
ge Tickets eher eine mög-
lichst großeVerkehrsverlage-
rung auf den ÖPNV bewirkt
werden solle.
Dies waren nur einige

der grundlegenden Probleme,
die frühzeitig gelöst werden

mussten. Dann galt es, die
grundsätzliche Weichenstel-
lung zwischen einem „blo-
ßen“ Tarifverbund oder ei-
nem „echten“ Verkehrs- und
Tarifverbund,mit weitgehen-
der Integration des ÖPNV im
Großraum München, vorzu-
nehmen.

Integrierter
Verkehrsverbund
Die Gründungsväter von

damals haben mit der Ent-
scheidung zu Gunsten des
integrierten Verkehrsverbun-

GanzheitlicheAnsätze mit Synergieeffekten:

40 Jahre
VonAlexander Freitag, MVV-Geschäftsführer

des ganzheitliche Ansätze
mit Synergieeffekten vor
Kirchturmdenken und Ein-
zelinteressen gesetzt. Sie ha-
ben sowohl auf der politi-
schen Ebene der Gebiets-
körperschaften als auch auf
der Ebene der Verkehrsunter-
nehmen Barrieren überwun-
den - zum Wohl der Fahr-
gäste.

Wettbewerbsfähiges
ÖPNV-Angebot
Dieser Ansatz gilt inzwi-

schen als Königsweg für ein
wettbewerbsfähiges ÖPNV-
Angebot und hat in vielen
Regionen - nicht nur in
Deutschland -Nachahmer ge-
funden. Den Gründervätern
von damals kann daher nicht
genug für ihre mutigen und
vorausschauenden Entschei-
dungen gedankt werden, die
sich aus heutiger Sicht

durchwegs als richtig und
zukunftstauglich erwiesen
haben.
Wie stellt sich die aktuelle

Situation unseres Jubilars
dar?DieBewohner desGroß-
raums München profitieren
tagtäglich und unmittelbar
von dem, was Verkehrsun-
ternehmen, Aufgabenträger
und Verbundgesellschaft leis-
ten. Ein beispielloses Ver-
kehrsangebot schafft Mobi-
(Fortsetzung nächste Seite)

Beim Festakt inMünchen: Freude und Stolz auf 40 JahreMVV (v. l.): GeschäftsführerAlexander Freitag, OB Christian
Ude, Verkehrsminister Martin Zeil, MVV-„Gründungsvater“ Alt-OB Dr. Hans-Jochen Vogel und Landrat Thomas
Karmasin. Bild:MVV/Mike Schmalz
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(Fortsetzung von Seite 1)
lität für die ganze Region.
Während zu Beginn jeder
Einwohner im Verbundge-
biet im Durchschnitt 163
Fahrten imMVVunternahm,
sind es heute 235 Fahrten im
Jahr. Was dem Großraum
München damit an motori-

schauende Entscheidungen
wie vor 40 Jahren notwendig.

Integrationsbedürfnis
in die Metropolregion
Mit derselben Tatkraft wie

in den Gründerjahren ist der
dringend gebotene Ausbau

siertem Individualverkehr
mit all seinen negativen
Folgen erspart wird, vermag
sich jeder selbst auszumalen.
Damit das MVV-System

aber nicht Opfer des eigenen
Erfolges wird, sind nun
wieder vergleichbar voraus-

der Infrastruktur nun mög-
lichst rasch anzugehen. In
einem sich zunehmend libe-
ralisierenden ÖPNV-Markt
ist den zentrifugalen Kräften
entgegenzuwirken und die
Integrationskraft der Regie-
ebene zu stärken. Die räumli-

Bundeskanzler Willy Brandt gemeinsam mit dem
„Gründungsvater“ des MVV, Münchens Oberbürger-
meister Dr. Hans-Jochen Vogel nach der Besichtigung
des Stachus-Untergeschosses im Jahr 1972.

Anläßlich des 40. MVV-Geburtstags überreichte MVV-
Geschäftsführer Alexander Freitag neben dem aktuellen
Fahrplanbuch 2012 Oberbürgermeister Christian Ude
den Nachdruck der limitierten Jubiläumsausgabe des
MVV-Fahrplanbuches von 1972.

che Ausdehnung des Ver-
bundsystems ist vor dem
Hintergrund der Verkehrs-
ströme und dem Integra-
tionsbedürfnis in die Metro-
polregion zu überprüfen. Die
Finanzierung für den Erhalt
und den Neubau der Infra-
struktur sowie den laufenden
Betrieb ist langfristig sicher
zu stellen. In diesem Sinne
vermag der Blick zurück an-
lässlich des runden Geburts-
tages auch eine Perspektive
für den Ausblick in eine
erfolgreiche Zukunft geben.

Anlass zu danken

Das stolze Jubiläum ist
auch willkommener Anlass,
sich einmal ganz herzlich zu
bedanken. Ein herzliches
Dankeschön gilt den kompe-
tenten Verbundverkehrsun-

ternehmen und ihren Mitar-
beiterinnen undMitarbeitern,
die tagtäglich an der Naht-
stelle zum Kunden ihre Ar-
beit verrichten. Dank gilt den
Aufgabenträgern, die mit
wegweisenden verkehrspoli-
tischen Entscheidungen, Vor-
gaben und Steuerungsinstru-
menten den Rahmen für den
Erfolg des Verbundsystems
geschaffen haben und künf-
tig erhalten müssen. Beson-
ders zu danken ist den Fahr-
gästen, die das Angebot aus
einer Hand und die gemein-
sameBenutzeroberfläche des
MVV gut annehmen. Die
„Abstimmung mit der Fahr-
karte“ ist die beste Begrün-
dung für den Erhalt undAus-
bau des Systems.
Der MVV und seine Ver-

bundpartner wünschen all-
zeit gute Fahrt!

Das Kunstmuseum am Starnberger See
Expressionisten

Sonderausstellungen

Events

Bernried am
Starnberger See
www.buchheimmuseum.de

Max Beckmann, Marine Noordwijk (Reiter am Strand), 1946 © VG Bild-Kunst, Bonn 2012
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Mobilität ist
Lebensqualität

„München mag Dich“. Mit diesem Slogan präsentiert
sich München als lebenswerte und weltoffene Metropole.
Besonders gut ist:
AuchMünchenwird
gemocht. Von sei-
nen Bewohnern
genauso wie von
Besuchern aus aller
Welt. Zur guten Le-
bensqualität einer
Stadt gehört auch,
dass eine umwelt-
freundliche und hochwertige Mobilität gewährleistet wird
– und dies geht in einem Ballungsraum nur mit öffentli-
chen Personennahverkehr (ÖPNV). Die Basis dafür
wurde vor 40 Jahren gelegt. Die Gründungsväter des
MVVhaben sich wider dem damaligen Zeitgeist nicht vom
Leitbild der autogerechten Stadt beeinflussen lassen.
Vielmehr brachten sie mit bemerkenswertemWeitblick ein
beispielhaftes Verkehrskonzept auf den Weg, das auch
Stadt und Umland immer enger miteinander verknüpfte.
Die Erfolgsgeschichte des öffentlichen Verkehrs in

München basiert auf der visionären Entscheidung, in
München ein vollwertiges U-Bahn-System zu errichten.
Gemeinsam mit dem S-Bahn-Netz bildet es das Rückgrat
des MVV-Systems. Ergänzt wird es durch Trambahn- und
Busnetze. Aber erst der Verkehrsverbund macht hieraus –
getreu demMotto „1 Netz. 1 Fahrplan. 1 Ticket“ – das für
den Fahrgast richtig attraktive, einheitliche unterneh-
mens- und gebietsübergreifende Gesamtsystem.
Die durchschnittlich 235 Fahrten pro Einwohner und

Jahr sprechen eine deutliche Sprache – der Großraum
München liegt hier bundesweit klar an der Spitze. Durch
Zusammenarbeit der verschiedenen Aufgabenträger und
die Kooperation der Verkehrsunternehmen ist der MVV
ein Paradebeispiel für interkommunale Zusammenarbeit.
Garant für dieses gelungene Zusammenspiel ist die
Verbundgesellschaft als Dachorganisation, mit der die
Aktivitäten gebündelt werden.
Seit nunmehr 40 Jahren nimmt die MVV GmbH als

Managementgesellschaft zentrale Aufgaben wie die
Ausgestaltung des Gemeinschaftstarifs, die Organisation
des regionalen Busverkehrs, die konzeptionelle Verkehrs-
planung oder das unternehmensübergreifende Marketing
wahr. Über die Dachmarke „MVV“, unter der ÖPNV in
München und seinem Umland angeboten wird, ist „MVV
fahren“ im Bewusstsein der Bürger ein Synonym für
schnelle, komfortable und ökologisch nachhaltige
Mobilität.
Wesentlicher Faktor auch für den großen wirtschaftli-

chen Erfolg des Ballungsraums München ist der ÖPNV,
ganz entscheidend für den Erfolg des ÖPNV ist wiederum
die Infrastruktur. Der Handlungsbedarf ist hier drängend,
in Zeiten knapper Kassen sind mutige, strategische Ent-
scheidungen gefragt. So würde die zweite Stammstrecke
für die S-Bahn mit dem Ausbau des Bahnknotens
München neue zukunftsweisende Handlungsoptionen für
die nächsten 40 Jahre für Stadt und Umland eröffnen.

Christian Ude
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München
Vorsitzender der MVV-Gesellschafterversammlung

Münchner Verkehrsgesellschaft:

München fährt
MVG

U-Bahn, Bus und Tram in München werden von der
MünchnerVerkehrsgesellschaft (MVG)betrieben.DieVer-
kehrstochter der Stadtwerke München (SWM) ist das
zweitgrößte kommunale Verkehrsunternehmen in Deutsch-
land – und größter Partner im Münchner Verkehrs- und
Tarifverbund. Sie verantwortet den Linienbetrieb, plant
das Angebot und den Fahrzeugeinsatz, verantwortet den
Fahrscheinverkauf und betreibt Marketing, Markt- und
Verkehrsforschung.
Was 1861 mit Großraum-

kutschen auf einer Linie in
der Innenstadt begann, hat
sich in 150 Jahren zu einem
dichten und flächendecken-
den Netz aus über 80 U-
Bahn-, Bus- und Tramlinien
entwickelt. Das MVG-Be-
triebszentrum steuert im Be-
rufsverkehr mehr als 80 U-
Bahnzüge, mehr als 80 Tram-

bahnen und fast 400 Busse
gleichzeitig. In keiner ande-
ren deutschen Großstadt ist
das Angebot dichter und nir-
gendwo sonst wird es besser
genutzt. Allein in den letzten
zehn Jahren hat die MVG ihr
Angebot um knapp 20 Pro-
zent gesteigert. Sie zählt in-
zwischen über 522Millionen
Fahrgäste – rund 1,5 Millio-
nen pro Tag – und bekommt
Jahr für Jahr Spitzenwerte in
unabhängigen Befragungen
zur Kundenzufriedenheit. 95
Prozent der Münchnerinnen
und Münchner sind MVG-
Kunden. Für sie sichern die
rund 2.700 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter bei U-Bahn,
Bus und Tram ein Stück
Münchner Lebensqualität.
Der Fahrgastverband Pro

Bahnwürdigte dieMVGund
ihren Geschäftsführer Her-
bert König 2011 mit dem

„Fahrgastpreis“ für den „fahr-
gastbezogenen Nahverkehr,
die Revitalisierung der Tram
undVerbesserungen undAus-
bauten trotz schwierigster
Finanzlage“. Und derADAC
kürte das Münchner ÖPNV-
Angebot gar zum besten in
Europa. Eine Wurzel des
Erfolgs ist auch, dass das
Verkehrsunternehmen MVG
im Rahmen des Stadtwerke-
Konzerns und als städtische
Gesellschaft Teil der kom-
munalenDaseinsvorsorge ist.
Die MVG bietet damit ein
Angebot aus einem Guss –
wirtschaftlich, aber nicht pro-
fitorientiert; im besten Sinne
unternehmerisch, aber gleich-
zeitig dem städtischen Ge-
meinwohl verpflichtet. In
München fahren Bus und
Bahn schon seit über 100 Jah-
re unter städtischer Flagge.
Der weitere Ausbau des

MVG-Netzes ist im Rahmen
der „MVG-Angebotsoffen-
sive 2010 – 2020“ fest vorge-
sehen: Zu den größten Mei-
lensteinen zählt dabei die
Einführung des 2-Minuten-
Takts auf einem ersten U-
Bahnabschnitt in der Innen-
stadt zum Fahrplanwechsel
im Dezember 2013, um
Kapazitätsengpässen entge-
gen zu wirken. Seit vergan-
genem Dezember fährt die
neue „Tram St. Emmeram“
auf 4,3 Kilometern in den
Münchner Osten. Bei der
Tram setzen SWM/MVGauf
weitere Neubauprojekte wie
die Verlängerung zum Pasin-
ger Bahnhof (bis Ende 2013),
die Tram-Westtangente und
die Tram-Nordtangente mit
ihrem fahrleitungslosen Teil-
stück im Englischen Garten.
150 Jahre nach seiner Eröff-
nung boomt der Nahverkehr
in München.
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1 Netz. 1 Fahrplan. 1 Ticket.
Der freie Verkehr von Personen ist eine der zentralen

Voraussetzungen für unser offenes und freiheitliches
Gesellschaftsmodell. Gerade in wirtschaftlich dynamischen
Regionen, zu denen München mit seinem Umland vorran-

gig gezählt werden darf, ist
Mobilität ein zentrales ver-
kehrspolitisches Anliegen. Es
handelt sich aber auch um ein
spannungsgeladenes und oft-
mals umstrittenes Thema. In
diesem Spannungsfeld agiert
seit nunmehr vierzig Jahren
der MVV.
So vielfältig die Herausfor-

derungen in dieser Zeitspan-
ne waren, eines hatten sie ge-
meinsam: Sie wurden vorbild-
lich gemeistert. Ob es eines
der größten S-Bahn-Netze

Deutschlands war, das pünktlich zu den Olympischen
Spielen 1972 bereitstand, die Schaffung eines attraktiven
Verbundtarifs oder auch die Integration der zahlreichen
Verkehrsunternehmen zu einem gemeinsamen Ganzen –
das MVV-Leitmotiv „1 Netz. 1 Fahrplan. 1 Ticket.“ bringt
auf den Punkt, was in dieser Zeitspanne erreicht wurde. In
Anbetracht des bisher Geleisteten erwarte ich, dass auch
die bevorstehenden Herausforderungen bewältigt werden.
Das MVV-Netz nimmt einen Spitzenplatz bei Dichte und

Bedienungsqualität ein. Es ist eingebunden in den bayern-
weiten Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und eng ver-
netzt mit dem Regionalbusverkehr in den Verbundland-
kreisen. Die weitere Integration der Verkehrsträger sowie
die Sicherung der Qualität der Leistungen bleibt eine
Hauptaufgabe des MVV.
In einer Verkehrsprognose für das Jahr 1972 ist man von

240.000 SPNV-Fahrten pro Werktag im MVV-Gebiet aus-
gegangen. Inzwischen verzeichnet der SPNV im Verbund-
raumwerktäglich rund 800.000 Fahrten. Niemand hat beim
Verbundstart einen solchen Erfolg für möglich gehalten.
Man kann heute schon sicher sagen, dass sich der

Großraum München weiter dynamisch entwickeln wird.
Gerade deshalb brauchenwir dringend infrastrukturelle Ver-
besserungen. Die Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur
muss mit den wachsenden Mobilitätsbedürfnissen und der
steigenden Bevölkerungszahl im MVV-Raum Schritt hal-
ten. Der Freistaat Bayern als Aufgabenträger für den
Schienenpersonennahverkehr ist sich dieser Verantwor-
tung bewusst und hat Zukunftsprojekte für den Bahnknoten
München erarbeitet. Nunmehr müssen alle Partner den
notwendigen Beitrag für eine Sicherung des ÖPNV in der
Stadt München und dem Umland leisten.
DerMVV gibt im GroßraumMünchen demÖffentlichen

Nahverkehr ein Gesicht, das über Kommunal- und
Unternehmensgrenzen hinweg von den Kunden erkannt
und geschätzt wird. Mit der Verbundgesellschaft verfügen
wir über einen verlässlichen Partner, um den öffentlichen
Verkehr im Großraum München bedarfsgerecht weiterzu-
entwickeln und auch in Zukunft wettbewerbsfähig zu hal-
ten. Für diese bewährte Partnerschaft bedanke ich mich
und wünsche der MVVGmbH viel Erfolg für die Zukunft.

Martin Zeil
Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

40 Jahre S-Bahn München:

Das Rückgrat des
Verkehrs zwischen
Stadt und Region

Es begann mit einer großartigen verkehrsplanerischen
Pionierleistung, die Innenstadt Münchens mit dem Um-
land imRahmen einesmodernen S-Bahnsystems direkt zu
verbinden: Die Idee des Stammstreckentunnels wurde in
München beispielhaft und erstmalig umgesetzt undwurde
dann zum Vorbild zahlreicher Stadtverkehrssysteme. Am
15. Juni 1966 fand dazu der Spatenstich statt. Bereits am
28. Mai 1972 war die neue Bahnstrecke voll befahrbar.

Damals wie heute schät-
zen die Fahrgäste dieVorteile
dieser direkten Innenstadt-
verbindung. Mit fast jeder S-
Bahn-Linie können die Be-
wohner der umliegenden
Landkreise die ganze In-
nenstadt umsteigefrei errei-
chen. Umgekehrt kann jeder
Münchner mit seiner S-Bahn
schnell und bequem in das
attraktive Umland fahren:
Die S-Bahn München gilt
als Garant für Flexibilität,
Schnelligkeit und Lebens-
qualität.

Verbesserte Taktfolge

Die Taktfolge hat sich mit
dem Übergang von der Vor-
ortbahn zur S-Bahn ebenfalls
deutlich geändert. Bei vielen
Strecken ist aus einem 60-
ein 20-Minuten-Takt gewor-
den. Seit Dezember 2004
gibt es auf fünf Linienästen
in der Hauptverkehrszeit be-
reits einen 10-Minuten-Takt.
Somit schuf die S-BahnMün-
chen dieVoraussetzungen für
eine dynamische Entwick-
lung der Region und der
Landeshauptstadt, die sokaum
vorherzusehen war. Das S-
Bahn-System wurde für ein
Aufkommen von täglich
240.000 Fahrgästen konzi-
piert, heute benutzen werk-
täglich bis zu 800.000 Fahr-
gäste die roten Züge.
Ein herausragender Mei-

lenstein war die Modernisie-
rung der Stammstrecke von
2002 bis 2004. Im Rahmen
eines 266 Millionen Euro
Investitionsprogramms wurde
die Leit- und Sicherungs-
technik auf die moderne
Linienzugbeeinflussung
(LZB) umgestellt und damit

die Kapazität der Stamm-
strecke auf 30 Züge pro
Stunde und Richtung erhöht.
Damit hält die S-Bahn Mün-
chen den Europarekord in
punkto Zugfolge: Nirgend-
wo fahren mehr Züge auf
zwei Gleisen innerhalb einer
Stunde als bei der S-Bahn
München. Das ist eine techni-
sche und organisatorische
Meisterleistung.

Das größte Eisenbahn-
Nahverkehrssystem
in Deutschland

Inzwischen ist das Münch-
ner S-Bahn-Netz auf 442
Kilometer Länge mit 148
Stationen angewachsen und
damit noch vor Berlin das
größte Eisenbahn-Nahver-
kehrssystem in Deutschland.
Mit 120 Fahrzeugen der

Baureihe ET 420 startete die
S-Bahn München im Mai
1972. Die neuen S-Bahn-
triebfahrzeuge lösten die al-
ten Vorortzüge ab, ein für
damalige Verhältnisse deutli-
cher Komfortsprung. Ver-
kehrsexperten aus der gan-
zen Welt kamen in der Fol-
gezeit nach München und
informierten sich über das
neue S-Bahn-System und den
ET 420.
Nach über 30 Jahren wurde

es Zeit für einen neuen und
moderneren Zug: den ET
423. Auch dabei standen die
Wünsche der Kunden im
Vordergrund. Ansprechendes
Design, hoher Fahrkomfort,
geringe Lärmentwicklung,
Energierückspeisung, ein völ-
lig neu konzipiertes Fahrgast-
informationssystem, durch-
gängige Begehbarkeit, Kom-
(Fortsetzung nächste Seite)
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MVV-Regionalbusverkehr
erschließt die Region

Beim Stichwort „MVV“ denken viele zuerst einmal an
die blauen U-Bahn- oder
roten S-Bahn-Züge, die im
dichten Takt durch das
Münchner Stadtgebiet fahren
und während der nunmehr
vierzigjährigen MVV-Ge-
schichte zu einem festen
Alltagsbestandteil der Lan-
deshauptstadt geworden sind.
Betrachtet man eine Karte
des weitläufigen Verbund-
gebietes, so erkennt man je-
doch sofort eine weitere
Dimension des Münchner Ver-
kehrs- und Tarifverbunds. Die S-Bahn-Strecken und die in
den Verbundverkehr integrierten Regionalbahn-Linien
erstrecken sich weit in das Münchner Umland.
Die Erschließung der teils weitläufigen Fläche zwischen

diesen Schienenachsen obliegt dem MVV-Regionalbus-
verkehr. Hier leisten die acht Verbundlandkreise in enger
und bewährter Zusammenarbeit mit der Verbundgesell-
schaft ein beträchtliches Engagement. Seit 1996 findet dies
auch Niederschlag in der Organisationsstruktur der MVV
GmbH. Im Zuge der Umstrukturierung zum Aufgabenträ-
gerverbund wurden die Landkreise zu Gesellschaftern der
Verbundgesellschaft – neben demFreistaat Bayern und der
Landeshauptstadt München.
Gerade in den letzten Jahren hat der MVV-Regional-

busverkehr eine Dynamik entwickelt, von der in den
Anfangsjahren des MVV kaum jemand zu träumen wagte.
Der Erfolg basiert im Wesentlichen auf drei Faktoren:
Grundlage des verbesserten Leistungsangebotes ist der

für den MVV-Regionalbusverkehr schon beinahe sprich-
wörtliche „Wettbewerb mit Augenmaß“. Es werden bewusst
kleine Losgrößen zur Ausschreibung gebracht, bei denen
kleinere und mittelständische Unternehmen konkurrenz-
fähig sein können gegenüber den „Global Playern“ auf
dem Verkehrsmarkt.
Die von der MVV GmbH erarbeiteten Qualitätsstand-

ards geben nicht nur die attraktive Gestaltung von
Fahrzeugen und Haltestellen vor, sondern definieren auch
Anforderungen an Fahrpersonal und Betriebsführung
sowie Umwelt- und Sozialstandards.
Als drittes zu nennen sind die vielfältigen Bemühungen

der Verbundgesellschaft, das bestehende Angebot umfas-
send zu kommunizieren. VomFahrplanbuch bis zur „App“
reicht die Palette der Fahrgastinformationen. Zugangs-
barrieren zum ÖPNVwerden systematisch abgebaut.
Wir Verbundlandkreise gratulieren dem MVV zu seinem

runden Geburtstag ganz herzlich und freuen uns auf die
künftige Zusammenarbeit mit einem kompetenten und ver-
lässlichen Partner.

Landrat Thomas Karmasin
Sprecher der MVV-Verbundlandkreise

(Fortsetzung von Seite 4)
munikationsmöglichkeiten
mit dem Fahrer sowie eine
Klimatisierung sind wesent-
liche Merkmale dieses Fahr-
zeugs, von dem die S-Bahn
München heute 238 Stück in
Einsatz hat.
DieS-BahnMünchen ist ein

modernes Dienstleistungs-
unternehmen mit über 1.000
Mitarbeitern und ein großer
Ausbildungsbetrieb mit rund
90Azubis. Lokführer, Schlos-
ser, Service-Team, Elektriker,
Planer, Kundendialog, Kun-
dencenter sind nur einige der
Einsatzfelder derMitarbeiter,
die sich tagtäglich für die
Fahrgäste einsetzen.
40 Jahre S-Bahn München

sind eine Erfolgsgeschichte
fürMünchen und die angren-
zenden Landkreise. Dennoch
bleibt die Entwicklung nicht
stehen. Auf der Tagesord-
nung stehen der weitereAus-
bau der S-Bahn München,
zusätzliche Fahrzeuge, ein
modernes rechnergestütztes
Betriebsleitsystem auf Basis
einer GPS-Fahrzeugortung,
die Erweiterung der Abstell-
möglichkeiten in der Werk-
statt Steinhausen und nicht
zuletzt der neue Verkehrs-
vertrag ab 2018.

Liberalisierung im MVV-Regionalbusverkehr:

Chancen nutzen,
Risiken begrenzen

Qualitätsoffensive zum Nutzen der Kunden / Aktiver
Mittelstandsschutz / Fahrgaststeigerungen um 74%

Der MVV-Regionalbusverkehr ist neben der S-Bahn und
den städtischen Verkehren mit U-Bahn, Tram und Stadt-
bus eine der drei tragenden Säulen des Verbundes. Er
erschließt in den acht Verbundlandkreisen Dachau,
Ebersberg, Erding, Freising, Fürstenfeldbruck, München,
Starnberg und Bad Tölz-Wolfratshausen eine rund 5.200
Quadratkilometer umfassende Regionmit nahezu 1,4Mio.
Einwohnern in 174Gemeinden.Auf den gut 200Linienmit
mehr als 3.000 Haltestellen sind täglich über 530 Busse,
betrieben durch rund 40 Unternehmen, unterwegs.
Vor 16 Jahren hat unter dem

Einfluss der europäischen
Gesetzgebung die Liberali-
sierung des ÖPNV in den
MVV Einzug gehalten. Der
MVV hat hier neben den
Risiken vor allem die Chan-
cen gesehen und sukzessive –
verbunden mit einem Quali-
tätsprojekt – immer mehr
Linien des MVV-Regional-

busverkehrs im Wettbewerb
vergeben. Die übrigen Ver-
gaben erfolgten beihilfe-
rechtskonform im Rahmen
von marktorientierten Direkt-
vergaben. Seit 1996 hat der
MVVmehr als 90 europawei-
te Ausschreibungen durchge-
führt und damit deutschland-
weit, gemessen an der Zahl
der Verfahren, die meisten
Erfahrungen gesammelt.
Die Aufgabenträger ver-

folgen klare Ziele:
Steigerung der Attrak-

tivität der Leistung für die
Fahrgäste: Über die Defini-
tion und Umsetzung der
MVV-Qualitätsstandards gibt
es mittlerweile fast flächen-
deckend ein einheitliches
Erscheinungsbild von Bussen
und Haltestellen. Die Fahr-
zeuge sind barrierefrei sowie
mit Klimaanlage und Fahr-
ausweisdruckern, die das ge-
samte Tarifsortiment anbie-
ten, ausgestattet; durch Vor-
gabe von hohen Umwelt-
standards leisten sie einen
Betrag zum Umweltschutz.
Die Qualitätsanforderungen
werden kontinuierlich fortge-
schrieben.

Finanzierbarkeit desAn-
gebots für die Aufgaben-
träger: Die Aufgabenträger
investieren Jahr für Jahr hohe
Summen in denMVV-Regio-
nalbusverkehr, allein im letz-
ten vollkommen abgerechne-
ten Berichtsjahr (2010) betru-
gen die Betriebskostenzu-
schüsse 26 Mio. €.
Da die Verkehre als Brutto-

verträge ausgestaltet sind, tra-
gen die Aufgabenträger das
Risiko der defizitärenVerkeh-
re, haben dafür aber Freiheit
bei ihrer Ausgestaltung. Vor

allem durch die Ausschrei-
bungen sanken die durch-
schnittlichen Betriebskosten-
zuschüsse derAufgabenträger
zwischen 1997 und 2010 um

27 %, in der gleichen Zeit
stieg der durchschnittliche
Kostensatz je Nutzwagen-
kilometer (nur) um 6,6 %,
(Fortsetzung nächste Seite)
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Kompetente Unterstützung von
Kommunen und Verkehrsunternehmen

Seit nunmehr bald 15 Jahren berät MVV-Consulting
Gemeinden und Unternehmen in ÖPNV-Fragen. 1998
gründete die MVV GmbH den Bereich MVV-Consulting
als eigenständiges Profit-Center. Seitdem steht das MVV-
Know-how auch Kommunen, öffentlichen und privaten
Verkehrsunternehmen und Verkehrsverbünden außer-
halb des MVV-Wirkungsbereiches zur Verfügung. Ein
großer Erfahrungsschatz, der die gesamte Bandbreite des
öffentlichen Verkehrs abdeckt.
Inzwischen wurden weit

über 200 Aufträge und Pro-
jekte durchMVV-Consulting
erfolgreich abgeschlossen.
Untersuchungen für Gar-
misch-Partenkirchen, Kauf-
beuren, Ingolstadt oder die
Landkreise Dillingen, Neu-
markt i. d. Opf. oder Lindau,
Beratungstätigkeiten u.a. für
den Verband Region Stutt-
gart (VRS), die BMW AG
oder den Oberösterreichi-
schen Verkehrsverbund
(OÖVV) bestätigen dabei die
rege Nachfrage nach dem

MVV-Know-how außerhalb
des Verbundraumes.

Gutachten
zu P+R und B+R
Auch Park+Ride und

Bike+Ride-Studien sind ein
intensives Betätigungsfeld,
das im gesamten oberbayeri-
schen Raum nachgefragt
wird. Nahezu 30 Gemeinden
und Städte, darunter Bad
Endorf, Pfaffenhofen / Ilm,
Rosenheim oder Weilheim
haben bereits Gutachten zur

Ermittlung erforderlicher
Stellplätze im P+R und B+R
beauftragt.

Praxisforum

Das große Interesse an
MVV Consulting zeigt sich
auch im Erfolg des „ÖPNV-
Praxisforum“, einer einmal
im Jahr durchgeführten Dis-
kussionsveranstaltung zu ak-
tuellen ÖPNV-Themen, die
durch MVV Consulting ins
Leben gerufen wurde und die
mittlerweile regelmäßig Be-
sucher aus dem ganzen süd-
deutschen Raum nach Mün-
chen zieht. Schwerpunkt-
thema der Veranstaltung 2011
war die Nahverkehrsplanung.
2012 ist eine Veranstaltung
zum Thema Qualitätssiche-
rung im ÖPNV geplant.

Schwerpunkt
Nahverkehrsplanung
Das größte Betätigungs-

feld vonMVV-Consulting ist
aber die Unterstützung von
Kommunen und Landkrei-
sen im MVV-Raum selbst.
Mittlerweile stammen bereits
sechs von acht Nahverkehrs-
plänen in den MVV-Land-
kreisen aus dem Bereich
Consulting (Dachau, Ebers-
berg, Erding, Freising, Fürs-
tenfeldbruck, Starnberg). Für
viele Kommunen wie Da-
chau, Freising, Grafing,
Odelzhausen oder Starnberg
erstellte oder aktualisierte
MVV-Consulting Gemeinde-
oder Stadtverkehrskonzepte.
Des Weiteren bietet MVV-

Consulting allen Verbund-
gemeinden seit 2005 die
Erstellung eigener Gemeinde-
fahrplanhefte oder Minifahr-
pläne an.Auch anForschungs-
projekten wie z.B. bei „Sied-
lung undMobilität – SuM“ ist
MVV-Consulting beteiligt.

Vorteile für den Fahrgast

Ein interessanter Gesichts-
punkt ist, dass MVV-Consul-
ting viele Aufgabenstellun-
gen bearbeiten kann, die der
MVV aus Kapazitätsgründen
über seine Regelorganisation

üblicherweise nicht oder nur
schwer erfüllen kann. Insbe-
sondere unter dem Realisie-
rungsaspekt birgt dies große
Vorteile, da die spätere Um-
setzung von Planungen i.d.R.
generell in die Kompetenz
der Regieebene des MVV
fällt. Und damit kann auch
der Fahrgast unmittelbar von
den Leistungen von MVV-
Consulting profitieren.

Chancen nutzen ...
(Fortsetzung von Seite 5)
während die allgemeine Preis-
steigerung 20,0 % betrug. Die
so erzielten Einsparungen
investierten die Aufgabenträ-
ger in eine Ausweitung des
Angebots: Die Betriebsleis-
tung stieg zwischen 1996 und
2011 um 53%.
Die Fahrgäste danken es:

Die Fahrgastzahlen stiegen
von 1996 bis 2011 sogar um
74 %, die Personenkilometer
um 65 %. Das Ziel, neue
Kunden zu gewinnen, wurde
durch diese Angebots- und
Qualitätsoffensive erreicht.
Aber auch die Interessen

der Verkehrsunternehmen ste-
hen im Fokus: Aufgabenträ-
ger und MVV GmbH betrei-
ben gezielt aktiven Mittel-
standsschutz, indem sie mög-
lichst einzelne Linien, sonst
aber nur kleinere Lose aus-
schreiben. So konnten sich
die mittelständischen Ver-
kehrsunternehmen gut be-
haupten. Sie haben etwa 75%
der bisher ausgeschriebenen
Verkehrsleistung gewonnen.
Fazit: Der Wettbewerb im

MVV-Regionalbusverkehr
ist eine Erfolgsgeschichte.
Die Interessen der Fahrgäste,
Verkehrsunternehmen und
Aufgabenträger wurden ge-
wahrt. Die Fahrgäste erhal-
ten mehr und bessere Leis-
tungen und nehmen dieses
Angebot der Aufgabenträger
an. Die Aufgabenträger kön-
nen über die Verbundgesell-
schaft den ÖPNV als Teil der
Daseinsvorsorge wirtschaft-
lich und ökologisch gestal-
ten, ihre hohen Investitionen
rechnen sich.www. l andk r e i s - e r d i ng . d e
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Mobilität
im Landkreis München

Der Landkreis München ist seit 1978 Gesellschafter im
Münchner Verkehrs- und Tarifverbund und gestaltet des-
sen Erfolgsgeschichte seit vielen Jahren mit. Bedingt
durch seine Lage unmittelbar angrenzend an die Landes-
hauptstadt München ist der ÖPNV für den Landkreis
München eine zentrale Herausforderung, der es sich täg-
lich zu stellen gilt. Seine Zugehörigkeit zumBallungsraum
München stellt den Landkreis München verkehrstech-
nisch vor besondere Herausforderungen.
Der Landkreis München

setzt sich zusammen aus 29
Landkreiskommunen, davon
27 Gemeinden und zwei
Städten mit derzeit rund
320.000 Einwohnern. Er ist
damit der bevölkerungs-
stärkste Landkreis in Bayern
mit einer Gesamtfläche von
667,24 Quadratkilometern.
Die Einwohnerzahlen des
Landkreises werden auch in
Zukunft weiter steigen und
damit das Bedürfnis seiner
Bürgerinnen und Bürger
nach Mobilität. Für das Jahr
2028 ist eine Einwohnerzahl
von rund 360.000 prognosti-
ziert.

chen mit ingesamt 34 Halte-
stellen. Die U-Bahnlinie U6
(Garching, Forschungszen-
trum – Klinikum Großha-
dern) liegt mit drei Halte-
stellen im Landkreis und wird
von diesem auch finanziell
mitgetragen. Die Trambahn-
linie 25 (Grünwald – Groß-
hesseloher Brücke – Max-
Weber-Platz) verläuft mit
fünf Haltestellen auch über
Landkreisgebiet.

Verkehrstechnisches
Großprojekt
Ein verkehrstechnisches

Großprojekt in den nächsten

die Ludwig-Maximilians-
Universität in der Innenstadt
mit dem Forschungs- und
Wissenschaftsstandort inMar-
tinsried verbunden. Für diese

wird man auf tangentiale
Busverbindungen in Zukunft
ein besonderes Augenmerk
legen müssen.
In enger Zusammenarbeit

mit der MVV GmbH wurde
im MVV-Regionalbusver-
kehr 2008 ein neues Kapitel
aufgeschlagen und in Zu-
kunftstechnologie investiert.
Seit September 2008 befindet

Von herausragender Be-
deutung für den ÖPNV im
Landkreis München ist das
S-Bahnnetz. Neun S-Bahn-
linien (S1, S2, S3, S4, S6, S7,
S8, S20 und S27) erschließen
derzeit den Landkreis Mün-

Jahren stellt dieVerlängerung
der U-Bahnlinie 6 West vom
derzeitigen Endhaltepunkt
„Klinikum Großhadern“
nach Planegg-Martinsried dar.
Damit wird die Technische
Universität in Garching über

Linie findet sich in der Presse
bereits die Bezeichnung
„Brain Train“.

MVV-Verbundsystem

Eine tragende Säule des
MVV-Verbundsystems ist
auch im Landkreis München
der MVV-Regionalbusver-
kehr. 57 MVV-Regionalbus-
linien sind im Landkreis
München unterwegs, 39 da-
von landkreisübergreifend.
Rund 67.500 Fahrgäste/

Werktag nutzen an Schul-
tagen Mo – Fr den Regio-
nalbusverkehr im Landkreis.
Die Leistungen im Jahres-
fahrplan 2012 umfassen im
Landkreis München im
MVV-Regionalbusverkehr
insgesamt rund 8.700.000
Nutzwagenkilometer. Die
MVV-Regionalbuslinien
übernehmen eine wichtige
Zu- und Abbringerfunktion
von und zu den S- und U-
Bahnhöfen.

Querverbindungen

Zunehmend an Bedeutung
gewinnen werden aber auch
die Querverbindungen zwi-
schen den einzelnen S-Bahn-
strängen, die radial auf die
Landeshauptstadt ausgerich-
tet sind. Gerade zur Entlas-
tung der Schienenverkehre

sich im MVV-Regionalbus-
verkehr bundesweit der erste
Hybridbus im Regionalbus-
verkehr im Einsatz und zwar
auf der MVV-Regionalbus-
linie 210 (Neuperlach Süd –
Ottobrunn – Taufkirchen,
Lilienthalstraße) im südlichen
Landkreis. Dabei handelt es
sich um einen 18-m Hybrid-
gelenkbus. Das ursprünglich
bis zum Fahrplanwechsel im
Dezember 2011 befristete
Pilotprojekt hat der Landkreis
München inzwischen bis zum
Fahrplanwechsel im Dezem-
ber 2015 verlängert.
2010 hat der Landkreis

München dem Einsatz weite-
rer Hybridbusse zugestimmt.
Zusätzlich zu dem Hybrid-
gelenkbus auf der Linie 210
verkehren seit 2011 zwei wei-
tere MVV-Regionalbusse mit
der zukunftsweisenden An-
triebstechnologie im Land-
kreis und zwar ein weiterer
Gelenkbus auf der MVV-
Regionalbuslinie 266 (Plan-
egg S – Martinsried – Kli-
nikumGroßhadern) sowie ein
12-Meter Hybridbus auf der
MVV-Regionalbuslinie 220
(Winning – Unterhaching S –
Sankt-Quirin-Platz U – Gie-
sing U/S). Auch die Kosten
dieser Pilotbetriebe werden
durch den Landkreis Mün-
chen aus Haushaltsmitteln der
Energievision getragen.

Start frei für zwei neue Hybridbusse: MVV-Geschäftsfüh-
rer Alexander Freitag, Landrätin Johanna Rumschöttel
und Vizelandrat Christoph Göbel.

Die bundesweit ersten Hybridbusse im MVV-Regional-
busverkehr starteten im Landkreis München.
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Nach dem Oktoberfest 2011 konnte der MVV wieder mit
einem neuen Rekord aufwarten und eine weitere Steige-
rung derAbfragezahlen bei der elektronischen Fahrplan-
auskunft (EFA) vorweisen. Und der nächste Höchstwert
ist bereits vorprogrammiert.
Seit 25 Jahren betreibt der

MVVdie elektronische Fahr-
planauskunft (EFA) für den
öffentlichen Nahverkehr in
und um München. Die EFA
im Internet und für mobile
Medien macht die Nutzung
des ÖPNV zum Kinderspiel.

Tür-zu-Tür-Auskunft

Nur durch Eingabe von
Haltestelle, Adresse oder
wichtigem Punkt (POI) als
Start bzw. Ziel ermittelt die
EFA die komplette Verbin-
dung mit S-Bahn, U-Bahn,
Bus und Tram unter Berück-
sichtigung von Umstiegen
und Wechsel der Verkehrs-

mittel. Die Fußwege vom
Startpunkt bis zur Einstiegs-
haltestelle und vom Ausstieg
bis zum Ziel werden dabei
auf einem Stadtplan darge-
stellt. Für gehandicapte Per-
sonen mit Gepäck, Kinder-
wagen, Rollstuhl etc. können
barrierefreie Verbindungen
ermittelt werden. Ebenfalls
wird das für die Verbindung
passende MVV-Ticket ange-
zeigt. Die EFAgibt somit alle
erforderlichen Informatio-
nen, um eine Fahrt mit dem
ÖPNV durchzuführen.
KeinWunder also, dass die

EFA bei den Fahrgästen sehr
beliebt ist. Alleine im Monat
September 2011 wurden über

die EFA mehr als 18 Mil-
lionen Fahrtverbindungen
berechnet und abgerufen. Dies
bedeutet, dass durchschnitt-
lich über 600.000 Fahrtver-
bindungen pro Tag gerechnet

plantabellen oder auch den
Abfahrtsmonitor, der auch
über die mobilen Endgeräte
abgerufen werden kann. Hier
belaufen sich die Zahlen
auch noch einmal auf rund 7
Mio. Ab- bzw.Aufrufe.

Mobile Dienste
auf dem Vormarsch
Neben der EFAim Internet

unter www.mvv-muenchen.
de kann insbesondere bei den
modernen mobilen Diensten
ein großer Zuwachs ver-
zeichnet werden. Mit dem
MVV-Companion bietet der
MVV eine elegante und
schnelle Fahrplan-App für
das iPhone und für Android-
Smartphones an. Auch für
Handys mit Browser bietet
der MVV eine spezielle EFA.
Unter www.efa.mobi kann
die EFA speziell angepasst
für kleine Bildschirmgrößen
aufgerufen werden. Alle drei
mobile Dienste bieten weit-
reichende Funktionen wie
die EFA im Internet. Damit
kann man sich auch unter-
wegs überall aktuell über den
ÖPNV informieren.
Im September 2011 wur-

den über diemobilenDienste
bereits rund drei Millionen
Fahrplanauskünfte erteilt.
Da der MVV-Companion
zwischenzeitlichüber153.000
mal auf Smartphones instal-
liert wurde, ist auch bei der
Wiesn 2012 wieder mit
einem Zugriffsrekord für
die EFA zu rechnen.

EFA – kontinuierlich
auf Rekordkurs

Elektronische Fahrplanauskunft des MVV ist „das“ Informationsmedium im MVV

Weiß-blaues Bonusangebot
Eine Kooperation der Bayerischen Seenschifffahrt

GmbHmit demMünchner Verkehrsverbund (MVV)
Es gibt im Münchner Umland so viel zu sehen und so viel
zu erleben: zum Beispiel den Starnberger See, das
Freizeit- und Ferienparadies der Münchner oder den bei
Naturliebhabern besonders beliebteAmmersee.
Wahre Genießer erkunden

die Schönheiten des Starn-
berger Sees vom Deck eines
der modernen Fahrgast-
schiffe aus, denn dabei hat
man die besten Aus- und
Einblicke auf die vielen
prunkvollen Schlösser und
eleganten Villen.
Herrsching ist der ideale

Ausgangspunkt für Ent-
deckungsreisen auf demAm-
mersee. Hier kann man bei
einer Rundfahrt mit einem
der historischen Raddampfer

die Seele baumeln lassen.
Beide Seen sind bequem

mit der S-Bahn erreichbar.
Mit den MVV-Angeboten
Single- oder Partner-Tages-
karte Gesamtnetz oder Au-
ßenraumoderMünchenXXL
(nur Starnberger See) sparen
Erwachsene auf allen Linien-
fahrten der Schifffahrt Starn-
berger See und Ammersee
zehn Prozent.

Weitere Informationen:
www.seenschifffahrt.de.

werden. Im selben Zeitraum
hatte man hier vor einem
Jahr noch 12,6 Mio. Fahrt-
verbindungen gerechnet. Die
neuen Zahlen bestätigen dem
MVV, dass dieser den Er-
wartungen der Kunden ge-
recht wird und sich mit der
Entwicklung seiner gesam-
ten Angebotspalette auf dem
richtigenWeg befindet.
Zu den genannten Abfra-

gen kommen noch Abrufe
für weitere Fahrplanmedien
hinzu, wie z. B. den Aus-
hangfahrplan und die Fahr-

Alles Gute zum 40. Geburtstag!

Seit dem Beitritt des Landkreises Starnberg 1982 zum
MVV haben wir unser Regionalbusnetz kontinuierlich
optimiert. In den letzten zehn Jahren konnte das Fahr-
tenangebot um zwei Drittel gesteigert werden.

Der gemeinsame Weg wird fortgesetzt! In den nächsten
fünf Jahren werden wir in Zusammenarbeit mit den
Gemeinden und dem MVV unser Angebot im regionalen
Busnetzsystem verdoppeln. Damit wird Busfahren für
die Bürgerinnen und Bürger im Landkreis Starnberg
noch attraktiver und flexibler.

Wir bedanken uns für die gute Zusammenarbeit und
wünschen für die Zukunft alles Gute.

Landkreis Starnberg | www.lk-starnberg.de
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Individuelle Fahrtkombinationen
mit dem Ticket-Navigator

Wie findetmandas passendeTicket, den günstigstenFahr-
preis? Wie weiß man, ob etwas nicht übersehen wurde?
Seit der Fußballweltmeisterschaft 2006 beantwortet der
MVVmit Hilfe des Ticket-Navigators diese Fragen.
Der MVV bietet diesen

Service zusammen mit der
Firma IVU aus Berlin an.
Mit dem Ticket-Navigator
können für eine oder mehre-
re Fahrten im Verbundraum
des MVV die günstigsten
Tarife erfragt werden. Das
Beratungstool kann auf Basis
individueller Fahrtkombina-
tionen, Fahrtenhäufigkeiten
oder Gruppengrößen sowie
bereits vorhandenen Fahr-
karten das richtige Ticket
ermitteln und dabei sicher-
stellen, dass der günstigste
Fahrpreis gefunden wird.

Express und Profi

Der Ticket-Navigator wird
zurzeit in zwei Versionen
angeboten, dem „Express“
und dem „Profi“.
Mit drei Klicks kann in der

Version Express der richtige

Fahrpreis ermittelt werden.
Dabei erfolgt die Auswahl
der Start- und Zielhaltestel-
len ganz einfach im Schnell-
bahnnetzplan.

Unterschiedlichste
Kundenwünsche
In derVersion Profi ist eine

weitergehende Beratung für
die Kunden möglich. Hier
können unterschiedlichste
Kundenwünsche in die Be-
ratung miteinbezogen wer-
den. Beispielsweise für Kun-
den, die mehrere Fahrten mit
jeweils unterschiedlicher Per-
sonenanzahl mit bereits vor-
handenen Tickets an einem
Tag machen. Oder auch für
Neubürger, die keine Orts-
kenntnis haben und wissen
möchten, wie man am güns-
tigsten täglich zurArbeit und
zurück kommt.

Detaillierte Auskunft
All diese Kriterien können

einfach in die Maske des
Ticket-Navigators eingege-
ben werden. Die Ergebnis-
seite gibt detailliert Auskunft
darüber, was welche Fahrt

kostet, wie viele Personen
auf einer Fahrkarte mitge-
nommen werden können
oder wie bereits vorhandene
Fahrkarten berücksichtigt
werden.
Zukünftig wird es noch

einfacher. Der Ticket-Navi-
gator wird optimiert. Beide
Versionen werden zu einem
Tool vereint, ohne dabei
auf die wenigen Klicks
zum Ziel verzichten zu
müssen.

Der
Landkreis
Ebersberg
freut sich
mit allen
anderen
Gesell-

schaftern
über

erfolg-
reiche

40 Jahre.

Landrat
Gottlieb

Fauth

Der
Landkreis
Ebersberg
freut sich
mit allen
anderen
Gesell-

schaftern
über

erfolg-
reiche

40 Jahre.

Landrat
Gottlieb

Fauth

http://www.lra-ebe.de/Verkehr-Bauen/MVVundOePNV.aspx
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MVV-WoMo - DerWohn- und
Mobilitätsrechner des MVV

Wohntman „draußen“ – außerhalb vonMünchen –wirk-
lich immer günstiger?Wie schaut die Bilanz aus, wenn ich
Wohn- und Mobilitätskosten addiere?Wie viel Zeit brau-
che ich am neuen Wohnort für den Weg zur Arbeit und
welche Auswirkungen entstehen für die Umwelt? Derar-
tige Fragen beantwortet der Wohn- und Mobilitätsrech-
ner des MVV (MVV-WoMo), um Umzugswilligen und
Wohnungssuchenden mehr Transparenz und Sicherheit
für die individuelleWohnortwahl zu geben.
Der MVV-WoMo ist eine

kostenlose Online-Anwen-
dung des Verkehrsverbun-
des, die Privathaushalten die
Möglichkeit eröffnet, die
Folgen der Entscheidung für
eine Wohnung an verschie-
denen Standorten in der
Region München aufzuzei-
gen. Mit einbezogen werden
unter Zuhilfenahme eines
dezidierten Verkehrsmittel-
vergleichs die täglichen We-
ge, die von unterschiedlichen
Wohnstandorten zurückzule-
gen sind sowie die Auswir-
kungen auf die Umwelt. Er-
mittelt werden standortbezo-

gen Wohn- und Mobilitäts-
kosten, Zeitaufwand sowie
CO2-Effekte, abhängig von
der Wohnform und der Ver-
kehrsmittelwahl.

Wohnstandort-
entscheidung
Die Entscheidung eines

Haushalts, wohin er umzieht,
ist das Ergebnis einer Abwä-
gung, bei der individuelle
Wünsche in Bezug auf
Wohnform und Lage ebenso
einfließen wie Anforderun-
gen an Größe und Ausstat-
tung der Wohnung. Die mei-

sten Haushalte müssen für
ihre Entscheidung vor allem
die Kosten berücksichtigen.
Empirische Untersuchungen
zeigen, dass die am neuen
Wohnstandort entstehenden
Mobilitätskosten für den ein-
zelnen Haushalt nur schwer
zu prognostizieren sind und –
bei Umzügen ins Umland –
oft unterschätzt werden.
In der Folgewerden häufig

Standorte mit niedrigem Bo-
denpreisniveau bevorzugt.
Diese vermeintlich kosten-
günstigen Standorte sind oft-
mals eher abgelegen und nur
mit einem Mindestangebot
des ÖVausgestattet. Die Fol-
gen eines Umzugs sind dann
oft dieAnschaffung eines zu-
sätzlichen Pkw und weitere
Wege. Entsprechend werden
die Wohnkostenvorteile an
diesen Orten durch andere
Mehrkosten erheblich ge-
mindert oder sogar aufge-
zehrt. Die Kompensations-
wirkung ist umso stärker, je
mehr die Entfernungen oder
die Energiepreise ansteigen.
Hier setzt der MVV-

WoMo an: Er nutzt die Ar-
gumente „Geld“, „Zeit“ und
„CO2“, um die Vorzüge
einer Ressourcen- und Klima-
schonenden Wohnstandort-
und Verkehrsmittelwahl zu
kommunizieren. Damit ist
auch der Zielgedanke ver-
bunden, dass Zuzugs- und
Umzugswillige Haushalte
die Folgen der Wohnortent-
scheidung besser bei der
Auswahl berücksichtigen.

Die Nutzung

Neben der Lage werden
für die Schätzung der Wohn-
kosten Daten wie Wohn-
fläche, Miete oder Eigentum,
Neubau oder Bestand sowie
der Wohnungstyp (z.B. Ein-
familienhaus) berücksichtigt.
Für die Verkehrsmittelwahl
erhält der Nutzer einen Ver-
gleich der Verbindungsqua-
lität zwischen den gewählten
Wohn- und Arbeitsplätzen
mit verschiedenen Verkehrs-
mitteln. Die Übersicht ent-
hält die Reisezeiten mit Pkw,
ÖV, Fahrrad, zu Fuß oder die
Kombination Park & Ride.
Alle Daten zu den Verkehrs-

mitteln werden mit der elek-
tronischen Fahrplanauskunft
(EFA) des MVV online ab-
gerufen. Ohne Pflegeauf-
wand stehen damit aktuelle
Daten bereit und ermögli-
chen es, Angebotsänderun-
gen wie z.B. eine neue Bus-
linie unmittelbar zu berück-
sichtigen. Damit kann der
Nutzer eine realistische An-
nahme treffen, welches Ver-
kehrsmittel er vermutlich nut-
zen würde. Um die Auswir-
kung auf die Umwelt min-
dern zu können, zeigt der
MVV-WoMo Einsparpoten-
ziale beim Energieverbrauch
bzw. die CO2-Emissionen der
gewählten Verkehrsmittel.
AlsHilfestellungwird einVer-
gleichmit demDurchschnitts-
wert ähnlicher Haushalte in
Deutschland bzw. der For-
derung aus dem Kyoto-
Protokoll vorgenommen.

Ergebnisse

Eine zentrale Innovation
des MVV-WoMo besteht
darin, dass dem Nutzer Fol-
gewirkungen des Wohn- und
Mobilitätsverhaltens aller im
Haushalt lebenden Personen
sichtbar gemacht werden.
„Je weiter ins Umland,

desto günstiger“ kann nicht
generalisiert werden: Die
Immobilienpreise nehmen ab
einer gewissen Entfernung
nicht mehr wesentlich ab, die
Mobilitätskosten steigen
aber weiter.
Bewirkt ein Umzug län-

gere Wege, wird die Einspa-
rungbeiderMieteoftkompen-
siert. Wer den ÖPNV nutzt,
fährt günstiger. Wer ins Grü-
ne zieht, dann aber ein Auto
zusätzlich braucht, zahlt
unterm Strich sogar mehr.
Es bleibt den Nutzern

überlassen, welche konkre-
ten Schlüsse sie aus den
Informationen ziehen, die
der MVV-WoMo bietet.
Tests haben gezeigt, dass von
vornherein weder Umland
noch Landeshauptstadt als
Wohnorte klar präferiert wer-
den können.
Der MVV-WoMo ging am

4. Mai 2011 online und steht
Umzugswilligen unter www.
mvv-muenchen.de/womo
kostenlos zur Verfügung.
Mittlerweile haben bereits
über 5.000 Haushalte den
Wohn- und Mobilitätsrech-
ner zu Rate gezogen.

Omnibusverkehr REISBERGER GmbH
Haus 4 • 83553 Frauenneuharting

Tel.: 0 80 92 / 12 79 • info@omnibus-reisberger.de

Wir gratulieren zum
40-jährigen Jubiläum!

Unser Reiseprogramm finden Sie unter
www.omnibus-reisberger.de

Busreisen... 
einfach anderseinfach anderseinfach anders

Omnibusverkehr
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Regionalverkehr Oberbayern GmbH:

DB Bahn Oberbayernbus ein wichtiger
Partner im Regionalbusverkehr des MVV
Die RVO GmbH ist im MVV-Regionalbusverkehr in den
Verbundlandkreisen einer der größten Partnermit hoher
Verkehrsleistung. Als Garant für Zuverlässigkeit und
Innovation hat sich die RVO im MVV-Regionalbusver-
kehr bewährt. Die Zusammenarbeit zwischen dem MVV
und der RVO hat Tradition und geht zurück ins Jahr
1978, als die ersten Landkreise in den Verbund integriert
wurden.

Die RVO war damals nur
zwei Jahre alt, als sie als
Nachfolgeunternehmen des
Bahnbus und des Postreise-
dienstes 1976 ihren Betrieb
aufnahm.
StetigerWandel undÄnde-

rungen des Rechtsrahmens
führten besonders in den
letzten Jahren zu erheblichen
Umwälzungen im Verbund
und damit auch im Regional-
busverkehr.
Die RVO hat jedoch die

Zeichen der Zeit erkannt und
die Herausforderung ange-

nommen.Gemeinsammit der
Verbundgesellschaft und den
Verbundlandkreisen wurden
sukzessive die neuen einheit-
lichen Qualitätsstandards bei
Haltestellen und Bussen um-
gesetzt. Attraktive Fahrzeu-
ge und ein gutes Fahrplan-
angebot tragen zur Kunden-
zufriedenheit und steigen-
den Fahrgastzahlen bei.
Zukunftsorientiert bietet

die Einführung des ITCS
rechnergestützte Betriebs-
leitsysteme (RBL) interes-
sante Möglichkeiten der

Informationsbeschaffung für
Fahrgäste, Betriebssteuerung
und Vertriebsaufgaben. RBL
ermöglicht die Bereitstellung
von nützlichen Daten wie
beispielsweise die der Pünkt-
lichkeit des Busses oder pas-
sender Anschlussmöglich-
keiten in Echtzeit.
Dieses zeitgemäße Infor-

mationsmanagement für un-
sere Kunden ist ein weiterer
Meilenstein für einen attrakti-
ven Nahverkehr.
Die RVO gratuliert dem

MVV zum 40-jährigen Jubi-
läum ganz herzlich und hofft
auf eine weiterhin gute zu-
kunftsgerichtete Zusammen-
arbeit!

Herzlichen Glückwunsch
zum Jubiläum, lieber MVV!

Ein verlässlicher Partner wird 40.
Seit 1972 übernimmt der MVV für den öffentlichen Nahverkehr im Großraum München
wichtige Planungs- und Koordinationsaufgaben und ist für das Tarifmanagement
zuständig. Wir freuen uns daher, dass wir bereits seit 1976 partnerschaftlich mit dem
MVV zusammenarbeiten dürfen, gratulieren ganz herzlich zum 40-jährigen Jubiläum –
und wünschen alles Gute für die Zukunft.

Ihre Regionalverkehr Oberbayern GmbH

Die Bahn macht mobil.



Service für Schüler,
Studierende undAuszubildende

Online-Bestellung von MVV-Kundenkarten imAusbildungstarif

Seit November 2011 bieten MVV und S-Bahn München
einen neuen Online-Service für Schüler, Studierende und
Azubis an. Kundenkarten für den Ausbildungszeitraum
können nun auch im Internet bestellt werden.
Der MVV hat den neuen

Service zusammen mit dem
Dienstleister Firma Condas
entwickelt und ab Mai 2011
in einem Pilotversuch getes-
tet. NachdemdieseTestphase
sehr erfolgreich war, konnte
im November 2011 der
Echtbetrieb zusammen mit
der S-Bahn München aufge-
nommen werden.

KeineWartezeiten

Schüler, Studierende und
Azubis können nun direkt
von zu Hause aus ihre Kun-
denkarte für den Ausbil-
dungstarif beantragen, War-
tezeiten in den Kunden-

centern, insbesondere zum
Schul- und Semesterbeginn,
sind nun nicht mehr nötig.

Online-Bestellung

Bei der Online-Bestellung

Vorteile der
Online-Bestellung

Um den Service nutzen zu
können, benötigt der Kunde
einen handelsüblichen PC
mit Internetzugang und
Scanner.
Die Online-Bestellung bie-

tet folgende Vorteile:

nen, können die Kunden-
karte bereits frühzeitig und
bequem von zu Hause aus
bestellen.
Langes Warten, vor allem

zum Schuljahresbeginn und
Semesteranfang in den Kun-
dencentern fällt weg.
Der Bearbeitungsaufwand

für die Ausstellung der Kun-
denkarten wird reduziert, da
die Bestelldaten bereits digi-
tal zur Verfugung stehen.
Dieser neue Service wird

bereits nach wenigen Mona-
ten erfreulich gut angenom-
men. DerMVVhat (inclusive
Testphase) bereits über 1.900
Kundenkarten ausgestellt.
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sind Name, Vorname, Ge-
burtsdatum, Wohnort und
Ausbildungseinrichtung in
die Bestellmaske einzugeben
sowie die notwendigen Un-
terlagen (Bescheinigung der
Ausbildungseinrichtung, Lehr-
vertrag usw.) sowie ein Licht-
bild einzuscannen und dem
Bestellvorgang beizugeben.

Kundenkarte

Nach Abschluss der Be-
stellung erhält der Besteller
eine E-Mail mit der Über-
sicht aller eingegebenen Da-
ten und eine Bestätigung,
dass die Bestellung einge-
gangen ist. Die Kundenkarte
wird innerhalb der nächsten
Werktage per Post zuge-
sandt.

Schüler, Auszubildende
und Studierende, die sich den
Weg zu den Kundencentern
sparen wollen oder noch
nicht im MVV-Raum woh-

Alle erforderlichen Infor-
mationen und die Bestell-
masken finden die Kunden
unter www.muenchen.de und
www.s-bahn-muenchen.de.

Gemeinsam Reisen
macht viel mehr
Spaß !

...chartern Sie unsere
komfortablen Busse für
Transfers, Betriebs- und
Vereinsausflüge sowie
für Schülerreisen.

Für jede Gruppe haben
wir den passenden Bus:
19 / 32 / 45 / 50 oder 56
Sitzplätze

Busbetrieb Josef
Ettenhuber GmbH
Tel.: 08093-90960
info@ettenhuber.de
www.ettenhuber.de

Unsere
Busse

können
sie mie

ten
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Auf die Zukunft eingestellt
Verkehrserhebungen liefern die notwendige Basis für
Erlösberechnungen, Nachfrage- und Prognosedaten,
Tarifintegrationen, Marktanalysen, Verbunderweiterun-
gen undAusschreibungen.
Dies können entweder Be-

fragungen oder Zählungen
(Ein-/Aussteiger- oder Quer-
schnittzählungen) sein. Zäh-
lungen der Fahrgäste von ein-
zelnen Fahrten oder Linien

ergeben nicht unbedingt die
Gesamtzahl aller Fahrgäste
im Verkehrsnetz eines Rau-
mes und liefern auch keine
Aussagen über die Zusam-
mensetzung der Fahrgäste.

Befragungen, die In-
formationen liefern u.a.
über die genutzten Ta-
rife, die Wegeketten
(Umstiegspunkte), die
Reiseweiten und -zei-
ten, die Fahrthäufig-
keiten und die Fahrt-
zwecke, ermöglichen da-
mit auch die Einnahmen
bzw. Erlöse auf Fahrten,
Linien oderVerkehrsun-
ternehmen präzise zu
berechnen.
Nicht nur innerhalb

des MVV-Verbundrau-
mes, sondern auch bei
unterschiedlichen Ei-
senbahnunternehmen

hat die MVVGmbH als neu-
traler Gutachter in den
Jahren 2008 – 2012 Zählun-
gen und Befragungen vor
allem auch zur Ermittlung
der Einnahmen (und der ge-
genseitigenAnerkennung der
Tarife) durchgeführt.
Dazu gehören auch Ver-

gleichs- und Kontrollzählun-
gen von technischen Zähl-
systemen (AFZS) indenFahr-
zeugen und die Erstellung ei-
nes Testats zum ordnungs-
gemäßen Funktionieren die-
ser Systeme.
Der Bereich Verkehrsfor-

schung liefert also laufend
Daten für unterschiedlichste
Aufgaben, denn fundierte
Entscheidungen brauchen
eine ausreichende Daten-
grundlage. Dies gilt intern
für den Bereich Regionalbus
(Planungsdaten/Qualitätssi-
cherungsmaßnahmen), den
Bereich Konzeption (Progno-
sewerte, P+R/B+R-Nachfra-
gedaten) und den Bereich

Marketing/Tarif (Nutzer-
gruppen, Verkäufe, Einnah-
men) sowie auch für die Ge-
sellschafter des MVV, die
Verkehrsunternehmen, die
Bayerische Eisenbahngesell-
schaft (BEG), das Planungs-
referat der Stadt München
und die Gemeinden.
Dazu unterhält der Ver-

bund ein Team mit fast 90
Interviewern/Zählern, die
seit 2007 mit modernen
Handheld-Computern vor Ort
unterwegs sind, um effizient
und kostengünstig Erhebun-
gen durchzuführen und die
Daten möglichst schnell ei-
ner Verarbeitung und Ana-
lyse zuzuführen.
Und schließlich werden die

Erhebungsdaten auch zur
Erstellung einer umfassen-
den Statistik (u.a. Fahrgäste
und Einnahmen imVerbund)
genutzt. Verkehrserhebun-
gen erfolgen kostengünstig
und aus einer Hand. Dies
nutzt sowohl den Aufgaben-
trägern, den Verkehrsunter-
nehmen und nicht zuletzt
auch den Fahrgästen.

Ihr qualitätsgeprüfter Partner für

■ Linien-, Berufs- u. Schülerverkehr

■ Schülerreisen, Gruppenreisen

■ Firmen- und Vereinsausflüge

■ Hotel, Messe- u. Flughafentransfer

■ Reiseplanung von A - Z

Linien-, Berufs- u. Schülerverkehr

Schülerreisen, Gruppenreisen

Firmen- und Vereinsausfl üge

Hotel, Messe- u. Flughafentransfer

Wir gratulieren zum 40 jährigen Jubiläum

und wünschen weiterhin viel Erfolg!

Telefon 0 81 04 / 8 94 54 ● www.geldhauser.de
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Das MVV-
Kundenbarometer
Untersuchungen der Kundenzufriedenheit haben im
MünchnerVerkehrs- undTarifverbund (MVV) eine lange
Tradition. Zu wissen, was die Kunden wollen, ob und
inwieweit sie mit dem Angebot zufrieden sind oder nicht
und warum sie das Angebot des Verbundsystems häufig,
gelegentlich oder selten nutzen, steht alsAufgabenstellung
seit jeher im Fokus derMVV-Marktforschung.
Seit dem Jahr 1996 gibt es

hierfür das vom MVV ge-
meinsam mit TNS Infratest
Bielefeld entwickelte spezi-
elle Marktforschungsinstru-
ment zur regelmäßigen Er-
hebung der Kundenzufrie-
denheit – das MVV-Kunden-
barometer. Das MVV-Kun-
denbarometer zielt über eine
Befragung von ÖPNV-Nut-
zern im Bereich des MVV
auf eine Erfassung der Kun-
denzufriedenheit und deren
Veränderung bezogen auf
alle relevanten im MVV er-
brachten Leistungen.

Abfrage- und
Auswerteverfahren
Durch ein spezielles Abfra-

ge- undAuswerteverfahren ist
bei jedem abgefragten Merk-
mal deutlich erkennbar, ob es
für denKunden auchwirklich
wichtig oder eher nebensäch-
lich ist. So kann präzise
erkannt werden, ob bei gerin-

ger Kundenzufriedenheit mit
einemMerkmal in jedem Fall
gegengesteuert werden muss

Leistungsverbesserungen
und gezielte und effiziente
Marketing-Aktivitäten ablei-
ten, zum anderen können –
unter Berücksichtigung der
Veränderungen in der Beur-
teilung – Effekte und Aus-
wirkungen von konkreten
Maßnahmen und Verbesse-
rungen gemessen werden, so
dass Erfolgskontrollen aller
Art möglich sind. Die durch
das Kundenbarometer ge-
wonnenen Erkenntnisse sind
wertvolle Hilfen sowohl für
die detaillierte Gestaltung
und Weiterentwicklung des

information, des unterneh-
mensübergreifenden Marke-
tings im Verbund und ande-
rer „weicher“ Faktoren.

Monatliche
Befragungswellen
Seit Oktober 2005 wird im

so genannten Tracking-Ver-
fahren mit monatlichen Be-
fragungswellen erhoben. Die
Monats-Stichproben werden
zu Halbjahres- und Jahres-
Stichproben kumuliert. Da-
mit sind zum einen saisonale
Effekte sehr gut abbildbar und
zum anderen sind Auswir-

oder der Handlungsbedarf
eher nachrangig ist.
Zum einen lassen sich aus

den Ergebnissen der Unter-
suchungen kurz- und mittel-
fristige Zielsetzungen für

Leistungsangebots der Ver-
kehrsunternehmen im MVV
– also sozusagen die „harten“
Faktoren des Angebots – als
auch für die Konzeption des
Verbundtarifs, der Fahrgast-

kungen von aktuellen Ereig-
nissen oder von aktuellen
Angebotsveränderungen auf
die Kundenzufriedenheit und
Kundenbindung kurzfristig
mess- und darstellbar.

2,0

2,2

2,4

2,6

2,8 2,79

2,90

3,05

2,73
2,85

2,73

2,93

3,18

2,9

3,12

3,36

2,92

3,14

3,37

2,80

2,93

3,06

270

2,85

3,0

2,66

2,86

3,07

2,72 2,72

2,82

2,92

2,84

2,96
2,88

3,04

2,72

3,003,0

3,2

3,4

3,6 18 16
20

27 28

20 17 18
16

18 19

3,8

4,0
1996 1997 1999 2001 2003 2005/2006 2007 2008 2009 2010 2011

100

90

80

70

60

50

40

30

20

10

0

Entwicklung der Kundenzufriedenheit im MVV seit 1996

Anteil enttäuschter Kunden MVV gesamt

Globalzufriedenheit Wohnort Stadt München

Globalzufriedenheit MVV gesamt

Globalzufriedenheit Wohnort MVV-Landkreise

40 JAHRE NAHVERKEHR IN UND UMMÜNCHEN
Wir gratulieren dem Münchner Verkehrs- und Tarifverbund recht herzlich zu
diesem Jubiläum! Gleichzeitig bedanken wir uns für das entgegengebrachte Ver-
trauen und die langjährige gute Zusammenarbeit! Auf die nächsten 10 Jahre!

EINstEIgEN. ZURÜCKlEHNEN.

Boos-Bus GMBH & Co. KG KienBerGersTr. 6 85391 AllersHAusen WWW.Boos-Bus.CoM
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Klassisches CarSharing
plus MVV
Eine Mobilitätsalternative

auch in den Landkreisen imMVV
Die Teilnahme am klassischen CarSharing und der Ver-
zicht auf den eigenen Pkw ist auch in den Landkreisen im
MVV ohne Mobilitätseinschränkungen möglich, wenn die
Teilnahme am CarSharing (CS) mit der MVV-Nutzung
gekoppelt wird.

CarSharing-Teilnehmer
in den MVV-Landkreisen
nutzen den MVV überdurch-
schnittlich häufig und ver-
wenden hierfür häufig ein
MVV-Abo. Ein hoher Anteil
der CS-Teilnehmer besitzt
kein eigenes Fahrzeug (mehr),
hat dies anlässlich der CS-
Teilnahme abgeschafft oder
auf eine Neu-Anschaffung
verzichtet.

Weniger PKW-Fahrten

Sie reduzieren zudem ihre
jährliche Pkw-Fahrleistung
um 60 %, von durchschnitt-

nen und Teilnehmern von
sieben klassischen CarSha-
ring-Organsiationen (CSO)
nun erstmalig auch im Um-
land Münchens. Klassisches
CarSharing beinhaltet im
Unterschied zu neuen car-
sharingähnlichen Angeboten
einen Kilometer-Tarif und
ein vielfältiges Fahrzeugan-
gebot, das dazu beiträgt, ei-
nen eigenen Pkw verzichtbar
zu machen.

Hohe Beteiligungsquote

Die Beteiligungsquote an
der Befragung von 68 % ist

Das ADFC-MVV-Faltrad:

Mobilität im Handgepäck
Radfahren ist eine besonders nachhaltige und umweltge-

rechte Form der Mobilität - so wie das Fahren mit den
öffentlichen Verkehrsmitteln imMVV.Was liegt näher, als
Rad, Busse und Bahnen noch enger miteinander zu ver-
zahnen?
Daher bietet derADFCmitUnterstützung desMVVund

derRadlhauptstadtMünchen ein qualitativ hochwertiges 7-
Gang-Faltrad an. Das weiß-orangefarbene Rad lässt sich in
nur zehn Sekunden auf- oder zufalten. Dank exzellenter
Technik hat es ein ausgezeichnetes Fahrverhalten und kann
sogar für Langstrecken genutzt werden. http://www.mvv-
muenchen.de/faltrad.

lich 9.600 auf nur noch
3.600 jährlich gefahrene Pkw-
Kilometer und bleiben trotz-
dem mobil. Die CS-Teil-
nehmer leisten so einen per-
sönlich erheblichen Beitrag
zum Umwelt- und Klima-
schutz und tragen zu noch
mehr Lebensqualität und
Nachhaltigkeit in denMVV-
Landkreisen bei.

Repräsentativbefragung

Dies zeigt eine aktuelle
Repräsentativbefragung des
MVV bei 565 Teilnehmerin-

erfreulich hoch und unter-
streicht die Aktualität und
das Interesse amThema auch
im Umland Münchens. Der
MVV führte diese Unter-
suchungen zur Evaluierung
möglicher Kooperationen
mit CSO durch.
An der Befragung beteiligt

haben sich StadtTeilAuto
Freising,VaterstettenerAuto-
Teiler, Energiewende Ober-
land (Wolfratshausen), Gra-
finger Auto-Teiler, CarSha-
ring-Union Markt Schwaben,
Ebersberger Auto-Teiler und
Öko-Mobil Pfaffenwinkel.

Die Fragen „Wie viele Kilometer haben Sie schätzungs-
weise vor Ihrer Teilnahme am Car-Sharing mit Ihrem
PKW zurückgelegt und wie ist das, seitdem Sie sich am
Car-Sharing beteiligen?“ zeigen ganz klar, dass sich die
private Fahrleistung um nahezu zwei Drittel reduziert.
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1.001 - 5.000

5-001 - 10.000

10.001 - 20.000

mehr als 20.000

Vor Beitritt
Seit Beitritt

PKW-Fahrleistung wird reduziert von:
rund 9.600 km vor Beitritt auf rund 3.600 km nach Beitritt / ca. - 62,5 %

STATTAUTO München 2011
rund 6.600 km vor Beitritt auf rund 2.700 km nach Beitritt / ca. - 60 %

Jährlich zurückgelegte Pkw-Kilometer
vor und nach Beitritt

Die BOB gratuliert ganz herzlich zum Jubiläum! Wir
wünschen alles Gute und viel Erfolg für die weitere
mobile Zukunft!

Ihre Bayerische Oberlandbahn

www.bayerischeoberlandbahn.de

Herzlichen
Glückwunsch!

40 Jahre MVV



40 JAHRE MVV16 GZ05. 07. 2012

Landkreis
Fürstenfeldbruck

Landkreis
München

Landkreis
Ebersberg

Landkreis
Erding

Landkreis
Freising

Landkreis
Dachau

Landeshauptstadt
München

Landkreis
Starnberg

Landkreis
Bad Tölz-

Wolfratshausen
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Wenn wir Ihnen mal ein tolles
Jubiläum auf die Nase binden dürfen.

S-Bahn | U-Bahn | Bus | Tram
www.mvv-muenchen.de

40 Jahre MVV: Wir danken allen, die schon
immer auf uns abfahren und es auch morgen tun.

40 Jahre MVV.
Hut ab!


